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GanzeuphorischwarderBür-
germeister, als ervon derLan-
desgartenschau in Rosenheim
berichtete. Seiner Meinung
nach schweißt so ein gemein-
sames Projekt die Bürger-
schaft zusammen und er-
schließt ungeahnte Energien.
Die Einzelnen zu mobilisieren,
um Positives zu bewirken, das
ist seine Vorstellung von einer
erfolgreichen Gemeinde. S.15
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V.l.:StellvertretenderKPV-LandesvorsitzenderHeinrichLenz,CSU-
GeneralsekretärAlexander Dobrindt, KPV-Landesvorsitzender Ste-
fan Rößle und LandesgeschäftsführerWernerBumeder. Bild: DK

V. l.: Sabine Gröpel, Leiterin der vhs im Landkreis Cham, Ulrike
Schmid, Leiterin der vhs Regensburg Land, OB Hans Schaidinger,
Vorsitzender des Bayerischen Städtetags, Horst Seehofer, Bayeri-
scher Ministerpräsident, Wilhelm F. Lang, bvv-Verbandsdirektor,
Christine Loibl, bvv-Sprachenreferentin und MatthiasTreiber, Lei-
ter der vhs Landshut. Bild: bvv

Dr. Uwe Brandl (l.) bei der Übergabe des Bayerischen Verdienst-
ordens durch Ministerpräsident Horst Seehofer. ��

und Ministerpräsident Seehofer
sich klar dazu bekannt hätten, Än-
derungen nicht gegen den Willen
der Kommunen vorzunehmen.

„Wir müssen uns klar positio-
nieren“ forderte Rößle vor den
KPV-Mitgliedern. Zu diesem
Zweck wird die CSU-Landes-
gruppe im Deutschen Bundestag
speziell mit CSU-Kommunalpo-
litikern am 25. September eine
Veranstaltung durchführen, ehe
die Gemeindefinanzkommission
noch einmal im Oktober zusam-
mentreffen wird.

Kandidatenauswahl

Auch im Hinblick auf die
Kommunalwahlen 2014 habe die
KPV die vorrangigeAufgabe, die
CSU „in Stellung zu bringen“,
sprich geeignete Kandidaten auf-
zustellen. 2011 bereits stünden
die Durchwahlen auf Kommunal-
ebene an. Noch in diesem Jahr
werden zwei Regionalveranstal-
tungen durchgeführt: im Oktober
in Fürstenfeldbruck und im No-
vember in Bayreuth. Jedem
Kreisverband soll dabei die Sensi-

(Fortsetzung auf Seite 4)

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss in München:

Positionierung und
Mobilisierung

Aussprache mit CSU-GeneralsekretärAlexander Dobrindt
Für eine „aufrichtige Politik, die sich hoffentlich mittel-
und langfristig auswirkt“, hat sich der Landesvorsit-
zende der KPV der CSU, Landrat Stefan Rößle ausge-
sprochen. Im Rahmen der jüngsten KPV-Landesvor-
stands- und Hauptausschuss-Sitzung in München führ-
te er die Schwierigkeit vorAugen, das von der Bundes-
regierung beschlossene Sparpaket transparent zu ma-
chen. Allein, was die kritische Prüfung sozialer Stan-
dards anbelangt, sei zumindest vorübergehend damit
zu rechnen, „dass die Prügel, die man dafür bekommt,
zahlreicher sind als wohlwollendes Schulterklopfen“.

Aufgabe der CSU müsse es nun
sein, die aktuellen Themen gut zu
verkaufen, sagte Rößle. Beim Par-
teitag im Oktober werde Minister-
präsident Seehofer sein angekün-
digtes Regierungsprogramm „Fa-
milie, Bildung, Innovation“ (FBI)
vorstellen. Mit Blick auf Seeho-
fersAuftrag an Landesgruppe und
Landtagsfraktion, eine Kampagne
zum Thema Bildung zu starten,
sprach sich der KPV-Vorsitzende
dafür aus, hier die kommunale
Ebene etwas zu stärken. Dies soll
durch die Übertragung von mehr
Verantwortung vor Ort geschehen
– beispielsweise bei Projekten wie
der Ausgestaltung der Mittagsbe-
treuung oder des Nachmittagsan-
gebots. Schließlich müsse das
Kultusministerium nicht alles bis
ins Detail vorschreiben. Nach
Rößles Vorstellung könnten auf
Landkreisebene oder gemeinde-
übergreifend Bildungspakte
gegründet werden.

HöhererAnteil an
der Umsatzsteuer

Stichwort Kommunalfinanzen:
Die von der Bundesregierung ein-
berufene Gemeindefinanzkom-
mission soll die kommunalen Ein-
nahmen und Ausgaben analysie-
ren und Alternativen aufzeigen.
Themen derArbeitsgruppe „Kom-
munalsteuern“ sind die Gewerbe-
steuer und die Frage eines auf-
kommensneutralen Ersatzes der
Gewerbesteuer durch einen kom-

munalen Zuschlag auf die Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer
sowie einen höheren Anteil an der
Umsatzsteuer. Zunächst hat die
AG „Kommunalsteuern“ das
Prüfmodell und die damit verbun-
denen finanziellen und administra-
tiven Wirkungen untersucht. Das
Prüfmodell beinhaltet folgende
Komponenten:

Abschaffung der Gewerbe-
steuer mit Wegfall der Gewerbe-
steuerumlage

Wegfall des derzeitigen Ge-
meindeanteils an der Einkom-
mensteuer

Zuschlag der Gemeinden auf
die Einkommensteuer mit Hebe-
satzrecht sowie

Zuschlag der Gemeinden auf
die Körperschaftsteuer mit Hebe-
satzrecht

Erhöhung des Gemeinde-
anteils an der Umsatzsteuer (neue
Verteilungsregel).

Die AG kam nun nach Rößles
Darstellung zu dem Zwischener-
gebnis, dass das Prüfmodell zu
jährlichen Steuerausfällen in
Höhe von 5 bis 6 Mrd. Euro für
den Gesamtstaat führen würde.
Dieses von der FDP favorisierte
Modell sei schlichtweg „nicht ak-
zeptabel“. Hier müsse man sich
deutlich abgrenzen, forderte der
KPV-Vorsitzende. Diese Auffas-
sung verträten auch die kommu-
nalen Spitzenverbände. Zwar sei
die Gewerbesteuer insgesamt
nicht ideal, doch gebe es derzeit
noch keine bessere Alternative.
Ein Stück weit beruhigend“ sei,
dass Finanzminister Fahrenschon

Päsident des Bayerischen Gemeindetags:

Brandl erhält
Verdienstorden

Der Präsident des Bayerischen Gemeindetags, Er-
ster Bürgermeister Dr. Uwe Brandl, erhielt den
Bayerischen Verdienstorden. Ministerpräsident
Horst Seehofer würdigte damit die besonderen Ver-
dienste des Gemeindetagspräsidenten für Bayerns
Städte, Märkte und Gemeinden.

Ob Finanzausstattung der Kom-
munen, Energie- und Umweltpoli-
tik, Breitbandausbau, Feuerwehr-
wesen, Schul- und Bildungspolitik
- stets setzte sich Brandl engagiert
und kämpferisch für dieAnliegen,
Wünsche und Forderungen der
Städte und Gemeinden ein.

Stetiger
Mitgliederzuwachs

Seit seiner Wahl zum Präsiden-
ten im Jahre 2002 hat der größte
Kommunalverband Bayerns ei-
nen stetigen Mitgliederzuwachs
erfahren. Mittlerweile vertritt er
fast alle kreisangehörigen Städte,
Märkte und Gemeinden des Frei-
staats. Brandl, der seit 1993 Erster
Bürgermeister der Stadt Abens-
berg (Lkr. Kelheim) ist, erhielt be-
reits im Jahr 2007 das Bundesver-
dienstkreuz.

Dankbare Anerkennung

Im Rahmen einer Feierstunde
im Antiquarium der Residenz
München zeichnete Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer jüngst 57 Per-
sönlichkeiten mit dem Bayeri-
schen Verdienstorden aus. Der
Bayerische Verdienstorden wird
„als Zeichen ehrender und dank-

barer Anerkennung für hervorra-
gende Verdienste um den Freistaat
Bayern und das bayerische Volk“
verliehen. Die Zahl der lebenden
Träger des Bayerischen Verdienst-
ordens ist auf 2.000 begrenzt. �

Bayerischer Städtetag in Straubing:

„Da sein für alle“
Fokus auf städtische Infrastruktur und Dienstleistungen

Rund 100 Gäste aus Europa-, Bundes- und Landespoli-
tik sowie 250 Delegierte (Oberbürgermeister, Bürger-
meister und Stadträte) der Mitgliedsstädte und -ge-
meinden trafen sich zur öffentlichen Verbandsver-
sammlung des Bayerischen Städtetags in Straubing.

Im Mittelpunkt der Tagung, die
sich mit der städtischen Infra-
struktur und Dienstleistungen be-
fasste, standen Reden von Mini-
sterpräsident Horst Seehofer und
dem Städtetagsvorsitzenden, Re-
gensburgs Oberbürgermeister
Hans Schaidinger.Außerdem ver-
abschiedete die Vollversammlung
eineAcht-Punkte-Resolution (sie-
he Kasten Seite 4).

Zuvor jedoch warb der Gastge-
ber, Straubings Oberbürgermeister
Markus Pannermayr, mit der Vor-
führung des neuen Straubing-Ima-
gefilms für die Stadt und machte
sie auch als Wirtschaftsstandort
schmackhaft. In der Tat kann die
Gäubodenstadt spektakuläre An-
siedlungen vermelden: So wurde
zunächst mit dem symbolischen
Spatenstich das Laborgebäude der
Fraunhofer-Projektgruppe „Bio-
Cat“ auf den Weg gebracht. Das
1,65 Millionen Euro teure Gebäu-
de wird einmal zwölf Mitarbeitern
Platz bieten. „BioCat“ wird in

Straubing unter anderem an
maßgeschneiderten Polymeren
aus nachwachsenden Rohstoffen
für die Wirtschaft forschen.

Darüber hinaus hat die Süd-Che-

mie AG angekündigt, eine Bio-
technologie-Großanlage im Indu-
striegebiet Straubing-Sand zu er-
richten. Das Projekt soll deutsch-
landweit Maßstäbe in der Herstel-
lung von Biokraftstoffen aus Stroh
setzen. OB Pannermayr wertet die
Ansiedlung als langfristige Zu-
kunftsperspektive für Forschung
und Wissenschaft in der Region.

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Emil Heinemann

97526 Sennfeld
am 10.9.

Bürgermeister Ferdinand Brandl
94551 Hunding

am 14.8.

Bürgermeisterin Rita Böhm
85125 Kinding

am 18.8.

Bürgermeister
Gottfried Mitterer

84556 Kastl
am 30.8.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Bauer

92331 Parsberg
am 3.9.

Bürgermeister Alois Scherer
92364 Deining Opf.

am 8.9.

Bürgermeisterin
Erna Stegherr-Haußmann

86477 Adelsried
am 10.8.

Bürgermeister Manfred Eibl
94157 Perlesreut

am 13.8.

Bürgermeister Georg Ondrasch
97737 Gemünden a. Main

am 22.8.

Bürgermeister Ekkehard Hojer
96148 Baunach

am 24.8.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Geier

85410 Haag a. d. Amper
am 11.8.

Bürgermeister
Waldemar Bloch

94100 Tittling
am 12.8.

Bürgermeister Lorenz Fuchs
84175 Schalkham

am 21.8.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rudolf Reichel

95186 Höchstädt i. F.
am 24.08.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfons Wolf

94375 Stallwang
am 22.8.

Bürgermeister Karl Wolf
97350 Mainbernheim

am 26.8.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gotthard Färber

92286 Rieden
am 6.9.

Bürgermeister Michael Schulz
86879 Wiedergeltingen

am 7.9.

Bürgermeister Josef Streicher
94551 Lalling

am 12.9.

Bürgermeister Georg Holzinger
89356 Haldenwang

am 13.9.

Bürgermeister Valentin Weber
63846 Laufach

am 15.8.

Bürgermeister Heinrich Lenz
94146 Hinterschmiding

am 16.8.

Bürgermeister Klaus Hofmann
97839 Esselbach

am 16.8.

Bürgermeister Heinrich Stenzel
94360 Mitterfels

am 16.8.

Bürgermeister Heinz Henninger
90599 Dietenhofen

am 20.8.

Bürgermeister Winfried Bruder
63791 Karlstein a. Main

am 20.8.

Bürgermeister Martin Echter
86577 Sielenbach

am 30.8.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Initiative der AKDB:

Innovationsstiftung
bayerische Kommune
AufAnregung der bayerischen Kommunalen Spitzenverbände hat
dieAKDB die „Innovationsstiftung bayerische Kommune“ errich-
tet. Der Bayerische Gemeindetag, der Bayerische Städtetag, der
Bayerische Landkreistag, derVerband der bayerischen Bezirke so-
wie die AKDB als Stifterin wollen damit die Modernisierung der
Verwaltung zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der bayerischen
Kommunen und zum nachhaltigen Nutzen für die Bürger unter-
stützen. Die demografische Entwicklung, der technologische Wan-
del und die große Bedeutung der Kommunen sind die Hauptgrün-
de fürdie Errichtung einersolchen Stiftung. Die Stiftung fördert auf
Vorschlag der bayerischen Kommunalen Spitzenverbände innova-
tive Vorhaben oder Pilotprojekte mit IT-Bezug und verfolgt aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke.

In München fand jüngst die
konstituierende Sitzung des Ku-
ratoriums und anschließend in
den Räumen der Regierung von
Oberbayern die Übergabe der
Anerkennungsurkunde statt. Re-
gierungspräsident Christoph Hil-
lenbrand überreichte den ge-
schäftsführenden Präsidial- und
Vorstandsmitgliedern der bayeri-
schen Kommunalen Spitzenver-
bände Dr. Jürgen Busse, Reiner
Knäusl, Johannes Reile und Nor-
bert Kraxenberger sowie dem

Vorstand der AKDB, Alexander
Schroth und Rudolf Schleyer, die
Anerkennungsurkunde: „Dank
dieser Stiftung wird die Zukunfts-
fähigkeit bayerischer Kommunen
vorangetrieben“, so Hillenbrand.

Kommunale Verwurzelung

Der Vorstandsvorsitzende der
Stiftung, Alexander Schroth, er-
klärte dazu: „Wir freuen uns, dass
die Spitzenverbände die Stiftung
gemeinsam mit der AKDB ins

Übergabe der Anerkennungsurkunde durch den Regierungsprä-
sidenten von Oberbayern, Christoph Hillenbrand, an die ge-
schäftsführenden Präsidial- bzw. Vorstandsmitglieder der bayeri-
schen Kommunalen Spitzenverbände und an den Vorstand der
AKDB. Von links: Christoph Hillenbrand, AKDB-Vorstandsvor-
sitzender Alexander Schroth, Dr. Jürgen Busse vom Bayerischen
Gemeindetag, Norbert Kraxenberger vom Verband der Bezirke,
Reiner Knäusl vom Bayerischen Städtetag, AKDB-Vorstandsmit-
glied Rudolf Schleyer sowie Johannes Reile vom Bayerischen
Landkreistag. ��

HGAA-Untersuchungsausschuss:

Vor einem
heißen Herbst

CSU will rücksichtsloseAufklärung der Geschehnisse
Warnung vor Vorverurteilungen

Dem Untersuchungsausschuss zum Kauf der Kärntner Hypo-
Group Alpe Adria (HGAA) durch die BayernLB im Jahr 2007
steht ein heißer Herbst bevor. Nach bisherigemAktenstudium und
Zeugenbefragungen sehen die Sprecher der Opposition insbeson-
dere die von der Staatsregierung gestellten Verwaltungsräte „un-
ter riesigem Druck“ zu klären, ob und warum sie Warnungen
nicht sorgfältiger geprüft, sondern dem Kauf überhastet zuge-
stimmt haben, was zum Verlust von 3,7 Mrd. Euro zu Lasten der
Steuerzahler geführt hat. Einig sind sich Opposition und Koaliti-
on, dass die Wahrheit ohne Rücksicht auf Personen gesucht und
gefunden werden müsse.

„Wir wollen Aufklärung und
keine Show oder Vorverurtei-
lung“, hat Ausschussvorsitzender
Thomas Keuzer (CSU) betont. Er
kritisierte das beharrliche Schwei-
gen der Banker, die sich im Aus-
schuss auf ihr Aussageverweige-
rungsrecht beriefen. Die Zwi-
schenbilanz der Opposition aber
sei unseriös und zeuge von man-
gelnder Objektivität. Es sei nicht
akzeptabel, jetzt bereits Schuldzu-
weisungen in Richtung der Ver-
waltungsräte zu treffen.

Sorgfaltspflichten

Sein Stellvertreter Harald Güller
(SPD) hatte vor der Presse gesagt,
der Ausschuss habe nach Akten-
studium und 34 Zeugenverneh-
mungen einen Informationsstand
erreicht, „den ein damaliges Mit-
glied desVerwaltungsrats hätte ha-
ben müssen, wenn es seinen Sorg-
faltspflichten nachgekommen wä-
re“. Der Verwaltungsrat habe an
keiner Stelle kritisch hinterfragt
und steuernd eingegriffen. Die Zeit
für die Prüfung von Risiken sei
nicht voll ausgeschöpft worden.

Ausschussmitglied Sepp Dürr
(Grüne) befand, der Verdacht auf

grobe Fahrlässigkeit der Verwal-
tungsräte verdichte sich; Gestützt
werde das durch das Gutachten
des emeritierten Wirtschaftsrechts-
professors Dr. Reiner Schmidt. Er
kam zu dem Schluss, dass die Ver-
waltungsräte eine „Holschuld“
gehabt und sich nicht auf die
„Bringschuld“ des Bankvorstands
hätten verlassen dürfen. Dürr,
Güller wie auch Bernhard Pohl,
der für die Freien Wähler imAus-
schuss mitarbeitet sehen die Haf-
tungsfrage gestellt, die letztlich
von den Gerichten zu entscheiden
sei. Im Landtag gehe es nur um
die Verwaltungsratsmitglieder aus
der Staatsregierung. Alles andere
sei Sache der zuständigen Staats-
anwaltschaften in Bayern und
Kärnten.

Gemeinsames Vorgehen

Die Oppositionssprecher sehen
insbesondere den seinerzeitigen
Finanzminister Professor Kurt
Faltlhauser im Zwielicht. Er
gehört zu den ab 28. September
zu vernehmenden Zeugen; von
dem seinerzeitigen Ministerpräsi-
denten Dr. Edmund Stoiber bis
hin zum amtierenden Chef Horst

Seehofer. Dazu kommen die ein-
stigen Verwaltungsratsmitglieder
Innenminister Dr. Günther Beck-
stein, Wirtschaftsminister Erwin
Huber sowie der damalige Spar-
kassenpräsident Siegfried Naser.

Güller bestätigte zwar, die bis-
herige gemeinsame Vorgehens-
weise habe sehr gut funktioniert.
Die erkennbare Verteidigungslinie
der CSU (dem Verwaltungsrat sei-
en vorsätzlich Informationen vor-
enthalten worden) sei indessen
„auf Treibsand gebaut und ein-
deutig durchbrochen worden“.
Dürr sieht als bereits erzieltes Er-
gebnis der parlamentarischen Un-
tersuchung des HGAA-Kaufs,
dass ab sofort alle Aufsichtsräte
von Unternehmen mit staatli-
cher und kommunaler Beteili-
gung deren Geschäfte genau
kontrollieren müssen, gemäß
dem Grundsatz der Holschuld.

Zweite Phase

Für die zweite Phase des Unter-
suchungsausschusses sindzunächst
15 Sitzungen bis zum 8. Dezember
angesetzt worden. Ob man dann
bereits an die Schlussberichte von
Koalition und Opposition herange-
hen kann, bleibt offen. Ein gemein-
samer Schlussbericht erscheint we-
nig wahrscheinlich. rm

Leben gerufen haben. Dies zeigt
einmal mehr, wie stark die
AKDB in der kommunalen Fa-
milie verwurzelt ist.“

Ausbau der Ideen zu
erstem Förderprojekt

Im kommunalen Bereich gibt
es eine ganze Reihe von Vorha-
ben und Projekten, die es verdie-
nen würden, gefördert zu werden.
Gerade bei der heutigen Haus-
haltslage vieler Kommunen las-
sen sich viele gute und sinnvolle
Ideen allein aus finanziellen
Gründen nicht realisieren. In der
ersten Sitzung unter der Leitung
des Vorsitzenden des Kuratori-
ums im Jahr 2010, Dr. Jürgen
Busse, wurden bereits mehrere
Ideen diskutiert, die demnächst
zu einem ersten Förderprojekt
ausgebaut werden sollen. Ein sol-
ches könnten beispielsweise die
Einsatzmöglichkeiten von multi-
funktionalen Chipkarten, elektro-
nischen Signaturen und dem neu-
en Personalausweis in Kommu-
nen sein. Angefangen von Mög-
lichkeiten beim Praxiseinsatz
über technische Themen bis hin
zu wichtigen Sicherheitsaspekten
sollen hier für alle Kommunen
Wege in die Zukunft aufgezeigt
werden. �

Pressekonferenz der NürnbergMesse:

Vor Umsatz- und
Gewinnsprung

Endspurt bei der 47-Millionen-Euro-Investition in
den neuen Eingangs- und Kongressbereich Mitte

Die NürnbergMesse hakt die
Wirtschaftskrise endgültig ab. Wie
Geschäftsführer Bernd A. Diede-
richs vor der Presse in der Noris-
stadt mitteilte, steht das Unterneh-
men im aktuellen Messejahr vor
einem deutlichen Umsatz- und
Gewinnsprung. Gerechnet wird
mit einem Umsatzanstieg auf über
180 Millionen Euro und einem
Gewinn von mehr als sieben Mil-
lionen Euro. „Bemerkenswert ist,
dass dabei die Umsatzerlöse ge-
genüber Plan nur um rund sechs
Prozent wachsen, während sich
das Jahrergebnis voraussichtlich
um satte 18 Prozent verbessert“,
machte Diederichs deutlich.

Auswirkungen der
Wirtschaftskrise spürbar

Laut Geschäftsführer wird da-
mit gleichzeitig das turnusgemäß
schwächere Geschäftsjahr 2009
glatt gebügelt, in dem die Nürn-
bergMesse bei einem Umsatz von
133 Millionen Euro einen Verlust
von 6,2 Millionen Euro zu ver-
zeichnen hatte, immerhin rund 1,4
Millionen Euro besser als ur-
sprünglich geplant und befürchtet.

Trotz des absehbaren Rekord-
ergebnisses sind Diederichs zu-
folge bei den Fachmessen des er-
sten Halbjahres die Auswirkun-
gen der globalen Wirtschafts- und
Finanzkrise sichtbar. Schließlich
stammten die Budgets der aus-
stellenden und besuchenden
Wirtschaft für die Messen des
Jahres 2010 aus der zweiten Hälf-
te des Jahres 2009. „Der Opti-
mismus machte damals Pause“,
blickte Diederichs zurück. „Im
Ergebnis gehen auch bei uns zwei
von drei wichtige Messekennzah-
len des ersten Halbjahres 2010
bei den Eigen- und Partnerveran-
staltungen leicht zurück: Ausstel-
ler minus zwei, Nettofläche mi-
nus drei Prozent.“

Gegen den Trend

Gegen diesen Trend stemme
sich der Fachbesuch, der um zwei
Prozent wachse. Einmal mehr ha-
be sich die internationale Beteili-
gung am Messeplatz Nürnberg
deutlich positiver entwickelt als
die nationale: Die Zahl der inter-
nationalen Aussteller wuchs um
ein Prozent, die von diesen Aus-
stellern gemietete Nettofläche

legte überproportional um drei
Prozent zu und der internationale
Fachbesuch kletterte sogar um
fünf Prozent.

Weitere Erholung

Für das zweite Halbjahr rech-
net Diederichs mit einer weiteren
Erholung. „Wir stehen mitten im
stärksten Veranstaltungsjahr in
der Geschichte der Nürnberg-
Messe. Turnusgemäß finden alle
großen Messen statt, keine pau-
siert“, erklärt Diederichs das ab-
sehbare Rekordergebnis. „Rund
90 Prozent unseres Umsatzes
werden wir im Inland erwirt-
schaften, circa zehn Prozent im
Ausland.“ Noch positiver stelle
sich die Gewinnentwicklung des
Unternehmens dar. Hier werde
sich das Ergebnis gegenüber dem
vergangenen Jahr um rund 13
Millionen Euro verbessern.

Sowohl 2009 wie auch 2010
werde das Ausland einen Teil zur
Ergebnisverbesserung beisteuern.
Zur Reduzierung des geplanten
Verlusts 2009 hätten gut 20 Pro-
zent der Tochtergesellschaften im
Ausland beigetragen. „Auch im
Jahr 2010 werden unsere Töchter
in China, Nordamerika, Brasilien
und in Italien in Summe Gewinne
abliefern, wir rechnen mit rund
500.000 Euro“, so Diederichs.

Zentrum derAktivitäten

Weitere gut 6,5 Millionen Euro
Gewinn werde man in Nürnberg
erwirtschaften, fuhr der Ge-
schäftsführer fort. Daraus werde
deutlich: „Nürnberg ist und bleibt
das Zentrum unserer Aktivitäten.
Dazu bekennen wir uns auch im
Rahmen unserer Strategie Nürn-
bergMesse 2020. Dass es sich da-
bei nicht um ein Lippenbekennt-
nis handelt, ist aus den Gelände-
investitionen der vergangenen
Jahre zu ersehen. Allein in 2009
und 2010 investieren wir über 50
Millionen Euro in die Qualität des
Geländes, davon den größten Teil
in das Ensemble Mitte.“

Damit werde die Attraktivität
eines Messe- und Kongressgelän-
des erhöht, das zu den am besten
ausgelasteten in Deutschland und
Europa zählt. „Eine Auslastung,
die wir künftig weiter steigern
wollen“, meinte Diederichs. Des-
halb werde man sich in den kom-

menden Jahren vor allem darauf
konzentrieren, die logistischen
Rahmenbedingungen zu verbes-
sern und nicht die Hallenfläche zu
erweitern. „Derzeit haben wir ei-
nen Auslastungsfaktor von 12
bzw. 13, je nachdem ob wir von
turnusgemäß stärkeren oder
schwächeren Messejahren spre-
chen. Der Auslastungsfaktor gibt
an, wie häufig unsere Hallen-
fläche genutzt wurde. In einigen
Jahren soll sich dieser Ausla-
stungsfaktor bei 14 und 15 bewe-
gen, was einer Steigerung von
rund 25 Prozent entspräche.“

„Wir entwickeln unsere beste-
henden Veranstaltungen kontinu-
ierlich weiter und sind gleichzeitig
permanent auf der Suche nach
neuen Veranstaltungen“, stellte
der Geschäftsführer fest. Als
„neue, viel versprechende Veran-
staltungen“ nannte er in diesem
Zusammenhang die Perimeter
Protection, die erstmals in Koope-
ration mit dem Messeveranstalter
H&K aus Baden-Württemberg in
Nürnberg durchgeführt wurde,
und die art fair europe, eine Fach-
messe für Kunsthandel, die An-
fang Oktober zum ersten Mal in
Nürnberg stattfinden wird.

Erfolgreiche Töchter
imAusland

Was Auslandsmessen anbe-
langt, verwies der Geschäftsfüh-
rer unter anderem auf Indien, wo
einAbleger der fensterbau/fronta-
le gestartet wird.Angelehnt an die
Leitmesse Chillventa soll in 2010
die FachmesseACREX im Kälte-
Klima-Segment durchgeführt
werden. Diederichs: „Sollten sich
diese und die bereits bestehende
BioFach India weiterhin so posi-
tiv entwickeln, werden wir dem
Aufsichtsrat der NürnbergMesse

die Gründung einer weiteren
Auslands-Tochtergesellschaft
vorschlagen. Das wäre nach Chi-
na, Nordamerika, Brasilien und
Italien dann die Nummer fünf.“

Mit Blick auf den Start einer
ganzen Reihe neuer Projekte wies
Diederichs darauf hin, „dass mit
dem vorhandenen Personal dieser
nächste Wachstumsschub nicht zu
bewältigen ist“. Der Aufsichtsrat
der NürnbergMesse habe deshalb
in seiner Sommersitzung grünes
Licht für zusätzliches Personal ge-
geben. Nachbestzungen und neue
Stellen zusammengerechnet erge-
be sich ein aktueller Bedarf von
20 Personen. „Außerdem werden
wir im September 13 neueAuszu-
bildende und Trainees begrüßen
und damit die Ausbildungsquote
am Standort Nürnberg bei über 12
Prozent halten.“

Heimatstandort

Wie bei den Investitionen in
das Messe- und Kongresszen-
trum profitiere auch bei den Inve-
stitionen in zusätzliches Personal
vor allem der Heimatstandort,
fuhr Diederichs fort. Faktisch alle
Stellen, auch jene für die interna-
tionalen Aktivitäten, entstünden
in der Norisstadt. „Am Jahresen-
de werden alles in allem über 360
Kolleginnen und Kollegen für
den weiteren Erfolg und das wei-
tere Wachstum der Nürnberg-
Messe Group arbeiten.“ Während
sich andere Messeplätze einen
Einstellungsstopp verordnet hät-
ten oder sogar wie im Fall von
Mailand und Köln deutlich Per-
sonal abbauten, wachse das
Nürnberger Unternehmen weiter.
Einen positiverenAusblick könne
es wohl kaum geben, meinte Die-
drichs denn auch zum Abschluss
seiner Ausführungen. DK
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KolumneGZ Heinrich Lenz

Liebe Leserinnen
und Leser,

das im Funksprechverkehr
verwendete, internationale Not-
signal wird immer häufiger
auch von den Kommunen ab-
gesetzt. Viele schon seit Jahren
chronisch unterfinanzierte Ge-
meinden haben das Ende der
Fahnenstange erreicht, sind
ohne professionelle Hilfe nicht
mehr in der Lage, ihre Pflicht-
aufgaben zu erfüllen und kom-
munale Selbstverwaltung in
der gesamten Bandbreite anzu-
bieten. Fehlendes Wirtschaftswachstum, Firmen-/
Bankenpleiten, Kurzarbeit, verpuffte Steuer-
geschenke (Gastronomie), das Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz und die Verrechnungsmög-
lichkeit der Pflege- und Krankenkassenbeiträge

mit der Einkommensteuer haben in kurzer Zeit
gerade bei den Haupteinnahmequellen, der Ge-
werbe- und Einkommensteuer, zu einem bisher
nicht da gewesenen Budgetkahlschlag geführt,
der selbst bei größtmöglichen Sparanstrengun-
gen für viele nicht mehr zu bewältigen ist.

Die Schulden explodieren, ausgeglichene Haus-
halte sind in weite Ferne gerückt und die Emp-
fänger des Notrufs befinden sich selbst in ernst-
haften Kalamitäten, können den Rettungsschirm
nicht mehr auslösen. Während die Industrie
schon an Entwarnung denkt und die Arbeitslo-
senzahlen eine Trendwende suggerieren, geht bei
uns der Überlebenskampf erst richtig los.

Deprimierend stellt sich auch das Umfeld dar.
Mit unvorstellbaren Summen müssen sozusagen
im Blindflug Griechenland und andere Wackel-
kandidaten Europas vor dem Absturz bewahrt
und Haushaltslöcher gestopft werden. Die Neu-
verschuldung des Bundes 2010 erreicht mit
65 Mrd. € den höchsten Stand seit Bestehen der
Bundesrepublik, sie summiert sich nunmehr auf
1,7 Billionen und vermehrt sich pro Sekunde um
unglaubliche 4.600 €.

Ähnlich verhält es sich bei den Kassenkredi-
ten zur kurzfristigen Überbrückung von Ein-
nahmeausfällen. Diese betrugen vor 20 Jahren
noch rund 1 Mrd. €, heute liegen wir deutsch-
landweit bei über 37 Mrd. € – mit steigender
Tendenz. Forderungen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung und Pensionslasten werden
schon in wenigen Jahren zu erheblichen fiskali-
schen Problemen führen.

Viele Krankenkassen drohen ohne kräftige Bei-
tragserhöhungen zu kollabieren. Weiteres Un-
gemach droht über die US-Kreditkartenblase,
Subprime-Kredite und die in Bad Banks nur zwi-
schengelagerten toxischen Papiere. Der Oberste
Bayerische Rechnungshof berichtet in einer ge-
wissen Regelmäßigkeit von Missmanagement,
von Fehlplanungen und Kostenexplosionen,
teuren Annehmlichkeiten, Mängeln im Beschaf-
fungswesen oder auch von teuren Reisen und

Empfängen auf Kosten der All-
gemeinheit.

Einmal im Jahr hält uns der
Bund der Steuerzahler den Spie-
gel vor und stellt fest: „So viel
Verschwendung wie noch nie!“
In der Sammlung, im sog.
Schwarzbuch, werden die „Sün-
der“, die unmoralischen, ille-
galen und vereinzelt auch
kriminellen Machenschaften
von Einzelpersonen, politi-
schen oder wirtschaftlichen
Organisationen aufgelistet und
dabei geht es immer nur um
die gravierenden Fälle.

Im Jahr 2009 waren es rund 30 Mrd. €, die
demnach unnütz ausgegeben wurden. Gegen
Ende der abgelaufenen Wahlperiode wurden
von 115 Abgeordnetenbüros des Bundes 396 Füll-
federhalter und Stifte einer teuren Marke im Ge-
samtwert von 68.800 € auf Kosten der Allge-
meinheit bestellt. Nur nebenbei sei erwähnt,
dass jeder Bundestagsabgeordnete monatlich
eine steuerfreie Kostenpauschale in Höhe von
aktuell 3.868 € bekommt, die auch für ein edles
Schreibgerät reichen sollte.

Steuerhinterziehungen sind heute Kavaliers-
delikte. Die Rücktritte von Ministerpräsidenten,
das Wahldebakel bei der Bundespräsidenten-
wahl, Symptome der Auflösung bei Schwarz-
Gelb und die Niederlage beim Rauchverbot in
Bayern runden die düstere Stimmung ab, die
sich in der Bevölkerung manifestiert. Wie soll
bei dieser Dichte an Verfehlungen, kriminellen
Handlungen und Unvermögen noch Vertrauen
in unser System und die Aktionen der Politik
entstehen bzw. wieder zurück gewonnen wer-
den? Wenn die Krise auch als Chance zu verste-
hen ist, ist genau jetzt der richtige Zeitpunkt, um
gegenzusteuern.

Wir müssen mit dem Verteilen von Wohltaten
zu Lasten künftiger Generationen aufhören,
schnellstmöglich runter von überzogenen Stand-
ards, die längst überfällige Rosskur selbst ein-
leiten und mit letzter Kraft versuchen, uns wie
Baron Münchhausen am eigenen Schopf aus
dem Sumpf zu ziehen. Um die aufgetürmten,
„sichtbaren“ Schuldenberge auch nur einiger-
maßen in den Griff zu bekommen, werden jetzt
schon Jahre vergehen, von einer Reduzierung
kann ohnehin keine Rede mehr sein.

Daher wäre es nur folgerichtig, die von der
Föderalismuskommission Anfang 2009 be-
schlossene Schuldenbremse auch rigoros und
konsequent umzusetzen, zumindest den Versuch
zu unternehmen, wieder zu einem soliden Fi-
nanzgebaren auf allen staatlichen Ebenen
zurückzukehren. Das 80-Mrd.-Sparpaket ist ein
erster mutiger Korrekturversuch.

Lassen wir uns überraschen, was aus den
kühnen Einsparvorschlägen tatsächlich wird.
Solide Finanz- und Wirtschaftspolitik war ein-
mal ein besonderes Markenzeichen der CSU, es
liegt an uns selbst, diesem Anspruch wieder
besser gerecht zu werden. Nur so ließe sich viel-
leicht noch verhindern, dass das Licht am Ende
des Tunnels, das viele schon sehen, kein entge-
genkommender D-Zug ist.

Ihr Heinrich Lenz

Die Mayday-Rufe
nehmen zu

ARGE der Geschäftstellenleiter von Gemeinden:

Krumbach ist 400. Mitglied
Die Arbeitsgemeinschaft der Geschäftsstellenleiter von Verwal-
tungsgemeinschaften und der geschäftsleitenden Bediensteten von
Einheitsgemeinden in Bayern e.V. lud zur Mitgliederversamm-
lung mit Neuwahlen in die Kaminkehrerschule Mühlbach in Diet-
furt an derAltmühl ein. Dabei wurde Reinhold Kieslinger als Vor-
sitzender bestätigt.

Zu Beginn begrüßte Reinhold
Kieslinger gemeinsam mit Frau
Ilse Werner, der 2. Bürgermeiste-
rin der Stadt Dietfurt sowie Frau
Carolin Braun, der stellvertreten-
den Landrätin des Landkreises
Neumarkt in der Oberpfalz die
Mitglieder aus ganz Bayern.

Dann kam es zum Höhepunkt
des Tages: Dr. Jürgen Busse, das
geschäftführende Präsidialmit-
glied des Bayererischen Gemein-
detages, referierte über das Thema
„Aktuelle kommunalpolitische
Themen des Gemeindetages“. Er
informierte über die Gewerbe-
steuerreform und die Verteilung
der Umsatzsteuer, über die Kom-
munal- und Finanzpolitik und da-
mit auch über die Kommunalfi-
nanzen, über den Breitbandan-
schluss im ländlichen Raum, über
die demografische Entwicklung
in den Gemeinden, über die Ver-
waltungsreform, das Landesent-
wicklungsprogramm Bayern und
die Bildungspolitik einschließlich
der Kleinkinderbetreuung.

Zwei Tagungsreihen

In der anschließenden Mitglie-
derversammlung berichtete der
Vorsitzende Kieslinger mit Stolz,
dass jetzt in fast jedem Landkreis
ein Landkreisbeauftragter für die
dortigen Mitglieder der ARGE
bestellt ist und vor kurzem mit
der Stadt Krumbach das 400.
Mitglied aufgenommen werden
konnte. Es würden alljährlich je
zwei Tagungsreihen im Frühjahr
und Herbst mit Referaten zu ak-
tuellen Themen abgehalten.
Vorstand- und Beirat hätten hier-
zu jeweils vorbereitende Sitzun-
gen in verschiedenen Orten Bay-
erns abgehalten. Der Schatzmei-
ster Heinz Schatto konnte außer-
dem von einer von Grund auf so-

liden Finanzsituation berichten.

Neuwahlergebnisse

Die Neuwahl brachte folgendes
Ergebnis:

Reinhold Kieslinger von der
Gemeinde Rimbach im Land-
kreis Cham, Oberpfalz, bleibt
weitere vier Jahre 1. Vorsitzender.
Seine Stellvertreter sind Maria
Waldhäuser, Gemeinde Schonun-
gen, Landkreis Schweinfurt und
Max Pänzinger, Gemeinde An-
dechs, Landkreis Starnberg.

Schatzmeister bleibt Heinz
Schatto aus Rückersdorf bei
Nürnberg.

Die Geschäftsführung obliegt
weiterhin Rainer Waschke mit
dem Büro der ARGE in Fuchstal,
Landkreis Landsberg am Lech.

Bei den Beisitzern als Vertreter
der jeweiligen Regierungsbezirke

blieben Christa Heintel, Gemein-
de Wörthsee, Landkreis Starn-
berg, für Oberbayern, Georg Frei-
singer, Gemeinde Bischofsmais,
Landkreis Regen für Niederbay-
ern, Klaus Hahn, Gemeinde Bast-
heim, Landkreis Rhön-Grabfeld
für Unterfranken, Otto Tröppner,
Verwaltungsgemeinschaft Höch-
stadt a.d.Aisch, für Mittelfranken
und Hans-Georg Storbeck, Ver-
waltungsgemeinschaft Alten-
stadt/Iller für Schwaben im Amt.

Neu gewählt wurden Rudolf
Raum, Gemeinde Runding,
Landkreis Cham für die Ober-
pfalz und Rolf-Günther Henkel,
Gemeinde Kemmern, Landkreis
Bamberg für Obefranken.

Als Rechnungsprüfer wurden
Fritz Wölfleaus Dirlewang im
Landkreis Unterallgäu und
Thoms Bihler von der Verwal-
tungsgemeinschaft Thannhausen
im Landkreis Günzburg bestätigt.

Die beiden bisherigen Beisit-
zer Manfred Lang für Oberfran-
ken und Alois Weiß für die Ober-
pfalz wurden in den wohlverdien-
ten Ruhestand verabschiedet. �

Von links: Schatzmeister Heinz Schatto, Beirat Unterfranken
Klaus Hahn, Rechnungsprüfer Fritz Wölfle, Beirat Schwaben
Hans-Georg Storbeck, Rechnungsprüfer Thomas Bihler, 1. Vor-
sitzender Reinhold Kieslinger, Beirat Mittelfranken Otto Tröpp-
ner, Beirätin Oberbayern Christa Heintel, Beirat Oberfranken
Rolf-Günther Henkel, Beirat Oberpfalz Rudolf Raum und Stell-
vertretender Vorsitzender Max Pänzinger. Es fehlen: Stellvertre-
tende Vorsitzende Maria Waldhäuser, Geschäftsführer Rainer
Waschke und Beirat Niederbayern Georg Freisinger. ��

6. Bayerischer Geriatrietag:

Fachprogramm
Akutgeriatrie

Chance und Herausforderung für Krankenhäuser
Unterstützung und Perspektiven für ältere Menschen
In Bayern wird die Versorgung älterer Menschen in Kranken-
häusern zügig weiter ausgebaut. Seit November 2009 sind an den
360 bayerischen Krankenhäusern zwölf Akutgeriatrien hinzuge-
kommen. Weitere 13Anträge liegen dem Gesundheitsministerium
zur Prüfung vor. Davor gab es nur die vier großen Geriatrie-Ab-
teilungen in Bamberg, Bayreuth, München und Nürnberg. Diese
Zwischenbilanz zog Gesundheitsminister Dr. Markus Söder auf
dem 6. Geriatrietag in Nürnberg.

„Unsere Eltern und Großeltern
haben lange für uns Sorge getra-
gen. Als Kinder haben wir ihre
schützende Hand gebraucht. Im
Alter haben sie die bestmögliche
medizinische Versorgung und un-
sere menschliche Fürsorge ver-
dient“, hob Söder hervor. Mit
dem Fachprogramm Akutgeria-
trie wolle Bayern noch mehr Kli-
niken dazu motivieren, bestehen-
de und bewährte geriatrische Re-
habilitationseinrichtungen zu er-
gänzen. 17 von 25 Anträgen wur-
den von Kliniken aus dem ländli-
chen Raum gestellt. Söder zufol-
ge hilft dies, die flächendeckende
und wohnortnahe Versorgung
dauerhaft zu sichern.

Der Freistaat reagiert mit dem
Fachprogramm Akutgeriatrie auf
die Herausforderungen einer älter
werdenden Gesellschaft. Der Vor-
teil der aufAltersheilkunde spezia-
lisierten Kliniken sei, dass sie Seni-
oren - die meist wegen Herzkrank-
heiten oder Knochenbrüchen ein-
geliefert werden - umfassend mit
Rücksicht aufAlterserscheinungen
behandeln können.

Das Fachprogramm hierzu ent-
wickelt das Bayerische Geriatrie-

konzept von 1990 weiter. Damit
wurde ein Netz an wohnortnahen
geriatrischen Rehabilitationsein-
richtungen aufgebaut. Heute ver-
fügt Bayern über 68 geriatrische
Rehabilitationseinrichtungen und
2.893 Betten sowie über neun
Einrichtungen zur ambulanten
geriatrischen Rehabilitation. So
könne die Einweisung in ein Pfle-
geheim oft vermieden werden.

„Pflegevermeidung“

In Bayern wurden 2005 rund
340.000 Patienten in Kranken-
häusern behandelt, die über 80
Jahre alt waren. Für 2015 rechnet
man mit 420.000 Patienten über
80 Jahren, im Jahr 2020 mit
550.000 Patienten.

Bezirkstagspräsident Richard
Bartsch, Vorsitzender derArbeits-
gemeinschaft Geriatrie, bemän-
gelte, dass man noch zu viele alte
Menschen vom Krankenhaus di-
rekt ins Heim schicke. Gerade auf
dem Land würden derzeit mehr
Heime gebaut als Reha-Einrich-
tungen – solche „Pflegevermei-
dungseinheiten“ bräuchte es viel
mehr, wenn die Pflege weiterhin

finanzierbar bleiben soll.
Ein Drittel der Krankenhauspa-

tienten sei heute älter als 70 Jahre,
machte Siegfried Hasenbein, Ge-
schäftsführer der Bayerischen
Krankenhausgesellschaft, deut-
lich. Deshalb müsse geriatrische
Kompetenz in zumutbarer Ent-
fernung vom Wohnort angeboten
werden. Der Ausbau schreite al-
lerdings langsamer als gewünscht
voran, da es an Facharztnach-
wuchs fehle. DK

http://www.galabau.info-web.de
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(Fortsetzung von Seite 1)
Ministerpräsident Seehofer be-
kräftigte in seiner Grundsatzre-
de, dass Bayern auch in finanzi-
ell schwierigen Zeiten verlässli-
cher Anwalt der Kommunen
bleibt: „Wir werden auch in Zu-
kunft an unserer kommunal-
freundlichen Politik festhalten,
damit es den Kommunen in Bay-
ern auch künftig besser geht als
anderswo. Wir werden auch auf
Bundesebene auf die Interessen
unserer Kommunen achten. Ich
stehe auch in Berlin für eine an-
gemessene und verlässliche Fi-
nanzausstattung unserer Kom-
munen ein. Deswegen muss ge-
rade die Reform der Gewerbe-
steuer sorgfältig geprüft werden.
Ich bin in hohem Maße skep-
tisch, ob es überhaupt eine trag-
fähige Alternative zur Gewerbe-
steuer gibt, die den Kommunen
gerecht wird. Ich sage klar: Die
Bayerische Staatsregierung wird
eine Reform der Kommunal-
finanzen gegen den Willen der
kommunalen Familie im Bun-
desrat nicht mittragen.“ Bayerns
Kommunalfreundlichkeit de-
monstrierte Seehofer mit Zahlen:
6,3 Milliarden Euro flössen in
den kommunalen, weitere 3,5
Milliarden in den Länderfinanz-
ausgleich.

Offene Aussprache

Seehofer betonte, die Staatsre-
gierung setze gerade in schwieri-
gen Zeiten auf die offene Aus-
sprache und die enge Zusammen-
arbeit mit den Kommunen: „Die
intensive Zusammenarbeit und
der enge und ständige Austausch
mit den Kommunen sind mir sehr
wichtig. Deswegen sehe ich die
Kommunen und ihre Verwaltun-
gen als wichtige Partner bei unse-
rem Programm Aufbruch Bayern
mit seinen Schwerpunkten Fami-
lie, Bildung und Innovation.“

Der Ministerpräsident verwies

darauf, dass die Kommunen vor
Ort nicht nur für Familienfreund-
lichkeit sorgen, sondern auch
große Verantwortung für Bildung
und gute Bildungschancen tragen
und als Ansprechpartner für die
Wirtschaft die Investitions- und
Innovationsbereitschaft der Un-
ternehmen in ihrer Region auf
vielfältige Art und Weise fördern
können. Seehofer: „Wir setzen
auf Familie, Bildung und Innova-
tion und wollen dafür im Dialog
und gemeinsam mit unseren Bür-
gerinnen und Bürgern das Funda-
ment für eine gute Zukunft der
Menschen bauen. Auf unserer In-
ternet-Plattform zum Programm
Aufbruch Bayern sind Vorschläge
und ebenso kritische Bewertun-
gen von Vorschlägen immer will-
kommen. Ich wünsche mir, dass
sich auch die Kommunen mit ih-
rer großen Nähe zu den Men-
schen hier mit einbringen.“

Positiver Trend zur
Rekommunalisierung

Sein Evangelium sei, keiner
großen Einheit etwas zu übertra-
gen, was nicht die kleinere besser
kann. Seehofer begrüßte auch den
Trend zur Rekommunalisierung.
Maßgebliche Punkte der Daseins-
vorsorge seien in der Hand kom-
munaler Unternehmen am besten
aufgehoben. Die Finanzkrise ha-
be gezeigt, wohin es führe, wenn
ohne Rückbindung auf Werte ge-
handelt werde. Seehofer sprach
sich zudem für Behördenverla-
gerungen sowie kreative Lösun-
gen bei Unternehmensförderun-
gen und Strukturwandel aus, auch
wenn es selbst für einen Minister-
präsidenten oft schwierig sei, dies
gegenüber der Ministerialbüro-
kratie durchzusetzen.

Städtetagsvorsitzender Hans
Schaidinger bilanzierte in seiner
kurzen Ansprache: „So viel Ver-
ständnis, so viel Städtetags-
freundlichkeit und Städtefreund-

Da sein für alle... lichkeit eines bayerischen Mini-
sterpräsidenten war schon lange
nicht mehr.“ Die Aussagen des
Ministerpräsidenten bedeuteten
für die Städte „ein Stück Sicher-
heit“. Schaidinger wehrte sich ge-
gen die Kritik der FDP-Fraktion
im Bayerischen Landtag, die dem
Städtetag „Diskussionsverweige-
rung“ vorgeworfen hatte. Dies
bedeute eine „Beleidigung für je-
den von uns“, der für die Gewer-
besteuer kämpft.

Einstimmige Position
zu Gewerbesteuer

Der stellvertretende Städtetags-
vorsitzende, Oberbürgermeister
Christian Ude, verwies auf die
einstimmige Position „Hände
weg von der Gewerbesteuer“.
Die kommunale Seite steht auf
Bundes- und Landesebene fest
zusammen. Zusätzlich sei erfreu-
lich, dass sich der Ministerpräsi-
dent eindeutig zur Gewerbesteuer
bekennt. Ude: „Seine Aussage
steht. Es gibt keine Abschaffung
der Gewerbesteuer. Dieses Wort
muss auch eingelöst werden. Ich
habe am ernsthaften Willen kei-
nen Zweifel“.

Podiumsdiskussionen

Im Rahmen sich anschließen-
der Podiumsdiskussionen wurden
drei Hauptthemen angesprochen:
Krankenhäuser (Dr.Andreas Har-
tung, Sana-Kliniken; Oberbürger-
meisterin Dr. Birgit Seelbinder;
Staatsminister Dr. Markus Sö-
der), Energieversorgung (Stefan
Albat, Vereinigung der bayeri-
schen Wirtschaft; Oberbürger-
meister Dr. Siegfried Balleis;
Thomas Barth, E.ON Bayern; Dr.
Kurt Mühlhäuser, Vorsitzender
VKU Bayern) und Abfallentsor-
gung (Otto Heinz, Verband der
Bayerischen Entsorgungsunter-
nehmen; Oberbürgermeister Dr.
Ulrich Maly; Dr. Helge Wenden-
burg, Bundesumweltministeri-
um). Die Moderation übernahm
Gudrun Riedl vom Bayerischen
Rundfunk.

Umweltminister Söder und
Oberbürgermeisterin Seelbinder
plädierten für eine bessere Abbil-
dung besonderer Kostenbelastun-
gen kommunaler Krankenhäuser.
Laut Söder sei nicht nur eine Effi-
zienzsteigerung in den Kranken-
häusern durch Bürokratieabbau

Dr. Kurt Gribl neu im Vorstand
Die Vollversammlung des Bayerischen Städtetags hat Oberbür-

germeister Dr. Kurt Gribl, Augsburg, in den Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags berufen. Er tritt die Nachfolge von Oberbürger-
meisterin Gudrun Grieser, Schweinfurt, an, die am 30. April aus
ihrem kommunalen Amt ausgeschieden ist. DK

erforderlich, sondern es müsse
insgesamt mehr Geld ins Gesund-
heitssystem fließen.Aus kommu-
naler Sicht könnten die steigen-
den Kosten aus der gesellschaftli-
chen Überalterung nicht alleine
den Krankenhäusern aufgebürdet
werden. Seelbinder wies hierbei
auf den bereits geleisteten Spar-
beitrag der Krankenhäuser und
des Personals hin.

Söder sieht in den kommunalen
Krankenhäusern den Schlüssel
für die Gesundheitsversorgung.
Die Betriebskosten der Kranken-
häuser sind seines Erachtens
durch Kooperationen, Speziali-
sierungen und der weiteren Ver-
zahnung von ambulanter und sta-
tionärer Versorgung in den Griff
zu bekommen.

Investitionsbedarf
der Krankenhäuser steigt

Im Gegensatz zu den Experten
der kommunalen Krankenhäuser
hält der Minister die Investitions-
förderung in Bayern für ausrei-
chend. Söder räumte freilich ein,
dass im Zuge des schnellen tech-
nischen Fortschritts der Investiti-
onsbedarf der Krankenhäuser
weiter steigen wird. Darüber hin-
aus erachten die Städte es als
wichtig, auf die Rückforderung
von Fördermitteln zu verzichten,
wenn nachhaltige Strukturanpas-
sungen und sektorübergreifende
Versorgungsanpassungen vorge-
nommen werden müssen.

Imagewerbung fürStraubing

Eine bemerkenswerte Image-
werbung für Straubing war Tags
zuvor der Abendempfang im In-
nenhof des Herzogschlosses. Ge-
boten war Unterhaltung mit Kam-
merchor, Agnes-Bernauer-Fest-
spielverein, Gauklern, Schwert-
kämpfern und Feuerwerk.

Zuvor hatte Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann ein
Grußwort an die „kommunale
Familie“ gerichtet. Dabei streifte
er eine Reihe aktueller Themen
wie Feuerwehr-Führerschein, Ret-
tungsdienst-Privatisierung und
Komasaufen bis hin zur Besteue-
rung von Spielautomaten. Dar-
über hinaus legte er ein klares
Bekenntnis zur Gewerbesteuer
in kommunaler Hand und kom-
munaler Selbstverwaltung ohne
EU-Gleichmacherei ab. DK

freiwillig mehr zu bezahlen“. Die
Tatsache, dass diese Leistungs-
beiträge zu 100 % in den Ortsver-
bänden verbleiben sollen, könnte
nach Rößles Dafürhalten auch ei-
ne „Aufwertung und Motivation“
der Ortsverbände bedeuten“. So-
weit zur Grundstruktur.

Prozente statt Festbetrag

„Über ihre Beitragssituation
nachdenken“ sollten nach Mei-
nung Dobrindts auch diejenigen,
die Sonderbeiträge an die Partei
zahlen, sprich Abgeordnete und
kommunale Mandatsträger. Bis-
lang wurden in der Beitragsord-
nung die Mandatsträgerbeiträge
als Festbeträge erhoben. Diese
sollen nunmehr in einen prozen-
tualen Beitrag umgewandelt wer-
den. Dobrindt: „Wir schlagen vor,
bei den Abgeordneten von den
festgesetzten 470 Euro auf einen
prozentualen Satz von 6,5 Pro-
zent zu gehen. Wir würden dann
auch alle Diätensteigerungen mit
hinein nehmen.“ Bei den kom-
munalen Wahlbeamten wiederum
soll zwischen der A- und B-Be-
soldung unterschieden werden.
Bei derA-Besoldung könnte man
laut Generalsekretär einen Bei-
trag von 4 Prozent diskutieren
und bei der B-Besoldung 5 Pro-
zent – „ immer von der Grundbe-
soldung ohne entsprechende Zu-
lagen ausgehend“.

Wie Vorsitzender Rößle ab-
schließend bemerkte, sei zunächst
einmal jede Erhöhung „kritisch“.
DenrichtigenZeitpunktgebeesfak-
tischnie.JedochseieineBeitragsan-
passung nach Lage der Dinge ange-
messen und notwendig. DK

durchzuführen, „um in Vorberei-
tung auf die Kommunalwahlen
unsere Leute zu motivieren“.

Im Rahmen des Diskussions-
prozesses „Leitbild 2010 plus“
wurde in vielen Regionalver-
sammlungen auch intensiv die ge-
plante Beitragsänderung für kom-
munale Mandatsträger diskutiert.
Hintergrund ist, „dass wir 2013
und 2014 in die Situation kommen
werden, aufgrund unserer Wahl-
kämpfe ein echtes Defizit zu ver-
zeichnen“, hob der „General“ her-
vor. Zusätzliche Einsparmöglich-
keiten würden ebenso in Betracht
gezogen. Schließlich müsse die
Partei kampagnefähig und in
Wahlkämpfen auch die dominie-
rende Partei bleiben“. Im Oktober
wird der Parteitag über die Bei-
tragsänderung entscheiden.

Neuordnung der
Beiträge in Planung

„Tatsache ist, dass wir eine Bei-
tragsstruktur haben, die nicht
mehr von den Parteimitgliedern
gelebt wird“, stellte Dobrindt fest.
Deshalb plädiere er dafür, die
Beiträge so zu ändern, „dass wir
einen Normalbeitrag haben, den
wir dann auch anpassen sollten“.
1 Euro mehr pro Monat ist seine
Vorstellung. Für diejenigen, die
dies nicht bezahlen können, blei-
be der monatliche Beitrag von 50
Euro erhalten.

Über diesen Betrag soll nun ein
sog. Leistungsbeitrag gesetzt
werden. Dieser ist nicht nach Ein-
kommen gestaffelt, sondern es sei
vorgesehen, einige Berufsgrup-
pen aufzuführen, „die es sich
möglicherweise leisten könnten,

„nämlich die Frage, wie wir unser
Stammklientel aus dem Bereich
der Nichtwähler wieder zurück-
gewinnen können“. Dies sei der
eigentliche Knackpunkt, brachte
der „General“ deutlich zum Aus-
druck und ergänzte: „Wir können
uns Wählerschichten eröffnen,
werden dadurch aber nicht mehr
Stimmen bekommen. Der grüne
Touch hilft uns an dieser Stelle
nicht weiter!“

„Wenn die Union nacheinander
alle Kernthemen konservativer
Politik immer ein Stück weit
selbst beschneidet“, müsse sie
sich nicht wundern, wenn die
Wähler „nicht zu 100 Prozent bei
der Union“ seien. In diesem Zu-
sammenhang zitierte Dobrindt
Bildungsministerin Annette
Schavan, die Deutschland kürz-
lich als „Einwanderungsland“ ti-
tuliert hatte. Die Debatte werde
deutlich an Stärke zunehmen,
„und ich bin dafür, dass wir diese
Debatte auch führen“, erklärte
Dobrindt. Nur die Mobilisierung
der eigenen Wählerklientel helfe
der Union weiter.

Vorpolitischer Raum

Dem vorpolitischen Raum die
Chance zu geben, am Entschei-
dungsbildungsprozess mitzuwir-
ken, ist der CSU ein großes An-
liegen. „Hier hätte ich gerne die
Unterstützung der KPV“, erklärte
Dobrindt. Der Generalsekretär
bat die KPV, mit Unterstützung
der CSU-Landesleitung 2011
Ortsvorsitzendenkonferenzen

(Fortsetzung von Seite 1)
bilität des Themas vermittelt wer-
den.

Wie Generalsekretär Alexander
Dobrindt ergänzte, „haben wir bei
den letzten Kommunalwahlen ei-
ne bittere Erfahrung gemacht, die
wir an der Spitze der Partei lange
nicht wahrhaben wollten“: „Wir
haben zum Beispiel in Oberbayern
in allen Landkreisen bis auf einen
die Mehrheit bei den Kreistags-
mandaten verloren.“ Dies hätte ei-
gentlich zu diesem Zeitpunkt
schon ein eindeutiges Warnsignal
sein müssen, räumte Dobrindt ein.
Nun gelte es, daraus für 2014 die
richtigen Schlüsse zu ziehen.

KonservativeAusrichtung

Seit kurzem sei deutlich zu be-
obachten, „dass wir eine Debatte
bekommen, die uns in den näch-
sten Monaten stärker beschäftigen
wird“, fuhr der Generalsekretär
fort. Es gehe u. a. vermehrt um die
Frage, ob die Union insgesamt ei-
ne konservative Partei ist. „Dass
uns eine derartige Debatte in Bay-
ern maßgeblich mehr als andern-
orts beschäftigen muss, sollten wir
zur Kenntnis nehmen“, mahnte
Dobrindt an. Auch für die Kom-
munalwahl sei diese Diskussion
von erheblicher Bedeutung.

Innerhalb der CDU werde in
letzter Zeit gerne darüber disku-
tiert, wie man sich neuen Wähler-
schichten öffnen kann, betonte
Dobrindt. Jedoch werde nicht
erörtert, was letztlich für den
Wahlsieg entscheidend sein wird,

Positionierung und... Freie Wähler:

Finanzströme in die richtige
Richtung lenken!

Die Freien Wähler haben im oberpfälzischen Berching mit rund
400 Menschen für eine bessere Finanzausstattung der Kommunen
sowie eine solide Finanzpolitik demonstriert. Landes- und Frakti-
onschef Hubert Aiwanger: „Wenn die Politik so weitermacht, sind
in wenigen Jahren die Kommunen und unsere Währung ruiniert!“

Als Beispiel nannte Aiwanger
die Einhaltung des Konnexität-
sprinzips:Wer den Kommunen bei
wegbrechenden Steuereinnahmen
immer mehr soziale Lasten aufbür-
de, müsse sie auch finanziell ent-
sprechend ausstatten, müsse den
Mittelstand stärken, für eine ver-
nünftige Verkehrsinfrastruktur sor-
gen und schnelles DSL in den
strukturschwachen ländlichen
Raum bringen. Dafür benötige
man Mittel, die derzeit fehlten,
weil nicht der starke deutsche Mit-
telstand sondern nur noch so ge-
nannte Global Player der interna-
tionalen Finanzmärkte als wirt-
schaftspolitisch wichtig angesehen

werden – und die drohten inzwi-
schen, ganze Volkswirtschaften
mit sich in den Abgrund zu reißen
– zum Schaden des Steuerzahlers.“

Der stellvertretende Freie
Wähler-Landesvorsitzende und
Landrat des Kreises Nürnberg-
Land, Armin Kroder, forderte
mehr Entscheidungsspielraum
der Kommunen bei der Verwen-
dung staatlicher Mittel. Die Cha-
mer Bürgermeisterin Karin Bu-
cher sprach sich für den Erhalt
von funktionierenden Schulstruk-
turen aus und wies auf Schwierig-
keiten der Kommunen beim Aus-
bau der schnellen Internetverbin-
dungen hin. �

Resolution der Vollversammlung
Städte und Gemeinden stecken in einer schweren Finanzkrise.
Die Kommunen brauchen belastbare eigene Steuerquellen, ins-
besondere die Gewerbesteuer, und sie brauchen einen höheren
Anteil an den gesamtstaatlichen Einnahmen. Die Delegierten
des Bayerischen Städtetags 2010 fordern deshalb von Bund und
Ländern:

Kommunale Handlungsfähigkeit wieder herstellen

Nur mit einer besseren Finanzausstattung schaffen es die Kom-
munen, die von ihren Bürgerinnen und Bürgern erwarteten Leistun-
gen zu erbringen. Ohne schnelle Hilfe mit zusätzlichen Mitteln kön-
nen Schulen und Straßen nicht saniert werden; Schwimmbäder und
Theater müssen geschlossen werden. Das beste Konjunkturpro-
gramm sind solide kommunale Finanzen.

Erhalt der Gewerbesteuer

Das Grundgesetz garantiert den Kommunen eine auf die Wirt-
schaftskraft bezogene Steuer mit eigenem Hebesatzrecht. Der Be-
zug auf die örtliche Wirtschaftskraft ist unerlässlich, um in den
Kommunen ein wirtschaftsfreundliches Klima zu sichern und die
kommunale Infrastruktur zu finanzieren, die wiederum die Voraus-
setzung für eine florierende Wirtschaftsentwicklung ist. Die Gewer-
besteuer ist das Band zwischen Unternehmen und Kommunen.

Kein Ersatz der Gewerbesteuer durch Zuschlagsmodelle

Ein Ersatz der Gewerbesteuer durch die bislang vorgeschlagenen
Alternativmodelle, wie kommunale Zuschlagsrechte auf die Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer bzw. eine höhere Umsatzsteuer-
beteiligung wird vehement abgelehnt. Dies würde Lasten von der
Wirtschaft auf die Bürgerinnen und Bürger verlagern. Auch wären
Finanzverschiebungen zwischen den Kommunen die Folge.

Ausbau der Gewerbesteuer
zur kommunalen Betriebsteuer

Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer muss stabilisiert
und so ausgebaut werden, dass die gesamte örtliche Wirtschaftskraft
zum Steuerertrag beiträgt. Daher müssen auch die Freien Berufe, die
bislang keine Gewerbesteuer zahlen, künftig gewerbesteuerpflich-
tig werden.

Kostenbeteiligung von Bund und Land
an den Sozial- und Bildungsausgaben

Die Städte und Gemeinden brauchen eine Entlastung bei den So-
zial- und Jugendhilfeausgaben. Daher müssen sich der Bund und
der Freistaat Bayern unmittelbar an den Kosten beteiligen. Dies gilt
auch für die Kosten der Kinderbetreuungs- und Bildungseinrichtun-
gen. Außerdem müssen Bund und Land die von ihnen vorgegebe-
nen Sozialstandards überprüfen und kostengünstiger fassen.

Streichung überflüssiger Standards in allen Bereichen

Vom Baurecht über das Umweltrecht bis zum Brandschutz gibt es
in allen kommunalen Aufgabenbereichen detaillierte Vorgaben von
Bund und Ländern, Rechtsprechung, Fachverbänden und Industrie-
normen. Diese Standards sind nicht immer nachvollziehbar und ver-
ständlich, sie sorgen teilweise für überhöhte Kosten und zusätzli-
chen Verwaltungsaufwand.

HöhererAnteil an den Landes- und Bundessteuern

Angesichts der Finanzkrise muss das Volumen des kommunalen
Finanzausgleichs in Bayern erhöht werden. Dazu muss insbesonde-
re der Kommunalanteil amAllgemeinen Steuerverbund von derzeit
12 Prozent in Richtung 15 Prozent angehoben werden. Mittelfri-
stig ist eine Erhöhung der unmittelbaren Beteiligung der Gemein-
den an den Steuereinnahmen von Bund und Ländern zu prüfen.

Keine weitere Mehrbelastung durch den Bund

Der Bund darf keine Gesetze verabschieden, die zu Minderein-
nahmen der Kommunen führen (Beispiel: Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz) oder Kostenverschiebungen zu Lasten der Kommu-
nen mit sich bringen (Beispiel: Unterkunftskosten Hartz IV). DK
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Kein Platz für
Riesenlaster

Gemeindetag spricht sich gegen „Giga-Liner“ aus

Der Bayerische Gemeindetag lehnt Riesenlaster, sogenannte „Gi-
ga-Liner“ ab. Das Bundesverkehrsministerium plant, solche Rie-
sen-Brummis auf deutschen Straßen zuzulassen. Diese Fahrzeuge
wiegen bis ca. 60 Tonnen und haben eine Länge von mehr als 25
Metern. „Damit wäre das Verkehrschaos in Städten und Gemein-
den vorprogrammiert“ sagte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl in München.

„Gerade in den Innenstädten
und Ortszentren sind zusätzliche
Verkehrs- und Sicherheitsproble-
me zu erwarten. Auf derart lange
Fahrzeuge mit einer Tonnage von
bis zu 60 Tonnen ist die innerört-
liche Verkehrsinfrastruktur nicht
ausgelegt. Insbesondere die an
vielen Stellen neu geschaffenen

Kreisverkehre, die für einen rei-
bungslosen Verkehrsablauf sor-
gen, stehen den Riesen- Lkws im
Weg.

Unnötige Staugefahren
und Schadensfälle

AnKreuzungen,Kurven,Grund-

stückseinfahrten, Unterführun-
gen und anderen Engstel-
len werden die Giga-Liner
zwangsläufig hängenbleiben und
Schäden sowie unnötige Staus
verursachen“ prophezeite Brandl.

Tonnagen langfristig
straßenschädigend

Auch hält der Straßenaufbau
langfristig solche Tonnagen nicht
aus. Zur Vereinfachung des
weiträumigen Güterverkehrs
sollte Deutschland wieder mehr
auf die Schiene setzen, die in
Verbindung mit City-Logistik-
Konzepten und Güterverkehrs-
zentren attraktiver und leistungs-
fähiger werden könnte, meinte
Brandl.

Feldversuch

Das Bundesverkehrsministeri-
um hatte jüngst eine Arbeitsgrup-
pe für einen bundesweiten Feld-
versuch mit sogenannten „Giga-
Liner“ gegründet. Wie das Mini-
sterium mitteilte, soll das Gremi-
um die Anforderungen an Fahrer,
Fahrzeuge sowie die Routen und
die wissenschaftliche Begleitung
festlegen.

Ausnahmeverordnung
nach Länderanhörungen

Damit gibt das Ministerium
seine bisherige Haltung zu Rie-
senlastern auf. Bislang hatte das
Ministerium den Einsatz der riesi-
gen Sattelzüge in Deutschland
aus Sicherheitsgründen strikt ab-
gelehnt und wollte sich auch auf
europäischer Ebene für deren
Verbot stark machen. Die nun
eingesetzte Arbeitsgruppe soll
jetzt eine Ausnahmeverordnung
formulieren, die das Ministerium
nach Anhörung der Länder erlas-
sen wird. �

Feuerwehr-Führerschein:

Bund plant Sonderregelung
für Einsatzfahrzeuge

Erfolg des Bayerischen Gemeindetags

Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) will nach Me-
dienberichten eine Sonderfahrberechtigung für Feuerwehrfahr-
zeuge unter 7,5 Tonnen einführen.

Seit Jahren kämpft besonders
auch der Bayerische Gemeinde-
tag dafür, das Straßenverkehrsge-
setz so zu ändern, dass Feuer-
wehrdienstleistende Einsatzfahr-
zeuge bis 7,5 t zulässiges Ge-
samtgewicht mit ihrem Pkw-Füh-
rerschein fahren dürfen. Der Ap-
pell hat nun anscheinend Wir-
kung gezeigt. Nach Medienbe-
richten hat Bundesverkehrsmini-
ster Peter Ramsauer entschieden,
die Rechtsgrundlage für eine

Sonderfahrberechtigung für Ein-
satzfahrzeuge bis 7,5 t zu schaf-
fen.

Unbürokratische und
praktische Lösung

„Das ist sehr erfreulich“ sagte
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl in München. „Jetzt geht es
darum, eine unbürokratische und
kostengünstige Lösung für die
Feuerwehren und anderen Hilfs-

dienste zu finden. Wir erwarten,
dass der Bund dem Freistaat eine
Ermächtigung für großzügige
Ausnahmen gibt.“ Brandl wies
darauf hin, dass der Bayerische
Gemeindetag seit der Neurege-
lung der Fahrerlaubnisklassen im
Jahre 1999 auf das immer drän-
gendere Problem hingewiesen
hatte, dass den Feuerwehren nach
und nach die Fahrer ausgehen, die
noch den „alten“ Führerschein der
Klasse 3 (bis 7,5 t) haben. Jahre-
lang habe die Politik das Problem
negiert, jetzt sei offenbar der
Druck groß genug geworden. �

Landkreis München:

„Rauchfreie
Gemeinde“

Die Initiative „Rauchfreie Ge-
meinde“ hat es sich zum Ziel ge-
setzt, aufhörwilligen Rauchern
einen schnellen Ausstieg und ei-
ne gesunde Lebensführung zu
ermöglichen.

Deshalb organisiert man im
Landkreis München mit Unter-
stützung der Bürgermeister Ge-
sundheitsaktionen für Raucher
und Raucherinnen, wie jüngst das
Seminar „Rauchfrei in fünf Stun-
den“.
Weitere Informationen unter :
www.rauchfreie-gemeinde.de �

IFAT ENTSORGA 2010:

Ausstellerrekord
Gemeinschaftsstände aus 15 Ländern angemeldet

Bereits bevordie IFATENTSORGA2010 von 13. bis 17. September
in München eröffnet, kann die Messe einen äußerst positiven Aus-
stellerstand verzeichnen: Bisher haben sich über 2.620 Unterneh-
men aus mehr als 44 Ländern zur Weltleitmesse für Wasser-, Ab-
wasser-, Abfall- und Rohstoffwirtschaft angemeldet. Das bedeutet
bereits jetzt eine Steigerung gegenüber der Vorveranstaltung (2.605
Aussteller aus 41 Ländern). Zudem steht fest, dass die IFAT ENT-
SORGAim Vergleich zur IFAT 2008 eine Halle mehr belegen wird.

Besonders positiv ist insbeson-
dere die Resonanz der ausländi-
schenAussteller, derenAnteil der-
zeit auf 37 Prozent gestiegen ist,
gegenüber 33 Prozent bei der ver-
gangenen Veranstaltung.

Internationale Nachfrage

Dieser Trend wird auch durch
die Nachfrage nach den internatio-
nalen Gemeinschaftsständen be-
stätigt: Mit Belgien, China, Däne-
mark, Finnland, Frankreich, Groß-
britannien, Korea, den Niederlan-
den, Österreich, der Schweiz, der
Slowakei, Taiwan, Tschechien
und den USA haben sich bisher
14 Länderbeteilungen sowie
zahlreiche Gemeinschaftsbeteili-
gungen aus Deutschland zur
Messe angemeldet.

Zusätzlich wird es – wie schon
zur letzten Veranstaltung – einen
durch das Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie
(BMWi) geförderten Gemein-
schaftsstand geben. Insgesamt
zwölf junge und innovative Un-
ternehmen werden auf gut 250
Quadratmetern ihre Produkte und
Technologien einem breiten
Fachpublikum präsentieren.

24 Hochschulen
auf 400 Quadratmeter

Ebenfalls zum zweiten Mal
wird es die so genannte „Rese-
arch & Education Area“ geben.
Auf rund 400 Quadratmetern
werden insgesamt 24 Hochschu-
len und Universitäten ihre Inno-
vationen und Forschungsergeb-

nisse vorstellen und präsentieren.

Weltleitmesse

Mit 2.605 Ausstellern aus 41
Ländern sowie rund 120.000
Fachbesuchern aus 170 Ländern
präsentierte sich die IFAT im Jahr
2008 mit neuen Rekordzahlen.Ab
2010 kooperieren die Messe Mün-
chen und der BDE. In diesem
Kontext wird die IFAT zur IFAT
ENTSORGA, Weltleitmesse für
Wasser-, Abwasser-, Abfall- und
Rohstoffwirtschaft. Sie findet vom
13. bis 17. September 2010 auf
dem Gelände der Neuen Messe
München statt. Die IFAT ENT-
SORGA ist die weltweit wichtig-
ste Fachmesse für Innovationen,
Neuheiten und Dienstleistungen in
den BereichenWasser-,Abwasser-,
Abfall- und Rohstoffwirtschaft.
Weitere Informationen unter:
www.ifat.de �

Innenminister Joachim Herrmannn:

Städtebaulicher
Denkmalschutz

15,5 Millionen Euro für Erneuerung
historischer Stadt- und Ortskerne

„Heuerkönnen wirmit 15,5 Millionen Euro aus dem Bund-Länder-
Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz’’zur Modernisierung
und Erhaltung besonders denkmalgeschützter Altstadt- und Orts-
kernbereiche beitragen. Die Beteiligung von 71 Programmkommu-
nen am Städtebauförderungsprogramm zeigt, dass der Erneue-
rungsbedarf für das baukulturelle Erbe nach wie vor sehr hoch ist.
Mit den kommunalen Anteilen von 10,3 Millionen Euro ergibt sich
ein Gesamtinvestitionsvolumen von 25,8 Millionen Euro. Die Gelder
kommen vor allem den Städten und Gemeinden im ländlichen
Raum zugute“, teilte Innenminister Joachim Herrmann mit.

Innenminister Herrmann wei-
ter: „Auch 2010 können die Kom-
munen sofort mit der Umsetzung
der geplanten Maßnahmen begin-
nen, noch bevor das Bund-Län-
der-Programm „Städtebaulicher
Denkmalschutz’’ vom Bund be-
stätigt wurde. So können wir der
Bauwirtschaft wertvolle Impulse
geben.“ In insgesamt acht Pro-
grammen der Städtebauförderung
stehen 2010 rund 142,5 Millionen
Euro Landes-, Bundes- und EU-
Finanzhilfen für förderfähige
Maßnahmen von rund 237 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Das da-
mit angestoßene Investitionsvolu-
men beträgt erfahrungsgemäß ein
Vielfaches.

Versorgungsfunktionen

Förderschwerpunkte sind im
Programmjahr 2010 die Städte
Abensberg und Hiltpoltstein. In
der Altstadt von Abendsberg ent-
stehen bei der Sanierung des ehe-
maligen Klosters Aventinum zu-
sätzliche Veranstaltungsräume so-
wie Räume für die Volkshoch-
schule und die Musikschule. Die
ehemalige Residenz der Stadt Hil-
poltstein bietet nach der Sanierung
Platz für die Bücherei, Ausstel-
lungsräume und eine Bürger- und
Tourismusinformation. Aufgrund
der großen Nachfrage wurden
heuer 17 Kommunen neu ins Pro-
gramm aufgenommen. Dazu
zählen historisch bedeutende En-
semble wie zum Beispiel die Alt-
stadt von Berching in der Ober-
pfalz, die Altstädte von Dinkels-
bühl, Heideck, Leutershausen in
Mittelfranken oder die Altstädte
von Friedberg und Monheim im
Regierungsbezirk Schwaben.

Bayern besitzt viele historisch
bedeutende Stadt- und Ortsker-
nen, die insbesondere im ländli-
chen Raum auch wichtige regio-
nale Versorgungsfunktionen über-
nehmen. Bei der Maßnahmenaus-

wahl finden innovative Lösungen,
die sich mit aktuellen Themen wie
der Energieeffizienz und dem de-
mografischen Wandel im histori-
schen Bestand auseinandersetzen,
eine besondere Beachtung.
Eine Übersicht über die in der
Städtebauförderung 2010 ge-
förderten bayerischen Städte
und Gemeinden ist im Internet
verfügbar unter:
www.stmi.bayern.de/bauen/
s t a e d t e b a u f o e r d e r u n g /
programme �

Mehr Förderung:

„Weniger Zinsen für
mehr Wohnungsbau“

Unterstützung durch Bayerische
Landesbodenkreditanstalt

Bayern braucht mehr Wohnungsbau. Deshalb senkt der Freistaat
die Zinsen ab sofort auf ein historisches Tief. Unterstützt wird er
dabei von der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt. Bei der
Einzelförderung im Bayerischen Zinsverbilligungsprogramm
werden für die Verwirklichung des Traums vom Eigenheim oder
von der Eigentumswohnung nur noch 1,95 Prozent Darlehenszin-
sen fällig. „Dies gilt übrigens auch beim Kauf einer Wohnimmo-
bilie aus dem Bestand“, gaben Innenminister Joachim Herrmann
und Finanzminister Georg Fahrenschon bekannt und raten den
jetzt noch Unentschlossenen zuzugreifen.

In den ersten fünf Monaten des
Jahres 2010 sind in Bayern rund
15.000 Wohnungsbaugenehmi-
gungen erteilt oder Genehmi-
gungsfreistellungsverfahren ab-
geschlossen worden. Das bedeu-
tet im Vergleich zum Vorjahr eine
Zunahme von 8,4 Prozent.

Herrmann und Fahrenschon:
„Aber wir brauchen noch erheb-
lich mehr neue Wohnungen. Das
gilt angesichts der demographi-
schen Entwicklung insbesondere
für den Eigenheimbereich. Gera-
de die selbst genutzte Immobilie
bietet beste Rahmenbedingungen
für Gründung und Bestand der

Familie. Nicht zuletzt ist sie eine
besonders sichere Form der Al-
tersvorsorge, von der man oben-
drein sofort und nicht erst im Al-
ter profitiert.“

Anträge bei den
Kreisverwaltungsbehörden

Die Darlehen können bei den
Kreisverwaltungsbehörden bean-
tragt werden. Sie werden von der
Bayerischen Landesbodenkredit-
anstalt ausgereicht.
Weitere Informationen unter:
www.wohnen.bayern.de oder
www.bayernlabo.de ��
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Linodur Sport
Linovation Sport
Linopro Sport

Sport ist gut für
die Gesundheit.
Und für die Umwelt.

Mit Linoleum für
Sporthallen von
DLW Sports.

Armstrong DLW GmbH
Stuttgarter Str. 75 • D -74321 Bietigheim-Bissingen
Telefon: +49 71 42 71- 633 • www.dlwsports.com

Umgang mit dem Wandel
DSK-Fachtagung in Nürnberg für kommunale Entscheider

Kommunen stehen heute vor immer größeren Herausforderun-
gen – demographischer Wandel, Klimawandel und Strukturwan-
del gehören zu denAufgaben, die frühzeitig angepackt und für die
passende Lösungen gefunden werden müssen. Betroffen sind alle
– sowohl große als auch kleinere Gemeinden.

Die Auswirkungen des Wan-
dels sind vielfältig. Im Landkreis
Wunsiedel wird gemäß aktuellen
Prognosen die Bevölkerung bis
2025 um 25 Prozent schrumpfen.
Die Stadt Nürnberg muss sich
nach den Vorhersagen des DWD
auf zunehmende Hitze- und
Trockenperioden einstellen. Der
Bayerische Wald und die Ober-
pfalz haben aufgrund des Struk-
turwandels deutlich schlechtere
Zukunftsperspektiven als die ba-
yerischen „Boom-Regionen“. Die
Kommunen müssen ihre Zu-
kunftsstrategien diesen veränder-
ten Rahmenbedingungen anpas-
sen.

Praxisbeispiele

Der Wandel und die Frage, wie
Kommunen durch eine nachhal-
tige Stadtentwicklung mit die-
ser Herausforderung umgehen
können, standen im Fokus der
2. DSK (Deutsche Stadt- und
Grundstücksentwicklungsgesell-
schaft mbH & Co. KG)-Fachta-
gung in Nürnberg. Bürgermeister,
kommunale Vertreter und Fachin-
teressierte diskutierten über den
demographischen, den Klima-
und den Strukturwandel. Neben
modellhaften Praxisbeispielen
aus verschiedenen Bundeslän-
dern standen insbesondere baye-
rische Kommunen, die sich bei-
spielhaft den neuen Herausforde-
rungen stellen, im Vordergrund
des Dialogs.

Unterstützung durch die
Oberste Baubehörde

Bei den ausgewählten Themen
und Beispielen sollte es sich um
Zukunftsthemen handeln, die sich
gegenseitig beeinflussen und auf
die sich, wie Stephan Jung, Ge-
bietsleiter Bayern der DSK, ein-
gangs der Veranstaltung erläuter-
te, alle Kommunen früher oder
später einstellen müssen. Die
Oberste Baubehörde kann hierbei
wertvolle Unterstützung leisten.
Die Möglichkeiten und Chancen
beschrieb Joachim Paas, Ministe-
rialdirigent im Bayerischen Staats-
ministerium des Innern.

Die Gemeinden Bad Peterstal-
Griesbach (Schwarzwald) und Il-
lingen (Saarland) haben sich
schon frühzeitig mit den Themen
demographischer Wandel und
Strukturwandel auseinander ge-
setzt und erfolgreiche Strategien

entwickelt. WieArmin König, Er-
ster Bürgermeister der Gemeinde
Illingen, in seinem Vortrag beton-
te, ist es besonders wichtig, die
Schrumpfung anzunehmen und
trotzdem aktiv gegenzusteuern.

Die Gemeinde Langenfeld zeig-
te auf, wie durch bürgerschaftli-
ches Engagement auch in sehr
kleinen Kommunen Projekte zum
gewünschten Erfolg geführt wer-

ist es gemeinsam mit ihren Nach-
barkommunen gelungen, sich
energetisch selbst zu versorgen
und gleichzeitig ein hochwertiges
Gewerbegebiet mit dem Schwer-
punkt „Erneuerbare Energien“ zu
entwickeln.

Stadt Regensburg

Welche Strategiemöglichkeiten
eine größere Kommune hat, ihre
dicht bebaute, denkmalgeschütz-
te Innenstadt dem klimatischen
Wandel anzupassen, erarbei-
tet derzeit die Stadt Regensburg

Die Stadt Mitterteich, die in
diesem Jahr den bayerischen
Qualitätspreis 2010 verliehen be-
kommen hat, konnte sich eben-
falls erfolgreich gegen den struk-
turellen und demographischen
Wandel stellen und hat sich auch
von Rückschlägen wie der Insol-
venz der Porzellan AG Mitter-
teich nicht unterkriegen lassen.
Im Gegenteil – man hat die Chan-
cen genutzt und ist neue Wege ge-
gangen. Auf dem Gelände ent-
stand ein Porzellanmuseum. Die
alten Hallen wurden umgebaut
und werden heute von einem re-
gionalen Betrieb genutzt. Das
Unternehmen Schott-Ruhrglas
hat zudem in den letzten acht Jah-
ren rund 60 Mio. Euro in Mitter-
teich investiert.

Wille zur Veränderung
ist wesentlich

In der abschließenden Podi-
umsdiskussion konnte als Fazit
gezogen werden: Das erforderli-
che Handwerkszeug ist in den
Kommunen weitestgehend schon
vorhanden; der Wille zur Verän-
derung spielt zudem eine wesent-
liche Rolle. Dieser gepaart, mit
dem Erfolgsfaktor „Bürgermei-
ster“ bietet gute Chancen, sich
den neuen Herausforderungen er-
folgreich zu stellen. Die Bürger
bei diesen Themen abzuholen
und an die Hand zu nehmen, sie
für die Sache zu begeistern, ist
ebenfalls wichtig, genauso wie
sich mit anderen Kommunen zu
interkommunalen Bündnissen
zusammen zu schließen. Denn
Standardlösungen gibt es nicht!

„Wenn der Wind des Wandels
weht, ist es wichtiger Wind-
mühlen anstelle von Wänden zu
bauen“, wie sowohl Johann Kel-
ler, Bürgermeister und Kurdirek-
tor a. D., aus Bad Peterstal-Gries-
bach als auch Hans Popp, 1. Bür-
germeister der Stadt Merkendorf,
in ihren Vorträgen unabhängig
von einander feststellten und da-
mit das Ergebnis der Veranstal-
tung vorwegnahmen. �

Die neue Sporthalle (links im Bild) ist freistehend und um ein Ge-
schoss abgesenkt, ein Fensterband zieht sich um den gesamten
Baukörper. Bild: Armstrong/Werner Huthmacher

Tiefergelegt und
knallig Rot

Weinbrennerschule in Karlsruhe mit
DLW Sportlinoleum vonArmstrong

Elegant um ein Geschoss abgesenkt liegt die neue Sporthalle
der Weinbrennerschule in Karlsruhe. Schon optisch für Dyna-
mik sorgt im Inneren ein kräftig roter Bodenbelag. Geplant
wurde die große 3-Felder-Halle ebenso wie der neue Schul-
erweiterungsbau von den Chestnutt Niess Architekten aus Ber-
lin. Die Bauleitung übernahmen Stiess Windbiel Architeken
aus Karlsruhe.

Da die ursprüngliche Karlsru-
her Schule buchstäblich aus allen
Nähten platzte, wurde zunächst
ein L-förmiger Baukörper in
Stahlbeton-Skelettbauweise als
Erweiterungsbau hinzugefügt mit
weiteren Unterrichtsräumen, ei-
nem Mehrzweckraum, Hausmei-
sterwohnung sowie Cafeteria mit
Küche und einem Speisesaal für
die Ganztagsnutzung. Dieses Ge-
bäude markiert gleichzeitig den
neuen Eingang des Schulkomple-
xes in RichtungWeinbrennerplatz.
Die Fassade ist eine Kombination
aus Sichtbeton und hinterlüfteter
Zinkblech-Verkleidung. Durch Er-
schließungsgänge auf allen drei
Etagen ist das alte Schulgebäude
mit dem Neubau verbunden.

Warme Farbgebung

In seinem Obergeschoss befin-
den sich Unterrichtsräume, die
Flure wirken lebendig durch rie-
sige, durchgehende Wandflä-
chen mit Tafelfarben in Grün,
Rot und Anthrazit. Cafeteria,
Küche und Aufenthaltsräume
liegen im Erdgeschoss. Durch
mobile Trennwände lassen sich
die Räume multifunktional ver-
einen, zum Beispiel zu einer
großen Aula. Charakteristisch im
von außen eher kühl wirkenden
Gebäude ist die warme Farbge-
bung mit Möbeln und Trenn-
wänden aus dunklem Kirschholz
sowie tiefroten, leicht marmo-
rierten DLW Linoleumböden.
Hier entschieden sich die Archi-
tekten für den elastischen Bo-
denbelag, Linodur Sport von
Armstrong, denn die Räume sol-
len für die verschiedensten Nut-
zungen geeignet sein.

Elastischer
Sportbodenbelag

Linodur Sport ist hervorra-
gend griffig, dämmt den Tritt-
schall und ist mit seiner Dicke
von 4 mm extrem strapazier-
fähig und langlebig. Linoleum
ist zudem der einzige elastische
Sportbodenbelag aus überwie-
gend nachwachsenden Rohstof-
fen, wie Leinöl, Harz und Kork
und damit toxikologisch unbe-
denklich und besonders um-
weltverträglich – also bestens
geeignet für eine Schule.

Sporthalle

Ganz neu hinzugekommen
zum Schulkomplex ist die Sport-
halle. Sie sollte mit ihren dazu-
gehörigen Nebenräumen so ge-
baut sein, dass sie auch unab-
hängig von den normalen Schul-
öffnungszeiten und von ver-
schiedenen Sportvereinen und -
gruppen genutzt werden kann.
Sie steht daher komplett frei, ist
mit dem neuen Schulgebäude

jedoch vielfach verbunden, bei-
spielsweise im Untergeschoss.
Auch Umkleiden und Neben-
räume liegen dort. Durch eine
Galerie wird der Flurraum zu-
sammengefasst und natürlich
belichtet. Sporthalle und Schule
werden zudem über ein gemein-
sames Foyer im Erdgeschoss er-
schlossen.

Drei formale Elemente

Die neue Halle wurde um ein
Geschoss abgesenkt, um der
Stadt auch weiterhin eine gute
Durchlüftung zu garantieren
und nicht als Windfänger zu
fungieren. Konstruktiv ist die
Turnhalle in drei formale Ele-
mente gegliedert: Unterirdisch
liegt die Sockelzone, eine mas-
sive Betonkonstruktion. Eben-
erdig schließt sich der Licht-
schlitz an, ein voll verglastes
Fensterband, das sich um die
gesamte Sporthalle zieht. Die-
ses Fensterband wird über-
brückt durch runde Betonstüt-
zen im Raster von etwa 3 Me-
tern. Eine schlanke Rahmen-
konstruktion in Stahlbauweise
sitzt schließlich als „Deckel“
auf dem Gebäude. Die Außen-
hülle ist eine Holz-Sandwich-
Konstruktion mit hinterlüfteter
Zinkblech-Fassade.

Freundlich und hell

Im Inneren ist die Sporthalle
hell und freundlich durch Prall-
wände aus Birkenholz und das
Fensterband, das Tageslicht in
die Halle lässt, aber nicht auf
dem Spielfeld blendet. Ein kräf-
tiger roter Sportboden von Arm-
strong, Linovation Sport, sorgt
schon optisch für Dynamik. Mit
seiner Dicke von 4 mm ist er
extrem robust und langlebig,
durch sein dezentes, richtungs-
freies Chip-Design auch beson-
ders pflegeleicht. Dank seines
hohen Korkanteils ist der Belag
dauerhaft elastisch.

Gelenke und Muskeln
werden geschont

Eine spezielle Unterkonstruk-
tion sorgt für perfekte Flächen-
elastizität des Bodens, d. h. um
den Stoßpunkt bildet sich eine
kleine Verformungsmulde. Ge-
lenke, Muskeln und Bänder der
Sportler werden dadurch opti-
mal geschont, schnelle Dreh-,
Lauf- und Sprungbewegungen
großflächig abgefedert. Ideal
für den Einsatz in Sporthallen
ist Linovation Sport auch des-
halb, weil er griffig und rutsch-
fest ist. Bereits in vielen Sport-
hallen bewährt hat sich zudem
die zurückhaltende Lichtreflexi-
on und das gute Ballsprungver-
halten. �

Stephan Jung, Gebietsleiter Bayern der DSK. ��

den können. Das Projekt „Dorf-
linde“, ein Mehrgenerationen-
haus, ist ein Musterbeispiel der
generationenübergreifenden
Kommunikation und Solidarität
im Dorf. Nur durch die Hart-
näckigkeit der Gemeinde und
durch die Unterstützung der Bür-
ger konnte das Projekt umgesetzt
und mit Leben gefüllt werden.

Gemeinde Ahorn

Regionales Flächenmanage-
ment und demographischer Wan-
del – das sind die Themen, mit
denen sich die Gemeinde Ahorn
intensiv beschäftigt. „Wir haben
die Initiative Rodachtal ins Leben
gerufen“, berichtet Martin Finzel,
1. Bürgermeister der Gemeinde
Ahorn. „Sie arbeitet interkommu-
nal über die bayerischen Grenzen
hinweg. Barrierefreiheit und In-
nenentwicklung spielen dabei ei-
ne große Rolle.“ Das Projekt „Be-
wegungspark“ setzt die Kommu-
neAhorn zur Zeit aktiv selbst um.

Wie auch kleinere Gemeinden
mit gutem Beispiel für aktiven
und innovativen Klimaschutz
vorangehen können, verdeutlicht
die Stadt Merkendorf mit ihrem
Projekt „Energie für die Region,
aus der Region“. Der Gemeinde

im Rahmen des ExWoSt-Projekts
„Urbane Strategien zum Klima-
wandel“. Ute Hick-Weber, Leite-
rin des Stadtplanungsamtes, skiz-
zierte erste Ideenansätze.

Aus Sicht der Wirtschaftsförde-
rung des Landkreises Regen zeig-
te Markus König am Beispiel der
Glasindustrie auf, wie man mit
gezieltem Regionalmanagement
neue Wachstumsmöglichkeiten
schaffen und damit dem Struktur-
wandel im Bayerischen Wald ent-
gegenwirken kann.

„Einheimischenmodelle sind
mit Europarecht vereinbar“
Innenminister Herrmann: „Kommission mischt

sich in ureigene kommunale Aufgaben ein“

Die EU-Kommission möchte die bayerischen Einheimi-
schenmodelle vor den Europäischen Gerichtshof bringen und
Deutschland wegen einer Verletzung von Europarecht verkla-
gen. Joachim Herrmann: „Mit ihrer beabsichtigten Klage will
sich die Kommission einmal mehr unnötig in Fragen der kom-
munalen Selbstverwaltung einmischen. Unsere Einheimi-
schenmodelle für Bauland haben sich bewährt. Den von der
Kommission behaupteten Europarechtsverstoß kann ich nicht
erkennen. Örtliche Siedlungspolitik ist eine ureigene kommu-
nale Aufgabe. Die Kommission verfällt hier erneut ihrem häu-
figen Drang, den Gestaltungsspielraum unserer Kommunen zu
beschneiden. Gegen diesen Angriff auf unsere Kommunen und
ihr Selbstverwaltungsrecht werden wir erbitterten Widerstand
leisten.“

Bewährtes Instrument

Die Einheimischenmodelle sind ein bewährtes Instrument
bayerischer Siedlungspolitik. Ortsansässige erhalten durch
Preisnachlässe beim Grundstückskauf die Möglichkeit, in
ihrem Heimatort Wohnhäuser zu errichten. Hiervon profitieren
vor allem junge, ortsansässige Familien, die sonst oftmals ge-
genüber finanzkräftigen Auswärtigen benachteiligt wären oder
aus finanziellen Gründen abwandern müssten. Herrmann: „Die
Einheimischenmodelle sind wichtig, um gewachsene und aus-
gewogene Bevölkerungsstrukturen in unseren bayerischen
Städten und Gemeinden zu erhalten. Mit ihnen sichern wir die
Eigenart unseres ländlichen Raumes. Wir werden es nicht zu-
lassen, dass uns die EU-Kommission dieses wichtige Instru-
ment aus der Hand nimmt.“

Verschiedene Kriterien

Der Innenminister betonte, dass die Einheimischenmodelle
mit Europarecht vereinbar seien. So sei es höchst unwahr-
scheinlich, dass EU-Bürger aus anderen Mitgliedstaaten ernst-
haft in der Ausübung ihrer Grundfreiheiten abgehalten würden,
nur weil ein kleines Kontingent an Bauland nicht sofort zu ver-
günstigten Konditionen erworben werden könne. Zudem ste-
hen auch EU-Bürgern nach Ablauf einer im Einheimi-
schenmodell festgelegten Wartezeit die vergünstigten Kondi-
tionen der Einheimischenmodelle zur Verfügung. Schließlich
sei die Ortsansässigkeit nicht das einzige Kriterium, vielmehr
würden auch das Einkommen, die Vermögensverhältnisse, die
familiäre Situation und vorhandener Grundbesitz eine Rolle
spielen. �



Wenn Sie neue Möglichkeiten für eine effektive und umweltfreundliche Wärmeversorgung suchen, sind Sie
bei uns an der richtigen Adresse. Denn wir sind auf das Errichten und Betreiben von Anlagen zur Wärme-
erzeugung und -verteilung spezialisiert. Und nutzen dabei immer mehr die Vorteile regenerativer Energien.
Kommunen und Fachbetrieben bieten wir eine Zusammenarbeit für die gemeinsame Entwicklung neuer
Lösungen zur Wärmeversorgung.

Dass wir über fundierte Erfahrungen verfügen, zeigen auch unsere Referenz-Anlagen. Dazu gehören das
Biomasseheizwerk in Markt Schwaben, die Biogas-Blockheizkraftwerke in Schwandorf und Puchheim und
die Wärmepumpenanlage in Prien am Chiemsee. Auf dem Gebiet der Geothermie haben wir Erfahrungen
aus Projekten in Simbach-Braunau, Poing und Garching.

Wir sind ein regionales Unternehmen und versorgen heute rund 10.000 Haushalte sowie Gewerbe- und
Industriebetriebe in ganz Bayern mit Wärme. Als Tochterunternehmen der E.ON Bayern AG sind wir ein
kompetenter Partner für das Planen, Bauen und Errichten von Anlagen. Auf Wunsch übernehmen wir
auch das Contracting und erarbeiten Konzepte zur Finanzierung.

Wir sind für Sie da
E.ON Bayern Wärme GmbH
Leiter Vertrieb
Herr Robert Budde
Arnulfstraße 203
80634 München
T 0 89-52 08-41 11
F 0 89-52 08-41 99
info@eon-bayern-waerme.com

www.eon-bayern-waerme.com
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PPP-Förderpreis der
Bayerischen Bauindustrie

Der Landkreis Hof und seine privaten Partner wurden
für ein Schul-Projekt im „Hofer Modell“ geehrt

„Der Landkreis Hof erhält diesen Preis, weil er die Fenster auf-
gemacht hat für den Markt der neuen Dienstleistungen unse-
rer Bauindustrie. Das Ergebnis, das Schulprojekt im Land-
kreis Hof, ist ein ausgezeichneter Beleg dafür, wie partner-
schaftlich öffentliche Hand und Privatwirtschaft im PPP-Mo-
dell (Public Private Partnership) zusammenwirken können.
Dabei stehen nicht nur die hohe Wirtschaftlichkeit und Qua-
litätssicherung über den gesamten Lebenszyklus hinweg im
Vordergrund, sondern vor allem auch die Funktion von PPP
als „Suchradar“ für Ideen und Innovationen. Solch ein zu-
kunftsweisendes Engagement verdient eine besondere Aner-
kennung“, befand Senator E.h. Gerhard Hess, Hauptge-
schäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes e.V., an-
lässlich der Verleihung des diesjährigen PPP-Förderpreises
der Bayerischen Bauindustrie im Landratsamt Hof.

Der Landkreis habe mit sei-
ner Entscheidung für PPP nicht
nur eine einfache Bau-Leistung
mit Sanierung und (Aus-)Bau
von vier Schulen an drei Stand-
orten im Landkreis Hof einge-
kauft, sondern seine Partner-
Unternehmen damit betraut, be-
reits in der Projektierung zu
beraten und die Schulen an-
schließend über einen Zeitraum
von über 20 Jahren zu pflegen
und zu betreiben.

10.000 Euro Dotation

Der PPP-Förderpreis dient als
Auszeichnung für ein besonders
gelungenes kommunales PPP-
Projekt in Bayern. Er ist mit
10.000 Euro dotiert und geht in
diesem Jahr zu gleichen Teilen
an den Landkreis Hof, vertreten
durch Landrat Bernd Hering auf
öffentlicher Seite und an den
privaten Partner, die ARGE PPP
Schulen Landkreis Hof, vertre-
ten durch Frank Jainz (Bilfinger
Berger AG), Ewald Weber
(Franz Kassecker GmbH) und
Jörn Ettenhofer (HSG Zander
GmbH).

Vorreiterrolle in
der Region

„Wir sind sehr stolz, mit die-
sem PPP-Projekt – der größten
Baumaßnahme in der Geschich-
te unseres Landkreises – eine
Vorreiterrolle in der Region zu
übernehmen und unseren vier
Schulen modernste Schulgebäu-
de und eine zukunftsorientierte
Ausstattung zur Verfügung zu
stellen“, freute sich Landrat
Bernd Hering. Vor allem, so be-
tonte Hering, sei das Projekt ein
regelrechter Auftragsmotor und
Gewinn für die Firmen in der
Region. Denn der PPP-General-
unternehmer gebe 83 bis 100
Prozent der Aufträge an Betrie-
be aus der näheren Umgebung
weiter.

Zeitliche Vorzüge

„Hätten wir die Sanierungs-
maßnahmen auf regulärem We-
ge gemacht, hätte sich das über
zwölf Jahre hingezogen – und
wir hätten Prioritäten zwischen
den Schulen setzen müssen. So
geht das viel schneller und wir
bekommen gleichzeitig vier
neue Schulen“, hob Hering die
zeitlichen Vorzüge von PPP her-
vor. Mit dem „Hofer Modell“
habe sich der Landkreis für sein
Projekt sogar eine eigene PPP-
Variante maßgeschneidert.

Kostensenkung

So ließen sich die Vorteile
von PPP nutzen, ohne den klas-
sischen Nachteil, nämlich die
etwas teurere Privatfinanzie-
rung, in Kauf nehmen zu müs-
sen: Der Landkreis regelt die Fi-
nanzierung über kommunale
Kredite einfach selbst. Das Pro-
jekt umfasse einen Kostenrah-
men von knapp 56 Millionen
Euro, erklärte Hering, und dank
PPP konnten die Kosten um
rund 10 Prozent gesenkt wer-

den. „Diese zwölf Millionen
Euro Einsparung sind beileibe
kein Pappenstiel!“

Mit kreativen
Denkanstößen Geld sparen

Auch Ministerialrätin Gabrie-
le Engel von der Obersten Bau-
behörde im Bayerischen Staats-
ministerium des Innern und
Jurymitglied bei der Förder-
preisverleihung, bestätigte: „So
ein PPP-Kooperationsmodell ist
etwas für analytisch konzeptio-
nelle Denker, die sich auch an
etwas Neues herantrauen.“ Bei
PPP könne man zwar keines-
falls nach fertigen Rezepten
agieren, aber mit kreativen
Denkanstößen sei es möglich,
viel Geld zu sparen.

Prof. Dr.-Ing. Josef Zimmer-
mann, Ordinarius am Lehrstuhl
für Bauprozessmanagement und
Immobilienentwicklung an der
Technischen Universität Mün-
chen und ebenfalls Jurymit-
glied, beschrieb PPP als „ziel-
orientiertes Zusammenwirken
schlauer und kreativer Köpfe“.
So sei es vor allem die Nachhal-
tigkeit, die aufgrund des Le-
benszyklusansatzes von PPP für
sich spreche: „Nachhaltig sind
nämlich Gebäude, die optimal
funktionieren. Nachhaltigkeit
müssen wir bauen und im Be-
trieb realisieren.“

Aspekt Bildung

Der größte Aspekt der Nach-
haltigkeit sei jedoch die Bil-
dung, so Zimmermann, Bildung
über Generationen wie auch
Gebäude über Generationen
überlebten. Gerade deshalb sei
es schön, dass es sich beim
PPP-Projekt in Hof um Schulen

handle, Gebäude, die für die
Bildung junger Menschen ge-
baut würden.

Faires Miteinander

Auch die Vertreter der ARGE-
Partner waren sichtlich stolz auf
die besondere Auszeichnung:
„Durch die von Anfang an kon-
struktive Zusammenarbeit und
das faire Miteinander haben wir
ein gelungenes Projekt für alle
Beteiligten geschaffen. Wir lie-
gen überall gut im Zeitplan und
können die Schulen fristgerecht
übergeben“, erklärte Ewald We-
ber, Geschäftsführer der Franz
Kassecker GmbH.

Innovatives Konzept

Frank Jainz, Mitglied der Ge-
schäftsführung der Bilfinger
Berger Hochbau GmbH, beton-
te ebenfalls die partnerschaftli-
che Vorgehensweise: „Da alle
Beteiligten schon so früh invol-

viert wurden, können wir an den
Schulen im Landkreis Hof auch
ein besonders innovatives Tech-
nikkonzept umsetzen. Die
Schulen werden z. B. alle mit
interaktiven Whiteboards, d.h.
modernsten elektronischen Ta-
feln, anstatt herkömmlicher
Kreidetafeln ausgestattet. Diese
Technik haben wir bereits bei
einem PPP-Projekt für Schulen
in Halle erfolgreich eingesetzt.“

Preisgeld gebündelt

Zu spontanem Beifall im Pu-
blikum führte auch die Ent-
scheidung der Preisträger, das
Preisgeld zu bündeln und als
gemeinsame Spende an die
Schulen weiterzugeben: Mit
dem Geld werden alle vier
Schulen mit hochmodernen „di-
gitalen Schwarzen Brettern“
ausgestattet. „Das ist wirklich
stark“, freute sich einer der an-
wesenden Schulleiter, „damit
haben wir nicht gerechnet!“ �
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Die Containervariante X-tainer ist in der Lage, in kurzer Zeit auf unkomplizierte Weise Raum-
kapazitäten zur Verfügung zu stellen. Elektrische Anschlüsse und die Beleuchtung sind bereits
vormontiert. ��

Neu bei Graeff:

Raumwunder X-tainer
Die Mannheimer Graeff Container & Hallenbau GmbH verfügt
mit dem X-tainer über eine Containervariante, mit der in kurzer
Zeit in unkomplizierter Weise Raumkapazitäten für Unterkünfte,
Lager und Büro zurVerfügung gestellt werden können. Der X-tai-
ner reduziert wegen seiner Konstruktions- und Funktionsweise
sowohl Frachtkosten als auch Montagezeiten und steht nach dem
Aufbau sofort zur Nutzung zur Verfügung. Die Vorteile des Con-
tainers kommen vor allem dann zum Tragen, wenn er an häufig
wechselnden Standorten zum Einsatz kommt.

Die Verwendungsmöglichkei-
ten des bei Graeff kurzfristig
verfügbaren und mit Fug und
recht als Raumwunder zu be-
zeichnenden Moduls reichen
vom Tourismus-, Sport- und
Eventsektor bis zu militäri-
schen und Polizeieinsätzen –
als Schlafstätte, Wettkampf-
oder Einsatzbüro sowie im Poli-
zeibereich für den vorüberge-
henden Gewahrsam festgesetz-
ter Personen. Für weltweite
Einsätze internationaler Hilfsor-

ganisationen, z.B. nach Natur-
katastrophen, eignet sich der
X-tainer in besonderem Maße:
der Container ist robust gefer-
tigt und sorgt in kürzester Zeit für
die sichere Unterbringung von
Hilfspersonal und Hilfsgütern.

Geringere Transportkosten

Der X-tainer von Graeff bie-
tet alle Vorteile, welche die Be-
reitstellung von temporärem
Raum kostengünstig und effi-

zient machen. Das Modul lässt
sich für den Transport komplett
zusammenfalten und reduziert
damit die Transportkosten er-
heblich: mit einem Lkw-Trans-
port können 10 Container (statt
zwei) gleichzeitig bewegt wer-
den. Am Standort genügen der
Lkw-Kran (oder ein anderes
einfaches Hebegerät) sowie ei-
ne Hilfskraft, um den X-tainer
zu errichten – nach ca. 10 Minu-
ten steht er stabil, sicher und so-
fort einsatzbereit, denn elektri-
sche Anschlüsse und die Be-
leuchtung sind vormontiert.

Günstige Konditionen

Der X-tainer wird in Großse-
rie gefertigt und kann deshalb
zu sehr günstigen Konditionen
angeboten werden. Zusammen
mit den reduzierten Transport-
und Montagekosten ergeben
sich für die Anwender deutliche
Kostenvorteile. Da die Contai-
ner auch gemietet oder geleast
werden können, ergeben sich
daraus weitere Vorteile bei der
Kostenplanung eines Projekts
oder eines Hilfseinsatzes.

Vielseitig einsetzbar

„Wir bieten mit dem X-tainer
ein vielseitig einsetzbares Mo-
dul. Dieses Raumwunder hat
sich vielfach in Industrie und
Handwerk sowie bei Hilfsorga-
nisationen bewährt“, erläutert
Heinrich Graeff, der Inhaber
des zu den Branchenführern
zählenden Unternehmens. �

Baukonferenz „Ländlicher Raum“ in Straubing:

Zukunft des Landes sichern
Das Bayerische Staatsministerium des Innern informiert im Rah-
men der Veranstaltungsreihe der Baukonferenzen über Projekte
des Staatlichen Hochbaus, der Wohnraum- und Städtebauförde-
rung und des Straßenbaus. Im Dialog mit politischen Mandatsträ-
gern, mit Vertretern der Kammern und Verbände sowie Partnern
und Nutzern soll deutlich werden, welche Rolle das staatliche Bau-
en und die staatliche Förderung des kommunalen und privaten
Bauwesens bei der Sicherung der Zukunft des Landes spielt. Bei
der jüngsten Baukonferenz „Ländlicher Raum“ in Straubing
stand Innenstaatssekretär Gerhard Eck Rede undAntwort.

„Wir bauen für die Zukunft
Bayerns. Der bayerischen Staats-
bauverwaltung stehen dafür jähr-
lich mehr als sechs Milliarden
Euro an Investitionen und Förder-
mitteln von Bund und Land zur
Verfügung“, erläuterte Staatsse-
kretär Eck. Um vor allem den He-
rausforderungen des demographi-
schen Wandels entgegenzutreten,
setzt die Staatsregierung mit einer
Vielzahl von Initiativen und Pro-
grammen für den Wohnungsbau
und die Städtebauförderung so-
wie im staatlichen Hochbau und
im Straßenbau einen Investitions-
schwerpunkt im ländlichen Raum.

Städtebauförderung

Der CSU-Politiker betonte die
für die Entwicklung des ländli-
chen Raums herausragende Be-
deutung der Wohnraum- und
Städtebauförderung: „Mit der
Städtebauförderung hilft der Frei-
staat den Kommunen, ihre Zen-
tren attraktiv zu gestalten und ei-
ne breite Mischung aus Wohnen,
Arbeitsplätzen und Dienstleistun-
gen zu erhalten. Von den gesam-
ten Städtebauförderungsmitteln
der EU, des Bundes und des Frei-

staats in Höhe von fast 154 Mil-
lionen Euro flossen 2009 über
111 Millionen Euro in den ländli-
chen Raum. Das sind über 72,5
Prozent – bei einem Bevölke-
rungsanteil von fast 60 Prozent.“

„Ort schafft Mitte“

Seit diesem Jahr ermögliche der
Struktur- und Härtefonds eine auf
bis zu 80 Prozent erhöhte Förde-
rung für besonders struktur- und
finanzschwache Gemeinden. Das
neue Modellvorhaben „Ort schafft
Mitte“ sei ebenfalls primär auf
den ländlichen Raum ausgerich-
tet. „Mit diesem Modell wollen
wir fundierte Grundlagen für den
Umgang mit dem strukturellen
und demographischen Wandel
schaffen. Gleichzeitig soll da-
mit gezeigt werden, wie auch
schrumpfende Gemeinden hohe
Lebensqualität bieten können.“

Nach den Sparbeschlüssen des
Bundes soll die Städtebauförde-
rung auf etwa die Hälfte reduziert
werden, fuhr Eck fort. Dies sei
äußerst schmerzlich. Die Auswir-
kungen auf Bayern könnten sogar
noch viel dramatischer werden,
weil den neuen Ländern mit dem

Solidarpakt Mittel inAussicht ge-
stellt wurden, die nahe an die ver-
bliebenen Bundesmittel heranrei-
chen.

Eigenwohnraum

Der ländliche Raum hat auch ei-
nen hohen Bedarf an Wohnraum-
fördermitteln. Hier steht die Schaf-
fung von Eigenwohnraum im Mit-
telpunkt. Allein 2009 förderte der
Freistaat im ländlichen Raum rund
300 Miet- und mehr als 3.000 Ei-
genwohnungen mit 82 Millionen
Euro. Gerhard Eck: „Regional ge-
zielte Förderung des Wohneigen-
tums ist wichtig, umAbwanderun-
gen aus strukturschwachen Gebie-
ten zu vermeiden.“

Im Rahmen des Experimentel-
len Wohnungsbaus fördere der
Freistaat Projekte, die den Verän-
derungen von Lebensweisen, Al-
ters- und Familienstrukturen Rech-
nung tragen und die auf Heraus-
forderungen wie Energiesparen
und Klimaschutz eingehen. Der-
zeit würden in drei Modellvorha-
ben insgesamt elf Bauprojekte im
ländlichen Raum umgesetzt.

Zuverlässiger Partner

Im Sonderprogramm zur ener-
getischen Sanierung staatlicher
Gebäude investiere der Freistaat
derzeit allein 150 Millionen Euro
bis 2011, erläuterte Eck. Ein maß-
gebliches Entscheidungskriteri-
um für die Aufnahme eines Pro-
jekts sei neben der Menge der
CO2-Einsparungen auch eine
möglichst flächendeckende re-
gionale Verteilung. „Gerade in
Krisenzeiten sind wir auch hier
ein wichtiger und zuverlässiger
Partner der Bauwirtschaft in allen
Teilen Bayerns.“

„2009 haben unsere staatlichen
Bauämter die enorme Summe von
1,5 Milliarden Euro für die staatli-
chen Hochbauprojekte von Bund
und Land ausgegeben. Fast die
Hälfte unserer staatlichen Hoch-
baumaßnahmen setzen wir im
ländlichen Raum um“, betonte
Eck. Einen Schwerpunkt stellten
die Bauprojekte der Hochschulen
für angewandte Wissenschaften
dar, die maßgeblich zur Stärkung
der Regionen außerhalb der
großen Ballungszentren beitrügen.

Straßennetz

Erhebliche finanzielle Mittel
fließen dem Staatssekretär zufol-
ge auch in den Ausbau und den
Erhalt des Straßennetzes. Gerade
in ländlichen Räumen sei die
Straße nach wie vor der wichtig-
ste Verkehrsträger. Für die Be-
völkerung müssten insbesondere
Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge wie Schulen, Arztpraxen,
Krankenhäuser in zumutbarer
Entfernung liegen und mit ver-
tretbarem Zeitaufwand erreich-
bar sein. Ebenso benötigten
Wirtschaftsbetriebe leistungs-
fähige und sichere Verkehrswe-
ge. Auch der Öffentliche Perso-
nenverkehr, die Busse, seien auf
ein gut ausgebautes Straßennetz
angewiesen. Erhebliche finanzi-
elle Mittel flössen in den sechs-
streifigen Ausbau der Autobah-
nen A 3, A 6 und A 8 und in Neu-
baumaßnahmen bei den Auto-
bahnen A 6 und A 94 sowie bei
den Bundesstraßen B 15neu und
B 26neu.

Für die Staatsstraßen seien in
das Programm „Zukunft Bayern
2020“ 100 Millionen Euro einge-
stellt worden, die speziell dem
ländlichen Raum zugute kom-
men, berichtete Eck. Die Städte
und Gemeinden würden bei ihren
Straßenbauvorhaben mit staatli-
chen Fördermitteln unterstützt.
Nach dem Bayerischen Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz
stünden heuer insgesamt 155
Millionen Euro Fördermittel zur
Verfügung. Dieser Fördertopf
werde auch kräftig genutzt. DK

Architekturauszeichnung für Memmingen:

„Ausloberpreis 2010“
Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzinger nahm Preis

im Rahmen eines Festakts entgegen

17 Architektenwettbewerbe wurden in den letzten drei Jahr-
zehnten in Memmingen ausgeschrieben. Hierzu zählen zum
Beispiel die Stadthalle (Architektengemeinschaft Faller und
Muschalek) oder der Weinmarkt (Geiger-Ost Architekten und
Landschaftsarchitekten I Stadtplaner Schegk) und der jüngste
Architektenwettbewerb für die städtische Realschule (Herle +
Herrle Architekten und hahne + mauz architektur).

Oberbürgermeister Dr. Ivo Hol-
zinger nahm bei der Preisverlei-
hung Mitte Juli den „Auslober-
preis 2010“ für die Stadt Mem-
mingen entgegen. Die Bayerische
Architektenkammer würdigt mit
dieser Architekturauszeichnung
die Stadt Memmingen für die
Wahrnehmung baukultureller
Verantwortung von Entschei-
dungsträgern im öffentlichen und
privaten Bereich. Mit dem Preis
wurde die Stadt Memmingen für
ihre Verdienste um das Wettbe-
werbswesen in den vergangenen
Jahrzehnten ausgezeichnet.

OB Holzinger: „Wir freuen
uns über die Würdigung der
großen städtebaulichen Maß-
nahmen der vergangenen Jahr-
zehnte, die das Gesicht unserer
Stadt maßgeblich verändert ha-

Gesundes Bauen und Leben:

Holz ist gesund
Ob in öffentlichen oder privaten Gebäuden, die Verwendung
von Holz als Baumaterial und bei der Innenausstattung von
Räumen wirkt sich positiv auf die Gesundheit der Menschen
aus. Neben der Schaffung eines optimalen Raumklimas und
mehr Wohlbefinden profitiert vor allem auch die Herzgesund-
heit. Dies belegt eine aktuelle Studie, die an einer Schule in
Österreich durchgeführt wurde.

Die Gesundheit des Menschen
hängt wesentlich von einer ge-
sunden Umwelt ab. Neben der
freien Natur gehören zur Um-
welt auch Innenräume, in denen
der moderne Mensch heute ei-
nen Großteil seiner Zeit ver-
bringt, sei es am Arbeitsplatz, in
der Schule oder in den eigenen
vier Wänden. Holz als Bau- und
Werkstoff kann wesentlich zu ei-
nem gesunden Raumklima bei-
tragen. Bei einem Haus ganz aus
Holz sind die Effekte natürlich
am größten, aber auch die Ver-
wendung von Holz im kleineren
Rahmen, etwa für Böden, Mö-
bel, Fenstern und Türen, wirkt
sich positiv auf die Gesundheit
und das Wohlbefinden aus.

Optimales Raumklima

Einer der größten Vorzüge des
Naturmaterials Holz ist seine
Absorptionsfähigkeit. So kann
es Feuchtigkeit aus der Luft auf-
nehmen und bei Bedarf wieder
abgeben sowie übel riechende
und gesundheitsschädigende In-
haltsstoffe aus der Luft binden.
Holz sorgt also rund ums Jahr für
ein optimales Raumklima, lädt
sich nicht statisch auf und ist un-
problematisch zu reinigen und
zu pflegen. Davon profitie-
ren nicht nur Allergiker.

Angenehm und gemütlich

Hinzu kommt ein subjektives
Gefühl von Wohlbefinden und
weniger Stress, das bis heute
noch nicht vollständig erforscht
ist. Die meisten Menschen emp-
finden Räume mit viel Holz als
angenehm, gemütlich und hei-
melig. Zudem wird nach der
Meinung von Experten mit der
Verwendung von Holz das Be-
dürfnis nach mehr Natur in einer
zunehmend künstlichen Welt er-
füllt. Ein aktuelles Forschungs-
ergebnis aus Österreich belegt
eindrucksvoll die positiven Ef-
fekte von Holz auf die Gesund-
heit, auch und ganz besonders
bei öffentlichen Gebäuden, in

denen sich viele Menschen den
ganzen Tag aufhalten.

In einer Studie an der Haupt-
schule von Haus im Ennstal in
der Steiermark wurden über ein
Jahr lang vier Klassen mit insge-
samt 52 Versuchspersonen ge-
genübergestellt. Zwei Klassen
wurden in Klassenräumen mit
Standardeinrichtung unterrichtet,
zwei in so genannten Massiv-
holzklassen mit Wänden und
Decken aus massiver Fichte, ei-
nem Schrank aus Zirbenholz und
einem geölten Holzfußboden.

Weniger Stress bei Kindern

Studienleiter Prof. Maximilian
Moser zeigte sich verblüfft über
die Ergebnisse: „Wir waren am
Anfang nicht so optimistisch,
aber die Studie zeigt eindeutig:
Holz wirkt sich positiv auf den
Organismus der Schüler, insbe-
sondere deren Herzgesundheit,
aus.“ So sparten sich die Kinder
bis zu 8.600 Herzschläge pro
Tag und berichteten zudem von
weniger Stress und Konflikten
sowie verbesserter Konzentrati-
onsfähigkeit. �

Beispielhaft: KiTa Technologiepark Bremen. ��

ben“. Im Rahmen der Preisver-
leihung wurde die Ausstellung
„Architektenwettbewerbe in
Memmingen 1971-2010“ durch
Oberbürgermeister Dr. Ivo Hol-
zinger eröffnet. Die Schau do-
kumentiert die Architekten-
wettbewerbe anschaulich und
zeigt damit architektonische
Meilensteine in Memmingen
auf.

Die Auszeichnung „Auslober-
preis“ wurde zum siebten Mal
einer bayerischen Stadt verlie-
hen. Zu den bisherigen Preis-
trägern zählen unter anderem
die Landeshauptstadt München
(2002), Regensburg (2004) so-
wie Schweinfurt (2006). Neben
Memmingen ist auch die Stadt
Kaufbeuren Trägerin des Aus-
loberpreises 2010. �

http://www.graeff-gmbh.de
http://www.ing-helfrich.de
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Max Wild GmbH:

Unternehmen mit Tradition
Das in den letzten Jahren rasant gewachsene mittelständische
Unternehmen aus Berkheim kombiniert Wachstum, Vielfältig-
keit, Fachwissen und Familienbande und ist damit seit über ei-
nem halben Jahrhundert erfolgreich.An der Spitze des Famili-
enunternehmens stehen die vier Söhne des Gründers und Na-
mensgebers.

Sie teilen sich die Spezialgebiete, so dass die Kompetenzen klar
geregelt sind: Abbrucharbeiten, Flächenrecycling, Horizontalbohr-
technik, Kiesvertrieb, Nah- und Fernverkehr, Schwertransporte,
Serviceleistungen, Systementwicklung, Tiefbau, Rohrleitungsbau
und Containerservice. Kompetente Mitarbeiter sind jederzeit An-
sprechpartner für qualifizierteAuskünfte und perfekte Lösungen.

Überall dort, wo ausgefeilte Strategien beimAbbruch, in der Ho-
rizontalbohrtechnik oder beim Transport von Schwergütern gefragt
sind, ist Max Wild mit seinen grünen Spezialfahrzeugen unterwegs.
Ein mit neuester Technik ausgestatteter Maschinenpark ermöglicht
logistische Glanzleistungen.

Die Lkw von Max Wild transportieren europaweit Lasten bis 143
Tonnen pünktlich vor Ort. Mit gesteuerter Horizontalbohrtechnik
verlegen die Profis ohne Grenzen unterirdisch Leitungen und Roh-
re, wie zum Beispiel unter dem Alpsee oder an der Algarveküste.
Kiesvertrieb, Baustoffrecycling, Tiefbau und Serviceleistungen run-
den das Firmenprofil ab.
Näheres auf der IFAT in Halle B2, Messestand 203. ��

LBS Bayern zieht erfolgreich Bilanz:

Bausparen auch für
Kommunen interessant

Riester-Verträge laufen immer besser / Für Mitte 2011 Zinswende erwartet
Mit dem Zitat „Wohneigentum ist das Sparschwein der Krise“ aus
einem Wirtschaftfachblatt stimmte Franz Wirnhier, Sprecher der
Geschäftsleitung der LBS Bayerische Landesbausparkasse, in der
Bilanzpressekonferenz des Instituts das hohe Lob auf das Bauspa-
ren an. Dabei hob er besonders die Bedeutung des Riester-Bauspa-
rens hervor, das die LBS seit November 2008 mit großem Erfolg
betreibt.Auch für die Zukunft sieht die LBS Bayern, die auch 2009
hervorragend abgeschnitten hat, im Bauspar- und Finanzierungs-
markt weiterhin hohe Wachstumspotenziale, „denn in vielen Re-
gionen Bayerns brauchen wir wesentlich mehr neue Wohnungen“.
In diesem Zusammenhang bestätigte die LBS, dass Bausparen
auch juristischen Personen, etwa Kommunen, möglich ist.

Kommunen und Gesellschaf-
ten, die zur Verbesserung von
Wohngebieten beitragen, können
die günstigen Konditionen nut-
zen. Als Projekte sind nicht nur
Wohnbauten möglich, sondern al-
le Maßnahmen, die der Daseins-
vorsorge und der Qualitätssteige-
rung der Wohnorte dienen. Ge-
nannt wurden beispielhaft etwa
Maßnahmen der Infrastruktur so-
wie der Bau von Schulen, Kran-
kenhäusern, Klärwerken oder
auch eines Rathauses. Derzeit
bringen es Kommunen bei der
LBS Bayern auf eine addierte
Bausparsumme von etwa 100
Millionen Euro. Auf die gleiche
Summe kommen noch einmal
kommunalnahe Unternehmen wie
etwa eigenständige Stadt- oder
Gemeindewerke.

SichereAnlage

Im gegenwärtigen finanzpsy-
chologischen Umfeld könne Bau-
sparen überzeugend punkten,
denn es sei eine sichere Anlage,
sagte der LBS-Sprecher. Sparein-
lagen dürften nämlich nicht spe-
kulativ verwendet werden. Mit
Bausparmitteln könne man viel-
fältige Ziele rund ums Wohnen er-
reichen und Kredite flexibel til-
gen. Zudem gebe es interessante
staatliche Förderangebote sowie
attraktive Spar- und Finanzie-
rungskonditionen. Für junge Leu-
te sei Bausparen ein idealer Ein-
stieg in die Vermögensbildung
und die ideale Vorbereitung, um
sich später den Traum von den ei-
genen vier Wänden zu verwirkli-
chen. Wirnhier teilte mit, dass sich
im Berichtsjahr 2009 in Bayern
rund 54 000 Kunden im Alter bis
25 Jahre für einen LBS-Bauspar-
vertrag entschieden haben.

Generell sei die Abschlussbe-
reitschaft in der Bevölkerung
hoch, zumal die Lerneffekte aus
der Finanzkrise nachhaltig seien.
Bausparen sei der Inbegriff von
Sicherheit, Verlässlichkeit und
Berechenbarkeit. Dementspre-
chend hätten die Bausparkassen
laut einer Agentur-Umfrage beim
Kundenvertrauen noch einmal
deutlich zugelegt. Zusammen mit
Sparkasse und Genossenschafts-
banken zählten sie zu den Vertrau-
ens-Champions in Deutschland.
Alle drei profitierten von ihrem
konservativen, bodenständigen
Image, ihrer Verlässlichkeit und
Transparenz.

Nachdem es 2008 im Neuge-
schäft eine Sonderkonjunktur ge-
geben hatte, hat sich 2009 das
Neugeschäft wieder normalisiert.
Der Gesetzgeber hatte zum 1. Ja-

nuar 2009 die dauerhafte Zweck-
bindung bei der Wohnungsbau-
prämie eingeführt, was dazu führ-
te, dass viele Kunden sich noch
2008 die alte Regelung sichern
wollten, die eine freie Verwen-
dung der geförderten Bausparlei-
stungen nach sieben Jahren vor-
sah. Diese Vorzieheffekte bewirk-
ten, dass die Zahl der neuen Ver-
träge um 27,3 Prozent von
280.779 im Jahr 2008 auf 203.484
im Jahr 2009 zurückging. Da-
durch nahm auch die Bauspar-
summe um 9 Prozent auf 6,92
Milliarden Euro ab. Dennoch aber
lag 2009 das Absatzvolumen im-
mer noch auf dem hohen Niveau
der Jahre 2005 bis 2007.

Von Januar bis Juni 2010 stieg
die Zahl der neu vermittelten Ver-
träge sogar um 19,2 Prozent auf
116.685 Stück. Die Bausparsum-
me nahm in dieser Zeit sogar um
26,4 Prozent zu und erreichte mit
4,06 Milliarden Euro erstmals in
der Geschichte der LBS Bayern
nach einem halben Jahr mehr als
4 Milliarden Euro. „Die LBS
konnte Marktanteile gewinnen.
Die Zielmarke von dauerhaft 40
Prozent ist in Reichweite. Nach
der Bausparsumme haben wir
2009 mit knapp 39 Prozent eine
Bestmarke erreicht“, stellte Wirn-
hier nicht ohne Stolz fest.

Höhere Bausparsumme

Die Vertragsabschlüsse lassen
eine starke Ausrichtung auf Fi-
nanzierungsziele erkennen. Die
durchschnittliche Bausparsumme
erhöhte sich um 25,5 Prozent auf
rund 34.000 Euro. Gemessen an
der Bausparsumme nahm der Ver-
tragsbestand um 3,6 Prozent auf
52,4 Milliarden Euro zu. Großes
Interesse findet das sogenannte
Riester-Bausparen, das Wirnhier
als echte Bereicherung des Mark-
tes und als bereits stabilenAbsatz-
faktor bezeichnete. Bis Ende Juni
2010 haben die Landesbauspar-
kassen bereits mehr als 300.000
Riester-Bausparverträge abge-
schlossen, darunter die LBS Bay-
ern allein 62.000.

Von Januar bis Juni dieses Jah-
res machten Riester-Abschlüsse
18 Prozent des Neugeschäftes
aus. Bei Riester-Verträgen hat die
LBS Bayern einen Marktanteil
von über 50 Prozent. Diese „noch
immer weithin unterschätzten
Verträge“, die keineswegs an Ein-
kommensgrenzen gebunden sind,
können zu finanziellen Vorteilen
„von 50.000 Euro und mehr“
führen. LautWirnhier sorgtWohn-
Riester für mehr Eigenkapital
durch Zulagen und Steuervorteile,

weniger Kreditbedarf, eine schnel-
lere Tilgung und weniger Zinsen.

2009 kam es zu einem deutli-
chen Anstieg der Finanzierungs-
wünsche, was zu einer merklichen
Steigerung der Kapitalauszahlun-
gen führte, nämlich bei den
Bauspardarlehen um 8,2 Prozent
auf 726,8 Millionen Euro, bei den
Vor- und Zwischenfinanzierungen
um 28,4 Prozent auf 430,3 Millio-
nen Euro und bei Sofortkrediten
der Sparkassen, die mit LBS-
Bausparverträgen kombiniert
sind, um 22 Prozent auf 325,5
Millionen Euro. Allerdings parti-
zipieren die Bauspardarlehen an
der sehr regen Nachfrage nach
Wohnbaukrediten „derzeit weni-
ger“. 2010 gab es hierbei bislang
ein Minus von 12 Prozent. Die
LBS führt das auf die niedrigen
Kapitalmarktzinsen zurück.

Talsohle durchschritten

Nur etwa 10 Prozent der LBS-
Darlehen werden für Neubaupro-
jekte verwendet. Das sei ein
Spiegelbild der Tatsache, dass die
Fertigstellungen 2009 einen neu-
erlichen Tiefpunkt erreicht ha-
ben. Allerdings sehe es so aus,
dass die Talsohle nun verlassen
werde, denn beim Eigenheimbau
habe 2009 ein Aufwärtstrend
eingesetzt. Etwa 20 Prozent des
Kreditgeschäftes entfallen auf
den Handel mit Gebrauchtimmo-
bilien. Fast zwei Drittel der von
der LBS finanzierten Maßnah-
men dienten der Modernisierung
und Renovierung. Die durch-
schnittliche Kredithöhe stieg um
40 Prozent auf rund 30.000 Euro.
Inzwischen beträgt sie 33.000
Euro, weil Hausbesitzer zuneh-
mend in größerem Stil in die
energetische Qualität und die al-
tersgerechte Optimierung ihres
Wohneigentums investieren.

Für diesen Bedarf kann die
LBS seit einem Jahr Kreditmittel
bis zu einem Höchstbetrag von
30.000 Euro ohne grundpfand-
rechtliche Absicherung verge-
ben. Insgesamt wuchs der Darle-
hensbestand um 2,6 Prozent auf
knapp 4,7 Milliarden Euro. Weil
die Neuabschlüsse hervorragend
bespart werden, nahmen die
Bauspareinlagen um 6,1 Prozent
auf 8,7 Milliarden Euro zu.

Zinsüberschuss

Aufgrund der niedrigen Kapi-
talmarktzinsen – bei der LBS geht
man davon aus, dass frühestens
Mitte 2011 die Zinsen wieder an-
ziehen – war die Durchschnitts-
verzinsung sowohl im Kreditbe-
stand als auch bei den Geldan-
lagen rückläufig. Dass sich der
Zinsüberschuss dennoch nur um
2,2 Millionen auf 198 Millionen
Euro reduzierte, lag daran, dass
die Ausweitung der Forderungs-
bestände das mäßige Zinsniveau
nahezu kompensierte. Der Provi-
sionsüberschuss lag mit -29,5
(Vorjahr: -23,0) Millionen Euro
deutlich im Minus, weil der Ver-
trieb im Neugeschäft höhere Pro-
visionen erhält, als überAbschluss-
gebühren hereinkommt. Und bei
Riester-Abschlüssen wird die Pro-
vision sofort fällig, während die
Abschlussgebühr auf fünf Jahre
verteilt wird. Der Verwaltungsauf-
wand konnte um 8 Prozent ge-
senkt werden, das sonstige Ergeb-
nis legte um 2 Prozent zu.

Unter dem Strich erzielt die
LBS Bayern ein Betriebsergebnis
vor Risikovorsorge von 75,1 Mil-
lionen Euro. Damit wurde der
Spitzenwert des Vorjahres von
73,8 Millionen Euro noch einmal
übertroffen. Zu dem hervorragen-
den Ergebnis beigetragen hat,
dass mit 75,1 Millionen Euro nur

eine geringe Vorsorge getroffen
werden musste, denn die Ausfall-
quote ist, gemessen am Kreditbe-
stand, auf unter 1 Promille gesun-
ken. Der aus diesen Ergebnissen
resultierende Jahresüberschuss
nahm um 2,2 Millionen auf 44,2
Millionen Euro zu, obwohl für
Restrukturierungsmaßnahmen
(z.B. vorzeitige Pensionierungen)
18 Millionen Euro zu tragen wa-
ren. Der Gewinn wird voll an die
Mutter, die Bayerische Landes-
bank, ausgeschüttet.

Margen unter Druck

Im laufenden Jahr, so Wirnhier,
werde ein Betriebsergebnis vor
Risikovorsorge von über 70 Mil-
lionen Euro, wie es seit 2003 stets
erzielt wurde, im aktuellen Kapi-
talmarktumfeld nicht zu halten
sein. 2010 hätten die Zinsen ihre
Talfahrt noch einmal beschleu-
nigt. Hinzu komme, dass bei so
niedrigen Zinsen Bauspardarle-
hen weniger abgerufen würden.
Auch im Geschäft mit Vor- und
Zwischenfinanzierungen seien die
Margen sehr unter Druck. Der
Zinsüberschuss werde deshalb ge-
ringer ausfallen. Die Vermutung
tendierte Richtung 180 Millionen
Euro. Da das hervorragende Neu-
geschäft – Immobilienpreise sind
in Bayern noch einigermaßen sta-
bil, aber die Mieten beginnen in
München zu steigen – systembe-
dingt weiter auf das Provisionser-
gebnis drücken werde und durch
Anforderungen der EU-Verbrau-
cherkredit-Richtlinie zusätzlich
Kosten zu verkraften seien, werde
das Betriebsergebnis vor Risiko-
vorsorge heuer nur etwa 40 Mil-
lionen Euro erreichen gegenüber
75,1 Millionen Euro.

Wachstumspotenziale

Grundsätzlich aber sieht die
LBS im Bauspar- und Finanzie-
rungsmarkt weiterhin Wachs-
tumspotenziale. Die Deutschen
seien bei der Finanzierung der
eigenen vier Wände so optimi-
stisch wie lange nicht mehr. Um-
fragen zufolge hielten 53 Pro-
zent den Zeitpunkt für günstig,
in den Kauf oder Bau einer Im-
mobilie zu investieren. Nach Ex-
pertenschätzungen werden die
privaten Haushalte in Deutsch-
land ihren Wohnungsbau-Kredit-
bedarf in den kommenden fünf
Jahren um mehr als 150 Milliar-
den Euro ausdehnen.

Demnach, so Wirnhier, schlum-
merten in Bayern Investitionsre-
serven von etwa 140 Milliarden
Euro, wenn alle Häuser, die über
30 Jahre alt sind, umfassend ener-
getisch saniert würden. Vor die-
sem Hintergrund ist die LBS Bay-
ern zuversichtlich, ihre Marktfüh-
rerschaft weiter ausbauen und im
Neugeschäft einen neuen Rekord
aufstellen zu können, in dem die
Bestmarke von 2003 mit einer
Summe von 7,76 Milliarden Euro
übertroffen wird. dhg.

Dorferneuerung im
Landkreis Rosenheim
Amt für ländliche Entwicklung Oberbayern

präsentierte Zwischenbilanz

Die Gefahr vollgelaufener Keller bei starkem Regen ist in Un-
tershofen dank der Dorferneuerung deutlich geringer gewor-
den. Das ist eine von vielen Verbesserungen durch die Dorfer-
neuerung und die Flurneuordnung in den Gemeinden des
Landkreises Rosenheim. Eine Bilanz der vergangenen zwei
Jahre des Amtes für ländliche Entwicklung Oberbayern wurde
nunmehr an Landrat Josef Neiderhell übergeben.

In 16 Gemeinden im Land-
kreis Rosenheim sind Dorfer-
neuerungs- oder Flurneuord-
nungsprojekte derzeit am Lau-
fen, bereits abgeschlossen oder
werden vorbereitet. Beide Maß-
nahmen sind für das zuständige
Amt für Ländliche Entwicklung
Oberbayern bewährte Instru-
mente. Zusammen mit aktiv mit-
arbeitenden Bürgern sollen so
die Potentiale des ländlichen
Raumes gefördert und seine
Stärken konsequent genutzt und
ausgebaut werden.

Im Falle von Untershofen wur-
de die Hauptstraße neu gestaltet.
Zudem wurde am Ortsrand ein
Regenrückhaltebecken gebaut.
So konnte die Sicherheit der Ge-
bäude vor Überflutungen bei
Starkregen im Bereich des gan-
zen Straßenzuges verbessert wer-
den. Allein in Untershofen wur-
den rund 1,1 Millionen Euro in-
vestiert, knapp die Hälfte davon
waren öffentliche Zuschüsse.

Weitere gelungene Beispiele für
die Dorferneuerung finden sich in
Feldkirchen-Westerham mit der
Neugestaltung der Schwimmbad-
straße, in Prutting mit dem Um-
bau der Alten Landstraße und der
Dorfstraße oder im Bad Feilnba-
cher Ortsteil Dettendorf, wo das

Rosenheimer Wasserwirtschafts-
amt den Kaltenbach zugänglich
machte und naturnah gestaltete.
Für Nußdorf wurde die erfolgrei-
che Dorferneuerung die Basis für
die Goldmedaille im Wettbewerb
„Unser Dorf soll schöner werden“
auf Bundesebene sowie den
„Gold Award“ als schönstes Dorf
Europas beim Wettbewerb „En-
tente florale“.

Um die Wettbewerbsfähigkeit
der land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebe zu verbessern,
nutzt das Amt für ländliche Ent-
wicklung das Instrument der
Flurneuordnung. Die teilweise
weit auseinander liegenden land-
wirtschaftlichen Flächen werden
neu zusammengestellt. Dadurch
können Arbeitszeiten, Fahrwege
und Maschineneinsatz der Bau-
ern auf ein Mindestmaß redu-
ziert werden.

Die Aktivitäten des Amtes für
ländliche Entwicklung lösen er-
hebliche Investitionen aus. Im
Landkreis Rosenheim sind es
mehr als 23,6 Millionen Euro. In
dieser Summe enthalten sind öf-
fentliche Zuschüsse in Höhe von
gut 14 Millionen Euro. Allein im
vergangenen Jahr wurden mehr
als 2,3 Millionen Euro aufge-
wandt. DK

http://www.bls-bayern.de
http://www.maxwild.de
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Baurunde Franken 2010 im Kloster Banz:

Kommunaler Straßenbau
und Leitungsinfrastruktur

Der Baubedarf der Kommunen in Bayern bleibt drängend –
besonders dort, wo er nicht direkt sichtbar ist: im Leitungsbau
und bei den kommunalen Straßen. Gleichzeitig sind aufgrund
der wirtschaftlichen Lage geringere finanzielle Handlungs-
spielräume zu erwarten. Die klassische staatliche Förderung
bleibt in diesem Bereich der essentiellen Daseinsvorsorge aus.
Dies bringt für Kommunen und ihre Dienstleister – allen voran
die Bauindustrie – neue Herausforderungen mit sich.

Gemeinsam mit betroffenen
Verantwortlichen und kompe-
tenten Vertretern aus Politik,
Verwaltung und Wirtschaft warf
die diesjährige Baurunde Fran-
ken einen Blick in die Baujahre
2010 und 2011. Ziel der vom
Bayerischen Bauindustriever-
band gemeinsam mit dem Rohr-
leitungsbauverband e.V. – Lan-
desgruppe Bayern – durchge-
führten Veranstaltung war es,
verantwortbare und auch neue
Wege aufzuzeigen.

Steigender Druck

Mit der Situation der Bauinve-
stitionen der kreisangehörigen
unterfränkischen Gemeinden be-
fasste sich zunächst Siegfried Er-
hard, Erster Bürgermeister der
Gemeinde Oerlenbach und stell-
vertretender Vorsitzender des
Bezirksverbandes Unterfranken
des Bayerischen Gemeindetages.
Nach seiner Beobachtung haben
die Kommunen mit einem Rück-
gang der Bevölkerung ebenso zu
kämpfen wie mit der Verödung
ihrer Ortskerne, einer unzurei-
chenden Finanzausstattung so-
wie einem steigenden Unterhal-
tungs- und Sanierungsdruck.

Baubedarf sei sowohl beim
Kommunalen Straßenbau als
auch bei Wasser/Abwasser-
Leitungssanierungen vorhan-
den. Aufgrund der demografi-

schen Entwicklung seien Neu-
bautätigkeiten in Unterfranken
allerdings begrenzt.

Als Lösungsmöglichkeit kommt
laut Erhard zunächst PPP in Fra-
ge, wobei er allerdings darauf
hinwies, dass PPP alles andere
als Bauen ohne Geld ist und
nicht als Lösung der Finanzpro-
bleme dienen kann. Tatsache sei,
dass für einen langen Zeitraum
der Vermögenshaushalt zum
Nachteil des Verwaltungshaus-
haltes entlastet werde. Man habe
es bei PPP mit einer langfristigen
Kostensicherheit, aber auch Be-
lastung zu tun. Alle Bauvorha-
ben müssten unter dem Aspekt
des Lebenszyklus’ betrachtet
werden.

Outsourcing

Für die Lösungsvariante Out-
sourcing gab es von Erhard ein
klares „Ja, aber…“. Schließlich
müsse die Gemeinde bei jeder
Bau- oder Beschaffungsmaßnah-
me entscheiden können: Wo?
Wann? Wie?

Laut Gerhard Preß, Erster
Bürgermeister der Stadt Röden-
tal und Vorsitzender der kreisan-
gehörigen Städte des Bezirksver-
bandes Oberfranken des Bayeri-
schen Städtetages, haben die
Städte mit geringerer Steuer-
kraft, gleichzeitig höheren Um-
lagen und geringeren Finanzaus-

gleichsleistungen (größere Städ-
te) zu kämpfen. Es gelte, die
Wirtschaftsförderung mittelstän-
discher Unternehmen zu forcie-
ren und dafür zu sorgen, dass
Kommunen aus eigener Kraft
handlungsfähig sind. Zudem
müssten Standards und strenge
Vorgaben ebenso abgebaut wer-
den wie der große Investitions-
stau bei Neubauten bzw. Instand-
setzungen oder ähnlichem.

Dringender
Sanierungsbedarf

„Was tun bei der Leitungsin-
frastruktur?“ lautete der Titel des
Statements von Ewald Weber,
Vorsitzender der Fachabtei-
lung Leitungsbau des Bayeri-
schen Bauindustrieverbandes
und stellvertretender Vorsitzen-
der der Landesgruppe Bayern
des Rohrleitungsverbandes. Wie
Weber betonte, kommt eine im

Auftrag des Bayerischen Lan-
desamtes für Umwelt erstellte
Untersuchung für den Freistaat
im Bereich der Abwasserentsor-
gung zu dem Ergebnis, dass ein
nicht unerheblicher Anteil der
kommunalen Abwasserkanäle
in Bayern in den nächsten Jah-
ren dringend saniert werden
muss. Hiernach sind 16 % der
Kanäle kurz- bis mittelfristig zu
sanieren – dies entspricht rund
12.500 Kilometern. Dies bedeu-
tet, dass in den nächsten sechs
Jahren hierfür rund 4 Mrd. Euro
investiert werden müssen. Zwei-
fellos stellt dies eine immense
Herausforderung für die Kom-
munen dar.

Gesunkene Investitionen

„Bis heute sind Re-Investitio-
nen im rein öffentlichen Bereich
völlig unzureichend“, formulier-
te Weber. Während der Sanie-
rungsbedarf der Rohrleitungen
aufgrund des Alterungsprozesses
zunehmend zu einem immensen
Investitionsrückstau führe, seien
die kommunalen Investitionen in
die Abwasserentsorgung in den
letzten zehn Jahren um circa
43 % gesunken.

„Dass sich allein im Bereich öf-

DWA e.V., Landesverband Bayern:

Benchmarkingprojekt
erfolgreich abgeschlossen

Bayerns Abwasserentsorger sind gut – aber nicht überall und
in allen Bereichen! Dies war eines der Ergebnisse des zweiten
Benchmarking-Vergleichs bei der Abwasserbeseitigung, die
Umweltstaatssekretärin Melanie Huml in München vorstellte.
Immerhin haben sich in den bisher durchgeführten beiden
Vergleichsrunden in Bayern insgesamt 218 bayerische Kom-
munen an dem Projekt beteiligt. Die Teilnahmequote lag, be-
zogen auf die Kanalnetzlänge, bei 25 % des gesamten bayeri-
schen Kanalnetzes und bezogen auf die angeschlossenen Ein-
wohner, bei immerhin 48 % der bayerischen Bevölkerung.

Um die kommunale Abwas-
serentsorgung in Bayern zu unter-
stützen, zu modernisieren und
transparenter zu gestalten, hat das
Umweltministerium zusammen
mit dem Bayerischen Gemeinde-
tag, dem Bayerischen Städtetag
und der Deutschen Vereinigung
für Wasserwirtschaft, Abwasser
und Abfall (DWA) dieses nun ab-
geschlossene Benchmarking-Pro-
jekt auf den Weg gebracht.

Die Bewertung erfolgte nach
fünf unterschiedlichen Kernkrite-
rien: Wirtschaftlichkeit, Sicher-
heit, Qualität, Kundenservice und
Nachhaltigkeit der Abwasserent-
sorger.

Kernkriterium
Wirtschaftlichkeit

Die Bürgerbelastung in Bayern
ist deutschlandweit am niedrig-
sten. DieAbwasserentsorgung ko-
stet den einzelnen Bürger 0,28
Euro pro Tag.
z Die Bürgerbelastung in Bayern
liegt mit 101 €/a deutlich unter
dem Durchschnitt in Deutschland
(121 €/a). Einmalige Zahlungen
(Beiträge) sind darin enthalten.
z Größere Abwasserentsor-
ger arbeiten kostengünstiger: Sie
haben um etwa 20 % niedrigere
Gesamtkosten als kleinere.
z Die Betriebskosten (Material,
Personal) für die Abwasserablei-
tung (Kanalnetz) liegen bei
großen Kanalnetzbetreibern deut-
lich höher als bei kleineren.
z Die Betriebskosten (Material,
Personal) für die Abwasser-
behandlung (Kläranlage) liegen
bei großen Kläranlagen um etwa
20 % niedriger als bei kleineren.

Kernkriterium
Entsorgungssicherheit

Beim Kanalnetz mittel, bei den
Kläranlagen gut.
z Die flächendeckende Kanalin-
spektion per Fernsehkamera liegt
in Bayern erst bei etwa 60 %
(Bund: 86 %). Demnach liegen
für 40 % der Kanalnetze noch kei-
ne Ergebnisse vor.

z Die kurzfristig sanierungsbe-
dürftigen Kanäle liegen in Bayern
bei etwa 10 % der gesamten Ka-
nalnetzlänge.
z Die kurzfristig sanierungsbe-
dürftigen Kanäle sind bei großen
Kommunen deutlich höher als bei
kleinen.
z Die Auslastung der Kläranla-
gen ist gut (79 %). Es sind in aller
Regel ausreichende Kapazitätsre-
serven enthalten.

Kernkriterium Qualität

Weniger Grundwasser im Ka-
nal, gute bis sehr gute Reinigungs-
leistung in den Kläranlagen.
z Der Fremdwasseranteil in
Bayern ist zurückgegangen und
liegt derzeit bei 21 %. Bei kleine-
ren und mittelgroßen Kanalnetzen
ist die Schwankungsbreite jedoch
erheblich.
z Die jährliche Kanalreinigungs-
rate liegt bei 29 %. Dies bedeutet,
dass im Mittel die bayerischen
Kanalnetze alle 3 ½ Jahre gerei-
nigt werden. Die kleinen Kanal-
netzbetreiber reinigen nur alle 10
Jahre, während die großen ihre
Kanäle alle 2 Jahre reinigen.
z Die Reinigungsleistung der
Kläranlagen bei der organischen
Verschmutzung (CSB) liegt bei
94 %. Lediglich bei kleineren
Kläranlagen sind die Schwan-
kungsbreiten größer.
z Die Reinigungsleistung beim
Nährstoff Stickstoff (Nges) liegt
bei 84 %. Die Schwankungsbrei-
ten sind hier insgesamt etwas
größer.
z Die Reinigungsleistung beim
Nährstoff Phosphor (Pges) liegt
bei 86 %. Beachtenswert ist hier,
dass dieser hohe Wert erreicht
werden konnte, obwohl es für
Kläranlagen unter 10.000 EW im
Normalfall keine wasserrechtli-
chen Grenzwerte für den Nähr-
stoff Phosphor gibt.

Kernkriterium
Kundenservice

Für den Bürger gibt’s in Bayern
wenig zu meckern.

Wasserforum Oberfranken:

Grundwasserschutz und
Trinkwasserversorgung

Experten aus allen Bereichen der Wasserwirtschaft trafen sich
in Bayreuth zum „Wasserforum Oberfranken“, zu dem die Re-
gierung von Oberfranken eingeladen hatte. Bei dem Forum
ging es darum, wie man den Trinkwasserschutz in Oberfran-
ken verbessern und Belastungen vermeiden kann.

Belastungen im Grundwasser,
aktuelle Bevölkerungsentwick-
lung und veränderte rechtliche
Rahmenbedingungen stellen
nicht nur die Wasserversorger in
Oberfranken vor große Aufga-
ben, wie Regierungspräsident
Wilhelm Wenning ausführte.

Wichtiger Standortfaktor

„Ein verantwortungsvoller
Umgang mit unserer wichtig-
sten Lebensressource, dem
Trinkwasser, ist eine Aufgabe,
die uns alle angeht“, stellte
Wenning fest. Daher lohne es
sich, den Blick einmal in andere
europäische Länder zu richten.
Wasser, so der Regierungspräsi-
dent, sei ein wichtiger Standort-
faktor für Bayern. Nur eine
nachhaltig betriebene Wasser-
wirtschaft stelle die Garantie für
eine gesicherte wirtschaftliche
Zukunft dar.

EU-Vielfalt

Einen Einblick über die
Trinkwasserversorgung in Eu-
ropa und einen Ausblick auf
zukünftige Entwicklungen gab
Dr. Michaela Schmitz vom
Bundesverband der Energie-
und Wasserwirtschaft e.V. Ihren
Ausführungen zufolge spiegelt
die Vielfalt der EU sich auch in
den unterschiedlichen Struktu-
ren der Wasserversorgung wi-
der. Für alle Mitgliedstaaten
gelte gleichermaßen, sich auf
der Grundlage der europäischen

Vorgaben eine qualitativ hoch-
wertige Trinkwasserversorgung
zu organisieren.

Dr. Birgit Mendel vom Bun-
desministerium für Gesundheit
wies darauf hin, dass sauberes
Trinkwasser das wichtigste Le-
bensmittel sei. Die 500 Millio-
nen in der EU lebenden Men-
schen verbrauchten rund 45
Milliarden Kubikmeter Trink-
wasser jährlich. Dieses werde in
den meisten Mitgliedsstaaten
größtenteils aus Grundwasser
gewonnen.

Kooperationsmodell

Wie Landwirte aktiv in den
Grundwasserschutz eingebun-
den werden können, zeigte das
von Thomas Übleis vorgestellte
Kooperationsmodell der Was-
serschutzberatung in Oberöster-
reich, die im Rahmen freiwilli-
ger Kooperation mit den sog.
Wasserbauern eng zusammen-
arbeitet. Über die positiven Er-
fahrungen mit der Aufnahme
von Vorrang- und Vorbehalts-
flächen für die Wasserversor-
gung in die Regionalplanung
berichtete wiederum Thomas
Müller von der Regierung von
Mittelfranken.

Den Abschluss des Wasserfo-
rums Oberfranken bildete die
Vorstellung des zukünftigen
bayerischen Wegs der Trink-
wasserversorgung durch Micha-
el Haug vom Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt
und Gesundheit. DK

fentlicher Kanäle ein so erhebli-
cher Schadensumfang aufgestaut
hat, beruht unseres Erachtens zum
einen auf Vollzugsdefiziten bei
bestehenden Rechtsvorschriften.“
In diesem Zusammenhang ver-
wies der Referent auf die in Bay-
ern bisher geltende Eigenüberwa-
chungsverordnung, nach der die
Wasserver- und Abwasserentsor-
gungsanlagen in bestimmten Ab-
ständen zu kontrollieren sind so-
wie die im Bayerischen Wasser-
gesetz befindliche Vorschrift zum
Abwasserkataster.

Losgelöst von rechtlichen Ge-
sichtspunkten könne man zur
Untermauerung der seit Jahren
viel zu geringen Investitionen in
das bayerische Kanalnetz auch
auf die Erkenntnisse der Bench-
marking-Untersuchung Abwas-
ser Bayern verweisen, so We-
ber. Zudem bestünden erhebli-
che Strukturdefizite in der Or-
ganisation der bayerischen Was-
serwirtschaft. Diese sei extrem
kleinteilig organisiert, weshalb
eine effiziente Aufgabenvertei-
lung und ein entsprechender
Mitteleinsatz erschwert wür-
den, da die Ressourcen der ein-
zelnen Kommunen beschränkt
sind. Erforderlich sei eine ande-
re Größenstruktur.

Mangelnde Rechtssicherheit

Es fehlten die Mittel zum Er-
halt der Anlagen und es mangle
an ausreichend ausgebildetem
Fachpersonal, um das System zu
bedienen. Oft bestünden Defizi-
te bei der Einhaltung der sicher-
heitstechnischen Mindestanfor-
derungen. Darunter leide die Or-
ganisationsqualität, vor allem
aber auch die Rechtssicherheit.

Eine sinnvolle Strategie, um
Bau- beziehungsweise Sanie-
rungsmaßnahmen im Bereich
Wasser oder Abwasser schneller,
kostengünstiger, nachhaltiger
und vor allem auch partner-
schaftlicher durchzuführen,
könnte auch Public Private Part-
nership – im weitesten Sinn ver-
standen – sein, fuhr Weber fort.
Hier propagiere der Verband be-
reits seit geraumer Zeit verschie-
dene Vertragstypen, die sich in
Umfang und Aufgabenübertra-
gung auf den privaten Partner
unterscheiden. Dazu zählten
kombinierte Bau-, Sanierungs-,

Wartungs- und Instandhaltungs-
verträge, Verträge über Vorhal-
tung und Einsatz von Bereit-
schafts- und Stördiensten, Ver-
träge über die technische Be-
triebsführung sowie komplette
Betreiberkonzepte bis hin zu ge-
sellschaftsrechtlichen Kooperati-
onsmodellen.

Diese verschiedenen Modelle
böten neben einer langfristigen
und sinnvollen Aufgaben- und
Risikoverteilung zwischen Kom-
mune und privatem Partner in
der Regel beachtliche Kosten-
vorteile gegenüber der her-
kömmlichen gesonderten Verga-
be von Bau- bzw. Sanierungs-
aufträgen und dem sich daran
anschließenden kommunalen Be-
trieb.

Publikation

Zu der Frage „Wie geht es
weiter im kommunalen Straßen-
bau?“ nahm der Vorsitzende der
Fachabteilung Straßenbau des
Bayerischen Bauindustriever-
bandes, Hubert Blaim, Stellung.
Seiner Ansicht nach wäre auch
im Bereich des Straßenbaus die
gemeinsame Vergabe von Bau-
und anschließenden Erhaltungs-
leistungen gut vorstellbar.

Darüber hinaus verwies er auf
die im Oktober des vergangenen
Jahres gemeinsam von der Baye-
rischen Staatsbauverwaltung, den
Bayerischen Baugewerbeverbän-
den und dem Bayerischen Bauin-
dustrieverband veröffentlich-
ten „Empfehlungen zur partner-
schaftlichen Bauabwicklung“.

Darin werden Handlungsemp-
fehlungen zu Bauvorbereitung
und Bauvertrag, zur Baudurch-
führung sowie zur Aufstellung
und Bearbeitung der Schlussrech-
nung gegeben. Checklisten (zum
Beispiel zur Vorerhebung Stra-
ßenbau oder für eine Bauanlauf-
besprechung) sollen eine zügige
und kooperative Projektabwick-
lung erleichtern.

Weber: „Ich meine, diese Emp-
fehlungen leisten einen wichtigen
Beitrag zu einer zukünftig ver-
stärkt partnerschaftlichen und
letztendlich effizienterenAbwick-
lung von öffentlichen Straßenbau-
maßnahmen, die in geeigneten
Fällen auch im kommunalen Be-
reich zur Anwendung kommen
sollten.“ DK

z Der Anschlussgrad der Ein-
wohner an die öffentliche Kanali-
sation liegt bei den bayerischen
Teilnehmern bei ausgezeichneten
98 %. Das Abwasser der verblei-
benden Einwohner wird gerade
im ländlichen Raum häufiger in
dezentralen Kläranlagen gerei-
nigt.
z Die Zufriedenheit der Kunden
lässt sich anhand der Anzahl der
Beschwerden messen. Bisher
werten allerdings nur etwa 15 %
der Unternehmen die Kundenbe-
schwerden aus. Es empfiehlt sich,
ein systematisches Beschwerde-
management einzuführen.
z Ein indirekter Hinweis zur
Kundenzufriedenheit ist der An-
teil der Abbucherquote bei den
Gebührenbescheiden im Last-
schriftverfahren. In Bayern liegt
diese mit 92 % deutlich über dem
bundesweiten Vergleichswert.

Kernkriterium
Nachhaltigkeit

Die Abwasserkanäle in Bayern
sollten besser „in Schuss“ gehal-
ten werden.
z Die Kanalsanierungsrate liegt
in Bayern um 31 % unter dem
Bundesschnitt. Hier besteht ein
deutlicher Nachholbedarf.
z Die spezifischen Kanalsanie-
rungskosten liegen bei 124 € pro
Meter sanierter Netzlänge. Dar-
aus errechnet sich ein kurzfristi-
ger Sanierungsbedarf von etwa
12.000 € pro Kilometer Kanal-
netz. Verteilt auf 5 Jahre hat eine
Kommune mit zum Beispiel 100
Kilometern Kanalnetz einen Sa-
nierungsbedarf von 250.000 €

pro Jahr.
z Der spezifische Jahresstrom-

verbrauch bei der Abwasserreini-
gung liegt bei 36 kWh pro ange-
schlossenem Einwohnerwert. Bei
günstigen Randbedingungen sind
hier erhebliche Einsparungen
möglich. Vor dem Hintergrund
dauerhaft steigender Energiekos-
ten werden hier detailliertere Ener-
gieanalysen empfohlen.
z Die krankheits- und unfallbe-
dingten Ausfalltage ergaben sich
zu 6,5Ausfalltage pro Mitarbeiter
und Jahr. Bei großen Betreibern
sind die Ausfalltage fast dreimal
so hoch wie bei den kleinen.
z Die Fort- und Weiterbildungs-
tage liegen in Bayern bei 3 Tagen
pro Mitarbeiter und Jahr. Die
OECD empfiehlt als anzustreben-
des Ziel 5 Tage. Eine Verstärkung
der Fort- und Weiterbildung wird
deshalb empfohlen.

Die Erfahrungen auch aus an-
deren Benchmarking-Projekten
haben insbesondere gezeigt, dass
bei vielen Unternehmen zunächst
eine Hemmschwelle besteht, sich
an einem solchen Projekt zu be-
teiligen.

Im Jahr 2011 ist geplant, die
nächste Runde des Vergleichspro-
jektes „Benchmarking Abwasser
Bayern“ durchzuführen. Die Er-
fahrungen bei verschiedenen
Benchmarking-Projekten haben
jedenfalls gezeigt, dass das Mit-
machen zwar auch Arbeit macht,
unter dem Strich es sich aber als
richtig erweist, dabei gewesen zu
sein. Befürchtungen, dass „die
Soß’ teurer als der Braten“ war,
haben sich nicht bestätigt. Zumal
der Freistaat die Teilnahme an
diesem Projekt mit 500 Euro je
Unternehmen unterstützt hat.

Hermann Klotz
DWA-Landesverband Bayern
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Gemeinsame Freude über die ökologisch und ökonomisch sinnvolle Nutzung regenerativer Ener-
giequellen (v.l.): Bürgermeister Albert Hadersbeck, Landrat Dr. Friedrich Zeller, CSU-Generalse-
kretärAlexander Dobrindt, MdB, direkt gewählter Bundestagsabgeordneter der Region, Prokurist
Georg Radlinger und Technischer Geschäftsführer Markus Kittl, beide erdgas schwaben GmbH so-
wie Johann Emter, Chef der Emter GmbH und der Öko Power GmbH und Co. Biogas KG. ��

Öko Power-Chef Johann Emter an der firmeneigenen Bio-Erd-
gas-Tankstelle, an der eines der Mercedes-Spezialfahrzeuge auf-
getankt werden soll, mit dem Speisereste eingesammelt werden.

„Wann, wenn nicht jetzt? Wo, wenn nicht hier? Wer, wenn
nicht wir?“ zitierte Öko Power-Chef Johann Emter den frühe-
ren US-Präsidenten John F. Kennedy und begrüßte damit die
zahlreich erschienenen Gäste auf seinem Firmengelände nahe
Schongau. Anlass war die offizielle Inbetriebnahme des Ge-
meinschaftsprojekts „Bio-Erdgas in Altenstadt“.

Gemeinschaftsprojekt von erdgas schwaben und Öko Power GmbH:

CO2-neutrales Bio-Erdgas
von 15.000 Einfamilienhäusern.
Dadurch würden 20.000 Tonnen
CO2 vermieden, was wiederum
die Fällung von 6.000 Bäumen
verhindere, die ihrerseits 150 Fuß-
ballfelder einnehmen würden.

Diesen „erdgas schwaben-
Weg“ wolle man konsequent wei-
tergehen. Das politische Ziel für
2020 - 20 % regenerative Energie
und 20 % Energie-Einsparung -
habe man schon erreicht. Auch
sollen Arbeitsplätze und Geld
möglichst in der Region bleiben.

Garantierte Qualität

Johann Emter rekapitulierte
die Entstehung der Zusammen-
arbeit mit dem schwäbischen
Gasversorger. Für den Unterneh-
mer stellte sich die Frage, ob er
mit seinen Leuten für die eige-
nen innovativen Produkte selbst
einen Markt sucht. Der Reiz,
Synergie-Effekte zu nutzen, ha-
be jedoch bald dazu geführt, eine
Kooperation einzugehen. In erd-
gas schwaben habe man den
idealen Partner gefunden, der
den Markt kennt, über ein großes
Verteilernetz verfügt und bei
dem auch zuviel erzeugtes Gas

genes Werk zum richtigen Zeit-
punkt“. Dank der Altenstadter
Anlage sei der Landkreis Weil-
heim-Schongau seinem Ziel, der
Bürgerstiftung „Energiewende
Oberland“ beizutreten, ein gutes
Stück näher gekommen. Der Fir-
ma Öko Power erteilte der Land-
rat ein besonderes Lob: „Herr
Emter ist ein Vorzeige-Unterneh-
mer, der auch mit anderen The-
men innovativ unterwegs ist“,
wusste Zeller zu berichten.
Gleichzeitig bedankte er sich bei
beiden Firmen für die Offenheit,
mit der deren Mitarbeiter der
Kreisbehörde zuarbeiten. So
könne auch sein Amt viel effizi-
enter bei der zügigen Umsetzung
neuer Technik behilflich sein. ��

den Unternehmen zu ihrer Part-
nerschaft.

Gute Zusammenarbeit mit
den Kommunalbehörden

Gerade weil die Themen, die
Emter und erdgas schwaben mit
den örtlichen Behörden zu be-
sprechen hätten, nicht immer
ganz einfach seien, müssten
Transparenz, Offenheit, Zuver-
lässigkeit und Zusammenarbeit
sicher gestellt sein. Dies sei in
der Vergangenheit jederzeit der
Fall gewesen. Deshalb sehe er,
Hadersbeck, auch dem künftigen
Miteinander gerne entgegen.

Landrat Dr. Friedrich Zeller
würdigte das Projekt als „gelun-

zuwischengelagert werden kann.
100 Tonnen Speisereste, überla-

gerte Lebensmittel, Fette aus Gas-
tronomie und Molkereien würden
in Altenstadt täglich vergärt. Da-
bei handle es sich ausschließlich
um Lebensmittel, die für den Ver-
zehr nicht mehr geeignet seien.
Das Material sei jedoch nie
schadstoff- oder gar schwerme-
tallbelastet. Milliarden von Mi-
kro-Organismen produzieren nach
Emters Worten in der Stunde et-
wa 1.000 cbm Bio-Rohgas. Mit
einem Methan-Gehalt von 65 bis
67 % geht es an die Übergabe-
station von erdgas schwaben.
Dort würde nochmals gemessen
und gefiltert, bis die Erdgas-
Qualität sichergestellt ist.

Über den Besuch der Inhaber
des Vier-Sterne-Biohotels Eg-
gensberger in Hopfen am See
freuten sich die Gastgeber beson-
ders. Die Speisereste des Hotels
werden nach Altenstadt geliefert,
man betreibt ein Blockheizkraft-
werk mit Bio-Erdgas, erzeugt da-
mit Strom, der ins Netz einge-
speist wird und die hoteleigenen
PKWs werden natürlich mit Bio-
Erdgas betrieben.

Dobrindt: Modellcharakter

CSU-Generalsekretär Alexan-
der Dobrindt, MdB, der in Alten-
stadt örtlicher Stimmkreis-Abge-
ordneter ist, lobte die Unterneh-
men und die Anlage gleicher-
maßen: Letztere habe Modell-
charakter für alle zukünftigen
Vorhaben und stelle eine ideale
Ergänzung zur konventionellen
Energieversorgung dar. Der Be-
geisterung des Unternehmers Em-
ter sei ein neues Kapitel „Zu-
kunft in Altenstadt“ zu danken.
Er sei einer der Pioniere einer
biogenen Energieversorgung. Sol-
che Erfolge seien nur möglich,
„wenn Menschen sich einsetzen,
die den nötigen Fleiß, Engage-
ment, Kreativität, Herzblut, Hart-
näckigkeit und den nötigen Idea-
lismus dazu aufbringen“. Eine
Vision werde jetzt Wirklichkeit.
Dobrindts Dank galt auch erdgas
schwaben. Das in der Region
weit verzweigte Versorgungs-
netz des Unternehmens habe in
den vergangenen Jahrzehnten
zur stabilen Energieversorgung
einen wichtigen Beitrag geleis-
tet. „Wir brauchen mehr solche
Projekte“, forderte Dobrindt.

Mag sein, dass Bürgermeister
Albert Hadersbeck mit einem
gewissen Hintersinn das Glas-
wappen seiner Gemeinde als
Gastgeschenk gewählt hatte. Da-
mit beglückwünschte er die bei-

Öko-Power GmbH nicht hätte
darstellen können. Zudem sei es
„das schönste Projekt von erdgas
schwaben“. Alleine hätte man
kein Bio-Rohgas bekommen, das
nicht aus nachwachsenden Roh-
stoffen, sondern aus biogenen
Reststoffen entsteht. Dieses Gas
kaufe erdgas schwaben bei Em-
ter. Daraus entstünden nunmehr
Wärme und Strom. Kittl wertete
dieses Konzept als „Königsweg
der Zukunft“.

„erdgas schwaben-Weg“

Besonders stolz ist man in
Augsburg auf die Auszeichnung
durch die dena (Deutsche Ener-
gie-Agentur), die erdgas schwa-
ben mit dem Altenstadter Projekt
schon im vergangenen Jahr er-
halten habe.

In der neuen Aufbereitungsan-
lage würden 66 Mio. kwh Bio-
Erdgas im Jahr erzeugt. Dies ent-
spreche dem Energie-Verbrauch

Zu dem weit über die Region
hinaus bedeutsamen Ereignis
waren zahlreiche Vertreter insbe-
sondere aus der kommunalen
Szene angereist, um in Augen-
schein zu nehmen, wie in der
neuen Anlage ökologischer und
ökonomischer Nutzen sinnvoll
verbunden werden. Mit dieser
innovativen Technologie ist es
Emter gelungen, Speisereste um-
weltschonend zu entsorgen, wo-
bei gleichzeitig sämtliche Kom-
ponenten der stofflichen und
energetischen Verwertung die-
nen. Am Ende der Kette wird
reines Bio-Erdgas in das Erdgas-
Netz von erdgas schwaben ein-
gespeist - und damit dazu beige-
tragen, die Abhängigkeit von
ausländischen Erdgaslieferanten
zu reduzieren.

Darüber freute sich erdgas-
schwaben-Geschäftsführer Mar-
kus Kittl, der versicherte, dass
sein Unternehmen eine Anlage
dieser Größenordnung ohne die

Modernste Klärschlammverwertung
Innovativste Klärschlammverwertung bietet die Emter GmbH
im oberbayerischen Altenstadt bei Schongau. Inzwischen
blickt man dort auf mehr als als 20 Jahre Erfahrung zurück.

In enger Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und einschlägi-
gen Anlagenbauern entwickelte der kreative Unternehmer Johann
Emter in einer Art Baukasten die einzelnen Komponenten perma-
nent weiter. Ein Großteil der Klärschlämme, die bayerische Kom-
munen bei ihm anliefern, wird thermisch verarbeitet. Die Firma
ist aber auch Ansprechpartner für sichere Verwertungsmöglich-
keiten in Landbau und Landwirtschaft.

„Nachhaltigkeit“ und „umweltschonende, geschlossene Kreis-
läufe“ sind die Dauerforderung, die Emter an seine Mitarbeiter
und die Lieferanten seiner Anlagen richtet. So können seine Kun-
den sicher sein, dass die Substanzen, die sie nach Altenstadt ver-
bringen lassen, auf schonendste Weise verarbeitet und genutzt
werden. Angefangen hat alles mit einer Biogasanlage, in der Spei-
sereste vergoren werden. Mit der Abwärme des dort entstehenden
Gases werden im Biomasseheizkraftwerk Gärsubstrakte und
Klärschlämme getrocknet, bis sie den Heizwert hochwertiger
Braunkohle haben. Die im anschließenden umweltschonenden
Verbrennungsvorgang anfallende Abwärme wird erneut energie-
sparend eingesetzt.

Dieses Verfahren ermöglicht optimale Energieeffizienz und die
Neutralisierung von Schadstoffen. Dabei werden weder Böden,
noch Luft, noch Wasser belastet. �

EMTER
TECHNOLOGIE-

FORMEL
FUR MODERNE

KLARSCHLAMM-
ENTSORGUNG

Klärschlamm in Bayern: jährlich sind rund
6 Mio. t zu entsorgen.

Neue Emter Verbrennungsanlage
jetzt in Betrieb

Zur thermischen Entsorgung von Klärschlamm
hat die Emter GmbH in Altenstadt/Schongau
eine moderne und hocheffiziente Verbren-
nungsanlage errichtet. Rund 120.000 t können
pro Jahr umweltschonend beseitigt werden.

Emter-Vorteile

Die Technologie-Formel der Emter GmbH:
Optimale Energieeffizienz, Neutralisierung der
Schadstoffe, keine Belastung der Böden, sau-
bere Abluft, dezentrale Anlage. Die neue Klär-
anlage sorgt für sauberes Wasser. Sprechen
Sie mit uns über kostengünstige Preise!

Entsorgungskonzept
aus einer Hand

Die Emter GmbH bietet ein Entsorgungs-
konzept aus einer Hand: Komplette Trans-
portabwicklung, Entsorgungssicherheit,
Kosteneffizienz, Zukunftssicherheit, ökolo-
gische Akzeptanz und Nachhaltigkeit durch
Kreislaufentsorgung der Rückstände.

Inhaber und Betreiber der Anlage
sowie Informationen:

Emter GmbH
Alpenstraße 50
D-86972 Altenstadt
Tel.: 08861/2344-0
Fax: 08661/2344-55
Internet: www.emter-gmbh.de
E-Mail: emter-gmbh@t-online.de
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Einer Ihrer Partner im Gespräch über:
besondere Erfahrung und Zuverlässigkeit
Weiterbildung
Betriebseinrichtungen und Geräte
Subunternehmer
Eigenüberwachung

Vom Güteausschuss beauftragt:
Dipl.-Ing. D. Walter (Mitte)

91469 Hagenbüchach

Beurteilungsgruppen:

AK3; AK2; AK1
VP; VM; VMD; VO; VOD
S..; I; R; D; G; ABS; ABV

Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961
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Auftraggeberfachgespräche zu Anforderungen im offenen Kanalbau:

Gemeinsam voll im Bilde
„Erfolgreiche Herstellung und Erneuerung von Abwasserleitun-
gen und -kanälen in offener Bauweise“ lautete der Titel der Fach-
gespräche fürAuftraggeber und Ingenieurbüros, zu der die Güte-
gemeinschaft Kanalbau in diesem Jahr eingeladen hatte. An 48
Veranstaltungen, die vonApril bis Juli im gesamten Bundesgebiet
angeboten wurden, nahmen mehr als 2.350 Personen teil.

Mit dem Angebot, das für die
Teilnehmer kostenfrei ist, setzt
die Gütegemeinschaft Kanalbau
ein in der Vereinssatzung defi-
niertes Ziel um: „Der Verein hat
die Aufgabe, Aus- und Fortbil-
dung, Seminare und Veranstal-
tungen mit der Zielsetzung der
Verbesserung der Herstellung
und der Instandhaltung von Ab-
wasserleitungen und -kanälen zu
fördern bzw. gegebenenfalls sel-
ber durchzuführen“, § 2 (3) 6.

Wesentliche Änderungen

Im Jahr 2010 kommen auf
Auftraggeber, Planer und Bauü-
berwacher eine ganze Reihe
wesentlicher Änderungen der
Anforderungen im Kanalbau
zu:
z Die neue Vergabeordnung
für Bauleistungen, Teil A: All-
gemeine Bestimmungen für die
Vergabe von Bauleistungen
(Oktober 2009), die im Juni für
die Bundesbauverwaltungen in

Kraft getreten ist. Die jeweili-
gen Bundesländer führen die
VOB/A mit gesonderten Ein-
führungserlassen ein,
z die neue VOB/C - Allgemei-
ne Technische Vertragsbedin-
gungen für Bauleistungen
(ATV) DIN 18306 (April 2010)
„Entwässerungskanalarbeiten“,
die in Verbindung mit der
VOB/A gültig ist sowie
z die Neufassung des DWA-
Arbeitsblattes DWA-A 139
„Einbau und Prüfung von Ab-
wasserleitungen und -kanälen“
(Dezember 2009). Das Arbeits-
blatt ist die nationale Ergänzung
zur DIN EN 1610.

Reduzierung von
Paragraphen

Während die VOB/A (Allge-
meine Bestimmungen für die
Vergabe und Bauleistungen) un-
ter anderem mit der Reduzie-
rung von 32 auf 22 Paragraphen
deutlich verschlankt wurde, be-

schränken sich die Verände-
rungen in Teil B (Allgemeine
Vertragsbedingungen für die
Ausführung von Bauleistun-
gen) auf redaktionelle Anpas-
sungen bei Art und Weise der
Nummerierung der einzelnen
Bestimmungen.

Die VOB Teil C enthält zu-
dem u. a. eine neue ATV DIN

18319 „Rohrvortriebsarbeiten“.
Hauptanliegen der Gütege-

meinschaft Kanalbau: Die we-
sentlichen Änderungen der
VOB/A, VOB/C DIN 18306
Entwässerungskanalarbeiten
und des Arbeitsblattes DWA-A
139 sowie deren Bezug zur Pla-
nung, Ausschreibung, Bauaus-
führung und Dichtheitsprüfung
vorstellen und erläutern und die
Auswirkungen mit den Teilneh-
mern diskutieren.

Die Fachgespräche geben Ge-
legenheit zum Gewinn aktueller

Friede übergibt an Künster
Wechsel in der Geschäftsführung der

RAL-Gütegemeinschaft Kanalbau

Gut 20 Jahre war Dr.-Ing. Helmuth Friede Geschäftsführer der
RAL-Gütegemeinschaft Güteschutz Kanalbau. Am 13. Juni 2010
vollendete er sein 65. Lebensjahr und beendete zum 30. Juni dieses
Jahres seine Tätigkeit als Geschäftsführer. Der Gütesicherung
wird Friede auch weiterhin verbunden sein. Als Präsident des
RAL Deutsches Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung
e.V. unterstützt er mit seiner langjährigen Erfahrung die Gütesi-
cherung und die Gütegemeinschaft Kanalbau.
Dr. Friede übergibt zum 1. Juli 2010 die Geschäftsführung an Dr.-
Ing. Marco Künster, der seit April 2003 als Leiter des Arbeitsbe-
reichs „Gütezeichenvergabe und Qualifikationsprüfungen“ und
seit August 2009 als Geschäftsstellenleiter der Gütegemeinschaft
Kanalbau tätig ist.
Wie Friede studierte und promovierte auch Künster an der
RWTHAachen, Fachrichtung Bauingenieurwesen. Dr. Künster ist
mit den Aufgaben, die ihn erwarten, bestens vertraut. Auch das
Versprechen „Zuverlässigkeit verbindet“ wird ihm Anliegen und
Verpflichtung sein. ��

Kenntnisse und zur Erweiterung
bestehenden Wissens. Die Teil-
nehmer profitieren von der Dis-
kussion und Arbeitshilfen, die
sie an die Hand bekommen. Et-
wa in Form einer vergleichen-
den Darstellung von VOB/A
2009 und VOB/A 2006, die in-
haltliche und strukturelle Än-
derungen verdeutlicht. Diese
und weitergehende Unterlagen
zum Bauvergaberecht stehen
auf www.kanalbau.com – Stich-
wort Öffentlichkeitsarbeit –
zum Herunterladen bereit.

Nachweis der Bietereignung

In den Veranstaltungen wird
darüber hinaus die Bedeutung
für den Nachweis der Bietereig-
nung erläutert: Die Gütesiche-
rung Kanalbau RAL-GZ 961 ist
ein von Auftraggebern und Auf-
tragnehmern gleichermaßen ge-
tragenes System zur Bewer-
tung der Bietereignung bei der
Vergabe von Bauleistungen
zur Herstellung und Instandhal-
tung von Abwasserleitungen
und -kanälen. Die notwendi-
ge Grundlage für diesen Eig-
nungsnachweis der Gütesiche-
rung Kanalbau RAL-GZ 961 ist
im Paragraphen VOB/A 2009 §
6 „Teilnehmer am Wettbewerb“
aufgeführt: (3) 3. Andere, auf
den konkreten Auftrag bezoge-
ne zusätzliche, insbesondere für
die Prüfung der Fachkunde ge-
eignete Angaben können ver-
langt werden.

Zusätzliche Nachweise

Nach allgemeinem Rechts-
verständnis ist bei Herstellung
und Instandhaltung von Ab-
wasserleitungen und -kanälen
die Forderung des Eignungs-
nachweises – Erfüllung der An-
forderungen RAL-GZ 961 für
den entsprechenden Ausfüh-
rungsbereich – ein „auf den
konkreten Auftrag bezogener
zusätzlicher“ Nachweis ent-
sprechend VOB/A 2009 § 6.
Dass diese zusätzlichen Nach-
weise Sinn machen, hat die
Vergabepraxis und Bauaus-
führung bei der Herstellung
und Instandhaltung von Ab-
wasserleitungen und -kanä-
len in den letzten 20 Jahren
nachdrücklich gezeigt. Für die
“Prüfung und Wertung der An-
gebote“ gilt VOB/A 2009 § 16.

Gute Ergänzung

Bei den Fachgesprächen herr-
schte darüber Konsens, dass
sich die Änderungen in VOB
und DWA-Arbeitsblatt A 139
gut ergänzen. Es ergibt sich eine
Konstruktion, bei dem der Auf-
traggeber mehr Pflichten aufer-
legt bekommt, aber auch mehr
Sicherheit erhält, so der Tenor
bei Auftraggebern und Ingeni-
eurbüros. �

Das Lebensmittel Wasser
Zahlreiche Veröffentlichungen beschreiben die Eigenschaften
des Wassers und seine Bedeutung für das Leben auf der Erde.
Nicht nur das Leben an sich, in der Folge auch die gesamte
Existenz der Menschheit mit all seinen gesellschaftlichen Ent-
wicklungsformen in Landwirtschaft und Industrie, ist vom
Wasser beeinflusst.

Das Lebensmittel Wasser
fließt in Deutschland in ständig
kontrollierter Qualität, ohne
Zeit- und Mengenbegrenzung
den Haushalten zu. Dafür sor-
gen die vielen Wasserversorger,
die überwiegend in kommuna-
ler Verantwortung liegen.

Verunsichernde Meldungen

Immer wieder aber erreichen
die Bürger auch Meldungen, die
verunsichern. Von hohen Nitrat-
gehalten wird berichtet, beglei-
tet von der wohlmeinenden Fra-
ge, ob das Trinkwasser denn
auch für die Zubereitung von
Babynahrung geeignet sei.
Auch ist von zu hohen Preisen
die Rede und schnell wird ein
Vergleich mit Mineralwasser
hergestellt, als ein gesundheit-
lich unbedenklicheres Produkt.
Um die letzten Argumente auf-
zugreifen, Mineralwässer sind in
Ihrer Qualität nicht alle gleich
und es ist eindeutig teurer und
weit weniger komfortabel, das
Wasser in die Haushalte zu brin-
gen.

Verwässerte Haltung

Auf die qualitativen Unter-
schiede verschiedener Marken
soll hier nicht weiter eingegan-
gen werden. Ebenso nicht auf
den Unterschied zwischen Ta-
felwasser und Mineralwasser.

Die Werbung hat unsere kriti-
sche Haltung zu Lebensmitteln
in den letzten Jahrzehnten ver-
wässert. Das Vertrauen in eine
abgepackte Ware wurde syste-
matisch entwickelt und geför-
dert. Das gilt nahezu für alle Le-
bensmittel.

Auch wenn mahnende Stim-
men inzwischen verstärkt auf
Wirkungen oder Nebenwirkun-
gen von Haltbarkeitsmitteln,
Zusatzstoffen oder Geschmacks-
verstärkern hinweisen, geht die
öffentliche Wahrnehmung da-
mit noch zu wenig differenziert

um. In diesem Zusammenhang
sei am Beispiel einer Tafelwas-
serflasche allein auf die zahl-
reichen Zwischenstationen und
damit Umweltbeeinflussun-
gen hingewiesen, die diese auf
dem Weg vom Erzeuger bis
zum Verbraucher durchläuft.

Aufgabe kommunaler
Daseinsvorsorge

Um kein Missverständnis auf-
kommen zu lassen: Die Lebens-
mittelforschung und -industrie
hat mit ihren Verbündeten in der
chemischen Industrie ein großes
Verdienst bei der Sicherung der
Ernährung der Menschheit welt-
weit erworben.

Es ist wichtig festzustellen,
dass sich Trinkwasser heute auf
einem Markt befindet, auf den
es eigentlich nicht hingehört.
Wasserversorgung ist hierzulan-
de, und so wird es hoffentlich
auch bald von Brüssel europa-
weit mit getragen, eine Aufgabe
kommunaler Daseinsvorsorge.

Halten wir fest: Die Rede ist
von einem Luxus, über den uns
Milliarden Menschen auf der Welt
beneiden. Die Trinkwasserversor-
gung muss sich nicht mit anderen
Wirtschaftszweigen messen. Die
Trinkwasserversorgung ist ein
Gut, das es sowohl in seiner Qua-
lität, als auch in der Wahrneh-
mung der Verantwortung unein-
geschränkt zu schützen gilt.

Trinkwasserverordnung

Zum Pflichtprogramm eines
jeden Schülers in Deutschland
gehört der Besuch in einem ge-
meindlichen oder städtischen
Wasserwerk. Sie lernen dabei,
dass es eine Trinkwasserverord-
nung gibt, die von jedem Was-
serversorgungsunternehmen
verpflichtend eingehalten wer-
den muss. Darin sind alle hygie-
nisch und medizinisch relevan-
ten vorgegebenen Parameter in
Grenzwerten festgeschrieben.

Spezialisierte und akkreditierte
Labors kontrollieren nach ei-
nem vorgeschriebenen Plan de-
ren Einhaltung. Im Fall von
Überschreitungen ordnet die
staatliche Gesundheitsbehörde
unmittelbar Gegenmaßnahmen
zum Schutz der Bürger an. Da-
mit ist Trinkwasser aus der öf-
fentlichen Versorgung das am
umfassendsten kontrollierte Le-
bensmittel.

Kostenfrage

Wasserversorgung in kommu-
naler Verantwortung bedeutet
auch, verantwortungsbewusst
mit den Kosten umzugehen.
Wirtschaftlichkeitsvergleiche
unter den Unternehmen stellen
sicher, dass keine willkürlichen
Preise festgelegt werden kön-
nen.

Trinkwasser hat regionalen
Ursprung. Es wird überwiegend
aus dem Grundwasser entnom-
men. Auf seinem Weg durch
den Untergrund nimmt es zahl-
reiche Mineralien auf, die für
die menschliche Gesundheit
sehr wichtig sind, die aber auch
den spezifischen Geschmack
bestimmen. Die Wassergewin-
nungsbereiche erfahren durch
hydrologisch bestimmte und
behördlich festgelegte Schutz-
gebiete einen besonderen Schutz
gegen Verunreinigungen.

Stadtwerke München

Ein herausragendes Beispiel
von Grundwasserschutz prakti-
zieren die Stadtwerke München.
Hier wird den Landwirten eine
freiwillige finanzielle Unterstüt-
zung gewährt, wenn sie ihre Be-
triebe nach den Grundsätzen
des ökologischen Landbaus
bewirtschaften. Das bedeutet
in erster Linie den Verzicht auf
den Zukauf von mineralischem
Dünger und die Anwendung
von chemischen Pflanzen-
schutzmitteln. Die Viehhaltung
ist auf zwei Großvieheinheiten
(z.B.Kühe) je Hektar begrenzt.
Mit dieser Maßnahme ist es den
Verantwortlichen gelungen, den
ohnehin niedrigen Nitratgehalt
weiter zu reduzieren. Der Münch-

ner Bürger erhält naturbelasse-
nes, nicht behandeltes Wasser,
sozusagen quellfrisch auf den
Tisch.

Der Betrag soll daran erin-
nern, dass man in Deutschland
ohne Bedenken in jeder Stadt
oder in jedem Dorf das Wasser
aus der öffentlichen Versorgung
trinken kann. Diese seit über
hundert Jahren bestehende Le-
bensqualität soll erhalten blei-
ben und nicht marktwirtschaftli-
chen Interessen untergeordnet
werden.> Jörg Schuchardt

Stadtwerke München

http://www.dus-rohrsanierung.de
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WasserWerkstatt Bamberg:

Vorzeigeprojekt
Wi-Wa-La Moor

Viele Gemeinden betreiben Schwimmbäder, die 20, 30 oder
mehr Jahre in Betrieb und mittlerweile renovierungsbedürftig
geworden sind. Sie entsprechen auch nicht mehr dem heutigen
Stand der Technik. In Deutschland sind es allein über 5.000.
Für sie muss in den nächsten Jahren eine Lösung gefunden
werden. Aktuell werden Freibäder aufgrund fehlender Steuer-
einnahmen der Kommunen als Streichobjekte deklariert.

Wie die Erfahrung der Was-
serWerkstatt Bamberg (Büro für
Badegewässer- und Freiraum-
planung GmbH) mit Naturbä-
dern seit 1987 zeigt, können
Naturbäder eine echte Alternati-
ve zu gechlorten Schwimmbä-
dern darstellen. Dabei handelt
es sich um Anlagen, die je nach
Größe einem Teich oder See
ähnlich sind. Kiesstrände führen
in das Gewässer, in dem sich
zum Beispiel unzählige Wasser-
flöhe tummeln.

Hohe Wasserqualität

Aber dennoch ist es kein „nor-
males“ Gewässer. Die projektierte
Technik einer Wasseraufberei-
tungsanlage sorgt im Hintergrund
für eine gleich bleibend hohe
Wasserqualität. Anders als in her-
kömmlichen Freibädern geschieht
dies ganz ohne Chlor. Ein bio-
logisch-mechanisch arbeitender

Filter sorgt hier für klares Wasser.
Wie ökologisch Sinnvolles in

ökonomischer Weise umgesetzt
werden kann, zeigt das von der
WasserWerkstatt Bamberg kon-
zipierte und 2007 eröffnete Wi-
Wa-La Moor („Wildpoldsrieder
Wasserlandschaften im Moor“)-
Projekt mit Badesee mitten im
Dorf. Dabei handelt es sich um
einen Komplex unterschiedlich
genutzter Wasser- und Feuchtle-
bensräume. Die Besucher haben
hier im Allgäu die Möglichkeit,
ein herausragendes ökologi-
sches Zusammenspiel der Natur
zu erleben.

Gestaltendes Element

So beweist der Badeteich,
dass Regenwasser als gestalten-
des Element und als Gewässer
für Erholungszwecke genutzt
werden kann. Dies gilt sowohl
für die warme Jahreszeit als

auch für den Winter bei entspre-
chender Kälte. Entsprechend ist
auch der Zulauf am Weiher.

Der Badeteich ist mit Kiosk
und entsprechenden sanitären
Anlagen ausgestattet. Die Streu-
obstwiese am Hungersberg
braucht den Regen ebenfalls
zum Gedeihen. Diese Wiese
wird von Fachleuten aus dem
Obstbaugebiet um Veitshöchheim
betreut und wissenschaftlich be-
gleitet. Eine Pflanzenkläranlage
reinigt das benutzte Wasser
nochmals in natürlicher Weise
und gibt es an die Natur zurück.

Ein Fußweg führt durch das von
reichhaltiger Fauna und Flora ge-
füllte Gelände und kann sozusa-
gen als „offenes Klassenzimmer“
genutzt werden.

Vernetzte Komponenten

Bereits seit vielen Jahren
bemüht sich die Gemeinde mit
BürgermeisterArno Zengerle um
den Schutz ober- und un-
terirdischer Wasservorkommen
sowie um ökologische Abwas-
serreinigung. Mit dem Projekt
WiWaLaMoor konnten hierfür
weitere wichtige Komponenten
vernetzt werden: WiWaLaMoor
wurde von der Europäischen
Union und dem Freistaat Bayern
im Rahmen der Gemeinschaftsi-
nitiative LEADER+ gefördert.

Eine weitere Besonderheit
stellt der kostengünstige Betrieb
derAnlage dar: Nachdem der Ba-

Ein herausragendes ökologisches Zusammenspiel der Natur
bieten die „Wildpoldsrieder Wasserlandschaften im Moor“.�

Die Indoor Kids ist eine absolut bruchsichere, rutschfreie und
(bei Bedarf) mit der richtigen optischen Sehstärke ausstatt-
bare Sportbrillen-Systemlösung. �

Sicherer Durchblick beim Sport:

Mehr Sicherheit für
Kinder mit Brille

Mehr als 10 Prozent aller Verletzungen im Hallensport sind
Kopfverletzungen. Und meistens sind dabei die Augen gefähr-
det. Mag der Sportler bei einer Prellung noch „mit einem blau-
en Auge“ davon kommen – bei Kopfverletzungen mit Lang-
zeitschäden durch Schläger, Bälle oder Mitspieler hört der
Spaß auf. Und gerade bei Sportarten wie Fußball, Handball,
Volleyball, Basketball oder Squash und Radfahrern sind solche
Verletzungen leider sehr häufig.

Die größte Gefahr stellen mit-
unter zersplitternde Brillen dar.
Die haben auf dem Spielfeld gar
nichts verloren! Was aber tun
beim Sport, wenn man ohne Bril-
le nicht sehen kann?

Leider findet hierüber viel zu
wenigAufklärung statt, insbeson-
dere im Schulsport und in Verei-
nen, wenn Lehrer oder Trainer
den Nachwuchs trainieren. Sind
diese selbst keine Brillenträger, so
sind sie sich auch oft der Gefah-
ren gar nicht bewusst, die ein
Sportler auf sich nimmt, wenn er
beispielsweise mit –4,0 Dioptrien
über einen Bock springen soll!

Empfehlung des
Ministeriums

Aus diesem Grund hat das
Bayerische Kultusministerium
ein Schulungsvideo herausgege-
ben, in dem spezielle Sportbrillen
für den Sportunterricht zur Ver-
meidung von Sportunfällen aus-
drücklich empfohlen werden.

Auch die Industrie hat den
Markt der brilletragenden Sport-
ler lange Zeit nahezu ignoriert.
Erst in der jüngeren Zeit ist Be-

wegung in den Sportoptikbereich
gekommen. Ein gutes Beispiel ei-
ner speziell für den Hallensport
entwickelten Sportbrille ist das
Modell INDOOR Kids der Firma
SZIOLS. Die Indoor Kids ist eine
absolut bruchsichere, rutschfreie
und (bei Bedarf) mit der richtigen
optischen Sehstärke ausstattbare
Sportbrillen-Systemlösung.

Unfälle dreifach verhindert

Richtige Sportbrillen verhin-
dern Unfälle dreifach: Erstens
schützen sie die Augen vor Ver-
letzungen, zweitens brechen
oder zersplittern sie nicht und
drittens ermöglichen sie ein ein-
wandfreies Sehen im Sport -
denn alle Brillen sind mit der op-
tischen Sehstärke eines Brillen-
trägers ausstattbar. Das bringt Si-
cherheit und Spaß ins Spiel und
steigert die Leistung – auch bei
Profisportlern – um bis zu 30
Prozent.
Kontakt Sziols: Optic Fashion
GmbH, Forstenrieder Allee
150 a, 81476 München, Tel.:
089/784730, info@sziols.de,
www.sziols.de ��

Auf dem Weg zur Energieerzeugung und Wertschöpfung:

Innovatives
Klärwerk Moosburg

Für den Betriebsleiter der Kläranlage Moosburg, Roland Litt-
mann, stellt die Praxistauglichkeit neuer Ideen das wichtigste
Kriterium für die Weiterentwicklungen von Verfahren auf Klär-
anlagen dar. Wie Littmann im Rahmen des Bayern Innovativ-
Kooperationsforums in Regensburg (wir berichteten) hervorhob,
sei die Reinigung von Abwasser ein aus mehreren Schritten be-
stehendes, komplexes System. Als technischer Leiter der Kläran-
lage müsse er die optimale Funktionsfähigkeit jedes einzelnen
Schrittes sicherstellen, damit die gesetzlich vorgegebenen Ab-
laufwerte sicher eingehalten werden. Innovationen auf Kläranla-
gen müssten daher zu diesen Vorgaben passen.

Vor dem Hintergrund, notwen-
digerweise eine Energiewende
herbeizuführen, sei der Betreiber
einer Kläranlage verpflichtet, die
Anlage energieeffizient zu betrei-
ben und den Einsatz fossiler,
fremder Energieträger für Klär-
anlagenprozesse auf Null zu re-
duzieren, bemerkte Littmann.
Damit bestehe die Chance, die
(meist kommunale) Kernaufgabe
der Abwasserreinigung aus der
Kostenspirale zu holen und zu-
dem mit der Kläranlage als Ener-
giezentrale eine Keimzelle für ei-
nen kommunalen regenerativen
Energiemix zu legen. „Das Bei-
spiel Moosburg zeigt diesen
Weg“, verdeutlichte der Betriebs-
leiter.

Konsequenter Umbau

In den vergangenen Jahren sei
die Kläranlage der Drei-Rosen-
Stadt konsequent von einem
konventionellen Abwasserbe-
handlungsbetrieb, Energiegroß-
verbraucher und Kostenfaktor zu
einem aktiven, energieautarken
und wirtschaftlichen kommuna-
len Unternehmen und Innovati-
onsträger umgebaut worden.
Dieser Weg sei „im besten Sin-
ne nicht abgeschlossen“, wie
Littmann schilderte.

Biologische Prozesse

Nach seinen Worten besitzen
die großen Kläranlagen einen so
genannten Faulturm. Dort ent-
steht durch biologische Prozes-
se aus dem Klärschlamm brenn-
bares Gas. Üblicherweise wird
aus dem Gas in einem Block-
heizkraftwerk Strom erzeugt. In
der Kläranlage der Stadt Moos-
burg wird dazu neben einem
Blockheizkraftwerk eine Brenn-
stoffzelle verwendet. Dadurch
kann man aufgrund des höheren
Wirkungsgrades der Brennstof-
fzelle mehr Strom produzieren.

Entwässerter Klärschlamm

Der Klärschlamm ist nach
dem Ausfaulen im Faulturm
flüssig. Das Wasser wird aus
dem flüssigen Klärschlamm
mittels einer Zentrifuge ent-
fernt. Der entwässerte Klär-
schlamm wird in den Einlauf
des Klärschlamm-Trockners
aufgegeben. Im Klärschlamm-
Trockner wird mit der Abwär-

me der Brennstoffzelle das rest-
liche Wasser aus dem Klär-
schlamm entfernt.

Gasqualitätsüberwachung

Vorgeschaltet ist die Gasaus-
bereitung mit einer innovativen
kontinuierlichen Gasqualitäts-
überwachung. Dadurch wird
das Klärgas in der sensiblen
Brennstoffzelle ohne vorherige
Abtrennung des Wasserstoffs
direkt nutzbar. Ab 2011 soll hier
noch eine innovative Heißgas-
filterung integriert werden. Die
Anlage wird Littmann zufolge
durch das eigene weiterqualifi-
zierte Personal betrieben. Durch
die Fernüberwachung können
die Anlagen ohne Beaufsichti-
gung rund um die Uhr betrieben
werden. Das macht die Techno-
logien auf andere Standorte
übertragbar.

Vorreiterrolle

Die Brennstoffzelle in der
Kläranlage der Stadt Moosburg
ist die erste, die in einem
bayerischen Klärwerk einge-
baut wurde. Der aus dem Klär-
gas insgesamt erzeugte Strom
reicht fast für den kompletten
Betrieb der Kläranlage. DK

Spatenstich am
Benninger Ried
Bayern investiert 5,2 Millionen Euro

in Erhalt des Kalkquellmoors

Der Freistaat startet in Schwaben das größte Naturschutzpro-
jekt aus Mitteln des Konjunkturpaketes II. Das Benninger
Ried ist bayernweit das bedeutendste Kalkquellmoor. Ihm
wird künftig wieder so viel Grundwasser zugeführt, dass es er-
halten bleibt. „Intakte Moore bewahren nicht nur die Arten-
vielfalt. Sie entziehen der Atmosphäre Kohlendioxid und la-
gern es dauerhaft ein. So wirken sie dem Treibhauseffekt ent-
gegen“, betonte Dr. Markus Söder, Umweltminister, beim Spa-
tenstich zum Baubeginn in der Gemeinde Benningen (Land-
kreis Unterallgäu).

Der Freistaat Bayern investiere
in den Jahren 2009 bis 2011 5,2
Millionen Euro in die Sanierung
des Wasserhaushaltes des Ben-
ninger Rieds. Söder. „Das ist ein
bislang einzigartiges Projekt zum
langfristigen Erhalt eines Natur-
schutzgebietes. Es kann Vorbild
sein für Schutzmaßnahmen wei-
terer Riedgebiete.“

Herausragender
Lebensraum

Das Benninger Ried trockne-
te zuletzt immer stärker aus, da
das anströmende Grundwasser
in die Kanalisation der benach-
barten Bebauung abfloss. Künf-
tig soll das Grundwasser in der
Ortschaft Benningen gesammelt
und in einem eigenen Rohrnetz

dem Moor zugeleitet werden.
Regen- und Schmutzwasser
sind dabei strikt vom Grund-
wasser getrennt. Durch seine
kalkreichen Sümpfe und Kalk-
tuff-Quellen ist das Benninger
Ried ein herausragender Le-
bensraum.

Insgesamt sind dort 87 Arten
nachgewiesen, die in der Roten
Liste als bedroht geführt wer-
den. Es ist der weltweit einzige
Standort der Riednelke (Arme-
ria purpurea). „Das Natur-
schutzprojekt ist ein wichtiger
Beitrag zur Umsetzung der
Bayerischen Biodiversitätsstra-
tegie. Es hilft, die biologische
Vielfalt in Bayern zu erhalten
und wird unserer Verantwor-
tung für einmalige Arten ge-
recht“, so Söder. �

desee als öffentlich zugängliche
Badestelle betrieben wird, entfal-
len Personalkosten für Wasser-
aufsicht und Kassenpersonal. Der
Pächter der Kioskfläche über-
nimmt in der Badesaison einen
Teil der Pflegearbeiten auf dem
Gelände, wird aber durch den ört-
lichen Bauhof unterstützt. Begün-
stigt wird die Nutzung auch durch
die Lage im Gemeindegebiet, in
direkter Nachbarschaft der Sport-
flächen.

Als ideale Ergänzung zur sport-
lichen Aktivitäten wird der Bade-
see von den Gemeindemitglie-
dern, insbesondere von der Ju-
gend gerne angenommen. Er fügt

sich harmonisch in die umgeben-
de Landschaft ein und bietet der
kleinen Gemeinde Erholung und
Naturerlebnis.

Grenzenlose Anerkennung

Rathauschef Zengerle zufolge
wurde mit der Baumaßnahme
WiWaLaMoor ein Umweltpro-
jekt geschaffen, das dem Schutz
der ober- und unterirdischen Was-
servorkommen und ökologischen
Abwasserreinigung dient. Das
Projekt finde über die Grenzen
hinaus Anerkennung und erfreue
sich auch im eigenen Ort großer
Zustimmung. DK

http://www.wasserwerkstatt.de
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Europäischer Dorferneuerungswettbewerb 2010:

Erfolg für Merkendorf
Großer Erfolg für die mittelfränkische Stadt Merkendorf im
Landkreis Ansbach: Beim Europäischen Dorferneuerungswett-
bewerb 2010 wurde sie für ihre vorbildliche ganzheitliche und
nachhaltige Entwicklung ausgezeichnet. Der Wettbewerb stand
heuer unter dem Motto „Neue Energie für ein starkes Miteinan-
der“. Insgesamt hatten sich 30 Kommunen aus zahlreichen eu-
ropäischen Ländern und Regionen beteiligt – von Belgien über
Ungarn und die Schweiz bis nach Polen. Sieger wurde die öster-
reichische Gemeinde Langenegg in Vorarlberg.

In einem Gratulationsschreiben
an Bürgermeister Hans Popp
würdigte Landwirtschaftsminister
Helmut Brunner nun das erfolg-
reicheAbschneiden Merkendorfs.
Die Auszeichnung in diesem re-
nommierten europäischen Wett-
bewerb ist der verdiente Lohn für
die herausragenden Leistungen
von Stadt und Bürgern“, heißt es
in dem Schreiben. Die mit 18
Fachleuten aus 15 Ländern be-
setzte Jury hatte in ihrer Begrün-
dung vor allem die Pionierarbeit
Merkendorfs bei der Nutzung al-
ternativer Energien sowie die
Leuchtturmprojekte im Bereich
„Landwirte als Energiewirte“ als
vorbildhaft eingeschätzt. Zudem
wurde die starke Identifikation der
Bevölkerung mit ihrem Ort ge-
würdigt, die sich insbesondere in
ihrem großen ehrenamtlichen En-
gagement, gemeinsamen Projek-
ten und der Weiterführung ort-
sprägender Tradition zeige.

Kleinteiligkeit

In früheren Jahren war Mer-
kendorf eine von kleinteiliger,
vielfältiger Landwirtschaft ge-
prägte Gemeinde, mit dem histo-
rischen Merkendorf als Zentrum.
In der Nachkriegszeit gab es al-
lein in der Stadt Merkendorf 129
Landwirte und einige familienge-
führte Handwerksbetriebe. Ar-
beitsplätze in der produzierenden
Industrie waren nur in den zentra-
len Orten der Region oder in den
Ballungszentren vorhanden, was
gerade in den Zeiten des sog.
Wirtschaftswunders zu Abwan-
derungen führte. In den Folgejah-
ren begann ein gewaltiger Struk-
turwandel in der Landwirtschaft.
Von den einstmals 129 Milchbau-
ern im Kernort verblieb ein hal-
bes Dutzend.

Bereits Mitte der sechziger Jah-
re wurde in den noch eigenständi-
gen Gemeinden Großbreiten-
bronn und Hirschlach mit Flurbe-
reinigungsverfahren dem Struk-
turwandel entgegen gesteuert und
die Lebens- undArbeitsbedingun-
gen im landwirtschaftlichen Sek-
tor verbessert. Anfang der siebzi-
ger Jahre erfolgte die erste Indu-
strieansiedlung. Das Handwerk
entwickelte sich als alternative
Einkommensmöglichkeit zu ei-
nem bedeutsamen Beschäfti-
gungsfaktor. Dazu hat auch die
günstige Lage an der Bundes-
straße 13 und der Eisenbahnlinie
Würzburg-München entschei-
dend beigetragen. DerAusbau der
landwirtschaftlichen Bildungsein-
richtungen im benachbarten Tries-
dorf wirkte sich ebenso positiv auf
die Gemeindeentwicklung aus.

Rege Siedlungstätigkeit

Eine rege Siedlungstätigkeit
führte ab dem Ende der achtziger
Jahre zu einem Bevölkerungsan-
stieg von etwa 27 Prozent inner-
halb von 15 Jahren. Der fortschrei-
tende Strukturwandel in der Land-
wirtschaft machte ein Flurbereini-
gungsverfahren im Hauptort Mer-
kendorf erforderlich. Weitere
Strukturförderinstrumente wie
Dorferneuerung und Städtebauför-
derung kamen zur Anwendung.
Für die sieben Ortsteile der ehe-
maligen Gemeinde Großbreiten-
bronn und Hirschlach wurde die
Dorferneuerung beantragt. Positi-
ve Veränderungen brachte das neu
entstandene Fränkische Seenland
an der Europäischen Hauptwas-
serscheide. Das neue Naherho-
lungs- und Fremdenverkehrsge-
biet eröffnete zusätzliche Einkom-

mensquellen. 155 Gästebetten in
ausschließlich familiengeführten
Betrieben sind entstanden. Der un-
gebrochene Strukturwandel in der
Landwirtschaft stellte nach wie
vor eine Herausforderung dar.

KonsequenterAusbau

Beflügelt durch die Landwirt-
schaftlichen Bildungseinrichtun-
gen in Triesdorf gewann der Ein-
satz erneuerbarer Energien ab En-
de der neunziger Jahre enorm an
Bedeutung. Der konsequente
Ausbau von Biogas und Photo-
voltaik führte dazu, dass sich die
Stadt Merkendorf bereits im Jahr
2007 zu 100 Prozent selbst mit
elektrischer Energie versorgen
konnte. 2010 werden es bereits
deutlich über 200 Prozent sein.
Gleichzeitig erfolgte ein konse-
quenter Ausbau von Nahwärme-
netzen, so dass heute jede der acht
Biogasanlagen ein Nahwärme-
netz speist. Die Kraft-Wärme-
Kopplung gewährleistet einen

hohen Wirkungsgrad der Anla-
gen. 2008 konnte mit einem Be-
treiber und der Gemeinde ein Pri-
vate-Public-Modell umgesetzt
werden. Dabei werden die Schu-
le, die Sporthalle, das Feuerwehr-
gerätehaus und der Bauhof sowie
zehn städtische Wohnungen mit
Wärme versorgt.

Die seit 2003 in neun Ortsteilen
laufende Dorferneuerung sichert
die Zukunftsfähigkeit dieser Dör-
fer und trägt zu deren nachhalti-
ger Entwicklung bei. Die Verle-
gung der Nahwärmenetze erfolgt
kostengünstig und koordiniert im
Zuge der Baumaßnahmen in den
Dörfern.

Besonders zu erwähnen sind die
Infrastrukturmaßnahmen „Tries-
dorf Bahnhof“, die zusammen mit
dem Amt für Ländliche Entwick-
lung inAnsbach verwirklicht wur-
den. Ein kleiner Busbahnhof mit
Buswendekehre sowie eine Rad-
wegeverbindung für die Studie-
renden der Triesdorfer Landwirt-
schaftlichen Lehranstalten zum
zwei Kilometer entfernten Bahn-
hof in Triesdorf wurde ebenso ge-
schaffen wie die neue Bike&Ride-
Anlage mit 100 Einheiten und
Park&Ride-Anlage mit 41 Plät-
zen. Beides wird hervorragend an-
genommen. Mehr als 100 Perso-
nen sind täglich klimafreundlich
mobil. Für dieses Projekt erhielt

die Stadt Merkendorf von der
Deutschen Umwelthilfe e. V. die
Prämierung „Klimaschutzprojekt
2009“.

Energetisch autarkes
Gewerbegebiet

Parallel dazu wurde seit 2005
das Gewerbegebiet „Energiepark
Merkendorf“ entwickelt. Der Na-
me ist gleichzeitig Programm.
Das Gewerbegebiet ist energe-
tisch vollständig autark. Dort sind
zwischenzeitlich 200 Arbeitsplät-
ze neu entstanden. Vom „Kraut-
bauern zum Energiewirt“ be-
zeichnet die mittelfränkische
Kommune diesen Entwicklungs-
prozess, der sowohl Tradition und
Moderne als auch Ökologie und
Ökonomie in besonderer Weise
verbindet.

Die gesamte Region profitiert
von diesem Entwicklungspro-
zess. Das damit einhergehende
ansteigende Steueraufkommen
ermöglicht es, soziale, bildungs-
politische und kulturelle Infra-
strukturprojekte zeitnaher zu ver-
wirklichen. Dies kommt insbe-
sondere auch der Jugend zugute.
So konnte zum Beispiel mit Un-
terstützung des Deutschen Fuß-
ballbundes (DFB) 2008 ein Mini-
spielfeld angelegt werden. Ein
neuer Fußballplatz ist in Planung.
Insgesamt resultieren aus den auf-
geführten Entwicklungen wieder
Arbeitsplätze, Imagegewinn und
Wertschöpfung, was sich im Sin-
ne einer Aufwärtsspirale fortent-
wickeln soll. DK

Niederbayerische Landräte in Freyung:

Grenzen des Machbaren
Themen wie das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, die Ju-
gendhilfe, das Nichtraucherschutzgesetz sowie die angestrebte
Europa-Region bestimmten die Tagesordnung des jüngsten Zu-
sammentreffens der niederbayerischen Landräte in Freyung.

Die Landräte stimmten zu-
nächst darin überein, dass den
Landkreisen finanziell immer
weniger Spielraum zur Verfü-
gung steht. Zu denken gab ihnen
vor allem die enorme Senkung
des Fördersatzes im Rahmen des
Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes (GVFG), das die Finan-
zierung lokaler Verkehrsprojekte
regelt. Nur noch bis 2013 sind
Gelder von Bund und Land aus
dem GVFG garantiert. Für Nie-
derbayern fallen von insgesamt
155 Mio. Euro gerade einmal 8,1
Mio. Euro ab. Laut Deggendorfs
Landkreischef und Sprecher der
niederbayerischen Landräte, Chris-
tian Bernreiter, ist dies eine
äußerst unbefriedigende Situa-
tion, da mit diesem Geld nicht
viel bewegt werden könne und
dies in der Konsequenz zu Lasten
der heimischen Wirtschaft gehe.

Planungssicherheit

Freyung-Grafenaus Landrat
Ludwig Lankl zufolge benötigt
man Planungssicherheit. Deshalb
müssten Bund und Länder aufge-
fordert werden, die Töpfe wieder
besser zu füllen und damit die
Wirtschaft anzukurbeln und Ar-
beitsplätze zu erhalten. Zu tun ge-
be es beileibe genug. Allein im
Landkreis Freyung-Grafenau ver-
laufen etwa 340 Kilometer Kreis-
straßen, die gepflegt werden müs-
sen. 81 Brückenbauwerke gebe
es im Landkreis, rund die Hälfte
sei aufgrund des maroden Zu-
stands nur noch begrenzt befahr-
bar oder gesperrt.

Ebenso erging von den Landrä-
ten dieAufforderung an Minister-
präsident Horst Seehofer, die Ver-
waltungsreform wieder vermehrt
zum Thema zu machen. Ange-
sichts der prekären Finanzlage
ließen sich zumindest dadurch
Kosten einsparen und ein effizi-
enteres Arbeiten wäre möglich.

Sorgen bereiten den Landkrei-
sen auch die zunehmenden Ju-
gendhilfe-Kosten aufgrund sich
häufender Fälle von Verwahrlo-
sung. Beliefen sich die Kosten
1992 noch auf 282 Millionen Eu-
ro, waren es 2008 bereits 1,2 Mil-

liarden Euro, machte Bernreiter
deutlich. Gleich geblieben sei
freilich der Anteil, den der Frei-
staat an der Finanzierung über-
nimmt: 20,5 Millionen Euro.

Heimunterbringung

Wie Bernreiter hervorhob, häuf-
ten sich kostenintensive Heim-
unterbringungen und manche
Landkreise hätten massive Pro-
bleme, genügend Sozialpädago-
gen zu finden. Um adäquat rea-
gieren zu können, haben alle
Landkreise ihr Personal aufge-
stockt. Der Staat sei nun aufge-
fordert, der finanziellen Über-
forderung der Landkreise entge-
gen zu wirken.

Die Landräte plädierten dafür,
den Kindern in der Schule beizu-
bringen, wie man kocht, einen
Haushalt führt und Säuglinge ver-
sorgt. Dies müsse auch in den
Lehrplänen verankert werden.
Seien die Eltern nicht mehr in der
Lage, sich um ihren Nachwuchs
zu kümmern, müssten sich die
Kinder eben selbst helfen.

Ernste Probleme sehen die
Landkreischefs in punkto Nich-
traucherschutzgesetz auf sich zu-
kommen. So sei es nicht möglich,
die vielen Gaststätten und Bierzel-
te zu kontrollieren. Dafür zustän-
dig sei laut Gesetz eben die Kreis-
verwaltung und nicht die Polizei.
Da jedoch das Personal fehle und
keiner erwarten könne, das Gesetz
von heute auf morgen umzuset-
zen, hat man sich nach Bernrei-
tersAuskunft nun für zwei Mona-
te „Karenzzeit“ ausgesprochen. In
dieser Zeit ab dem 1. August sol-
len bei Verstößen gegen das Ge-
setz zwar Verwarnungen ausge-
sprochen, aber keine Bußgelder
verhängt werden. Anschließend
freilich werden Verstöße mit bis
zu 1100 Euro geahndet.

Zusammenarbeit

Der Blick auf die angestrebte
Europa-Region Donau-Moldau
ist dagegen vergleichsweise opti-
mistisch: So ist der beispielswei-
se im Herbst eine gemeinsame
Fahrt nach Südböhmen geplant.

Neben dem Kennenlernen der
Nachbarregion, das die Grund-
voraussetzung für eine fruchtbare
Zusammenarbeit ist, wollen die
Landräte damit auch Farbe be-
kennen, wie Bernreiter feststellte:
„Wir wollen die Vorarbeit leisten
und öffentlich Kund tun, dass die
Landräte voll hinter der Europa-
region stehen.“ DK

Familienpass:

Däumling wird
zwei Jahre alt

Wichtiger Beitrag für
familienfreundliche Region Bamberg

Rechtzeitig zum zweiten Geburtstag hat der Familienpass „Dä-
umling“ kräftig zugelegt. Mit 196 Seiten und über 150 Freizei-
taktivitäten ist das Angebot noch attraktiver und umfangrei-
cher geworden. Bürgermeister Werner Hipelius und Landrat
Dr. Günther Denzler stellten den zweiten Familienpass jüngst
im Malerviertel vor.

Die Freude stand den Mädchen
und Jungen aus dem Stadtteiltreff
Starkenfeldstraße ins Gesicht ge-
schrieben, als sie je einen Däum-
ling geschenkt bekamen. Sie sind
gespannt auf gemeinsame Unter-
nehmungen mit ihrer Familie, die
ihnen der Däumling ermöglicht.
„Eine Vielzahl von Coupons
und dauerhaften Vergünstigungen
schaffen die Basis für ein budget-
freundliches Familienleben“, be-
tonte Bürgermeister Werner Hipe-
lius. Insgesamt können mit Hilfe
des „Däumlings“ fast 500 Euro
gespart werden – bei einem Kauf-
preis von nur 5 Euro. DieAngebo-
te sind in die Bereiche „Sport &
Spiel“, „Sehenswertes“, „Kino &
Theater“, „Freizeit & Erlebnis“ so-
wie „Kultur, Musik & Bildung“
gegliedert.

Erweiterter
Familienbegriff

„Wir haben es den Familien in
diesem Jahr noch viel leichter ge-
macht, den Familienpass zu er-
werben: Tragen Sie einfach den
Namen der Bezugsperson und der
Kinder ein und los geht’s zum er-
sten Ausflug“, informierte Hipeli-
us über die neue Handhabung des
Däumlings. Der Däumling ist ein
wichtiger Schritt auf dem Weg zur
familienfreundlichen Region“, er-
gänzt Landrat Dr. Günther Denz-
ler. „Familie und Beruf müssen
vereinbar sein, denn nur so kann
die Entscheidung für Nachwuchs

erleichtert werden. Stadt und
Landkreis wollen die Familien da-
bei nach Kräften unterstützen.“

Der Begriff „Familie“ wurde
daher in der zweiten Auflage des
Däumlings nochmals erweitert.
Neben der klassischen Familie
aus Vater, Mutter und Kind(er),
Alleinerziehenden oder Großel-
tern gilt der Familienpass auch
für Tanten/Onkel, Paten oder an-
dere Bezugspersonen. Die Cou-
pons wurden übersichtlicher ge-
staltet und können einfach her-
ausgetrennt werden.

Eine weitere Neuerung ist, dass
der Verkaufstart mit dem des Fe-
rienpasses zusammengelegt wur-
de, so dass Interessenten gleich
beide Angebote zusammen in ei-
nem Gang kaufen können. �

Giesinger Kulturpreis 2010:

Junge Liedermacher
Jüngst wurde zum dritten Mal der Giesinger Kulturpreis verlie-
hen. Veranstaltet von der Versicherungskammer Bayern und dem
Kulturzentrum Giesinger Bahnhof, wurden dieses Mal junge Lie-
dermacher gekürt. Die Jury um den Schauspieler und Liederma-
cher Michael Fitz sowie die BR-Moderatorin Susanne Rohrer hat-
ten aus über 100 Bewerbern fünf Kandidaten für das Finale aus-
gewählt. Die Entscheidung fiel nicht leicht, denn die jungen Mu-
siker boten frische Performances und musikalische Vielfalt. Das
Mädchen-Duo Tuó, Alex Döring, Martin Rastinger, Tina Stroh
und Rickie Lee Kroell sangen um die begehrte Trophäe.

Martin Rastinger hat den mit
4.000 € dotierten Preis gewon-
nen. Der Sänger überzeugte die
Jury schlußendlich mit seinen Ei-
genkompositionen.

Für den bayerischen Liederma-
cher und gebürtigen Münchner
ist seine Musik „unbezahlbar“:
„I dat alles für des hergeben was i
da grad mach“, meint der 32-
Jährige, vielleicht sogar das Lehr-
amts-Staatsexamen, das in weni-
gen Tagen ansteht. Nachdem er
mit seiner Band „Sautanz“ bereits
in der Vergangenheit erfolgreich
war, konzentriert sich der junge
Musiker jetzt voll und ganz auf
einen Soloauftritt.

Newcomer

Der erst 20-jährige Alex Dö-
ring hatte das Publikum auf seiner
Seite. Er sang sich in die Herzen
der Zuschauer und sicherte sich
den mit 1.000 € dotierten Preis.
Döring ist ein absoluter New-
comer in der Szene. Er kam
eher zufällig zur Musik und be-
gann erst vor wenigen Monaten
als Songpoet.

Etwa 500 Gäste kamen in die
Versicherungskammer Bayern-
nach Giesing, um das Finale der
Liedermacher zu sehen. Sympa-
thisch moderiert wurde die Ver-
anstaltung von dem Impro-Duo

Isar 148, Roland Trescher und
Birgit Linner, den Gewinnern des
Giesinger Kulturpreises 2008.
Der Erlös aus den Eintrittskarten
kommt einem Projekt für Giesin-
ger Schüler zugute. Gemeinsam
mit der Hochschule für Film und
Fernsehen und dem Dramaturgen
Jörg Zimmermann wird eine er-
lebnisreiche Filmprojektwoche
organisiert.

Kulturpartner für Giesing

Die Vergabe des Giesinger Kul-
turpreises ist eingebettet in ein
Stadtteil-Kulturförderprogramm
der Versicherungskammer Bay-
ern. Förderschwerpunkt bildet das
2003 eröffnete Kulturzentrum
„Giesinger Bahnhof“, das sich in
enger Nachbarschaft zum Fir-
mensitz in München-Giesing be-
findet. Um Stadtteil und kulturel-
les Leben erfahrbarer zu machen,
überlegte man sich ein aktives
Programm mit dem Ziel, den Gie-
singer Bahnhof als Veranstal-
tungszentrum in den Fokus zu
rücken, das Potential Münchner
Kleinkunst zu stärken und zu-
gleich die Mitarbeiter des Unter-
nehmens anzusprechen. Die ge-
meinsame Gestaltung des Förder-
projekts schafft eine enge Verbin-
dung zwischen Unternehmen,
Kulturzentrum und Stadtteil. �
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„Eine tolle Schau, herrlicher
Gartenbau, schöne Arrange-
ments, interessante Sonderaus-
stellungen, bestes Wetter –
wenn wir so etwas Großartiges
auf die Beine stellen könnten,
wäre das der Hammer.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, war
ganz euphorisiert nach seinem
Besuch auf der Landesgarten-
schau in Rosenheim.

Er ist nämlich der Meinung,
dass unserer Stadt etwas fehlt,
das die Bürgerschaft zusammen schweißt, ein Pro-
jekt, auf das man hinarbeiten kann, ein Ereignis,
auf das sich (wenigstens fast) alle freuen. Natür-
lich hat er auch einen ganz praktischen Hinterge-
danken dabei: Großereignisse, auf die sich eine
Stadt oder eine Region vorbereiten, für die sie sich
rausputzt und sich dabei von ihrer besten Seite zei-
gen will, können wie ein Katalysator für die Ver-
wirklichung von längst fälligen Vorhaben dienen,
die im Klein-Klein des Alltagsgeschäfts als Einzel-

projekte auftauchen, die aber immer wieder ver-
schoben, mit Bedenken sowie Prüfaufträgen ver-
sehen werden und erst in einem anderen Licht er-
scheinen, wenn es um eine große Kraftanstren-
gung, ums Anschieben hin auf ein Ziel geht.

Den Rosenheimern ist das mit Blick auf die
Landesgartenschau gelungen. Sie – wie übrigens
auch so gut wie alle Vorgängerstädte – haben
richtig Dampf gemacht, angegriffen und die Stadt
an vielen Stellen umgekrempelt. Herausgekom-
men ist dort ein überzeugendes städtebauliches
Gesamtkonzept, das beim Besucher einen positi-
ven Eindruck hinterlässt. Vor allem der Infra-
struktur tut so ein Großereignis im Allgemeinen
gut: Die einen bauen den Bahnhof um, die ande-
ren eine Umgehungsstraße, wieder andere opti-
mieren das Radwegenetz oder bauen eine Veran-
staltungshalle und in jedem Ort bleibt dauerhaft
etwas Attraktives bestehen, auch wenn die Blu-
men schon längst verblüht sind – und sei es nur
ein schöner Park mit Naherholungsfläche.

Aber man braucht natürlich eine mitreißende
Grundidee, die die Bürgerinnen und Bürger mit-
nimmt, so dass dann tatsächlich eine ganze Stadt
an einem Strang zieht und auch die Unbilden in

Kauf nimmt, die ein solches Er-
eignis, besonders im Vorfeld, mit
sich bringt. Das kann nicht die
Aussicht auf ein paar Blumen
und Bäume in Reih und Glied
sein, für die man auch noch Ein-
tritt zahlen muss, das ist auch
nicht die lang ersehnte ausbau-
beitragsfreie Verbreiterung ei-
ner Straße oder der Kaufkraftzu-
wachs durch die Besucher. Sexy
wird eine solche Veranstaltung
durch die Aussicht, dass man in

der Stadt als Gemeinschaft etwas auf die Beine
stellt, was nach außen äußerst positiv wirkt und
beeindruckt.

Um was es sich dabei handelt ist eigentlich
einerlei, ob Blümchenolympiade oder sonst was.
A propos Olympiade: Ich fürchte, an dieser Story
des gemeinsamen Anpackens fehlt es bei der
Olympiabewerbung Münchens, deshalb auch die
Widerstände. Klar, Olympische Spiele rechnen
sich – sportlich, touristisch, infrastrukturell – und
wären ein toller Imagegewinn für Bayern und
Deutschland. Aber bisher hat man das den Leuten
nur mit dem Rechenschieber in der Hand zu ver-
kaufen versucht. Da tun sich die NOlympics-De-
struktivos und Isolationisten natürlich leicht. Wer
spricht schon davon, wie toll es ist, wenn sich wie
2006 bei der Fußball-WM wieder die ganze Welt
bei uns trifft, Freundschaften schließt und uns so
kennen lernt, wie wir sind? Olympia hatte einmal
einen Völker verbindenden Nimbus. Nur aufs Ge-
schäft zu schauen, ist zu wenig.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist sich noch un-
schlüssig, ob unsere Stadt sich wirklich für eine
Bewerbung um eine Landesgartenschau eignet.
Aber man darf so eine Entscheidung ja auch nicht
übers Knie brechen. Irgendetwas wird er sich je-
denfalls überlegen und vor allem will er die Bür-
gerschaft frühzeitig und intensiv beteiligen. Um
ihn darin zu bestärken, lege ich ihm das Zitat von
Antoine de Saint-Exupéry auf dem heutigen Ka-
lenderblatt auf den Schreibtisch: „Wenn Du ein
Schiff bauen willst, so trommle nicht Männer zu-
sammen, um Holz zu beschaffen, Werkzeuge vor-
zubereiten, Aufgaben zu vergeben und Arbeit ein-
zuteilen, sondern lehre die Männer die Sehnsucht
nach dem weiten Meer.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gemeinsame
Projekte

250-jähriges Jubiläum der Synagoge:

„Jüdisches Bayreuth“
Zum 250-jährigen Jubiläum der Bayreuther Synagoge zeichnen 20
namhafteAutoren in dem neuen Buch „Jüdisches Bayreuth“ ein fa-
cettenreiches und prägnantes Bild von Verdienst und Verfolgung.
Seit über 700 Jahren leben jüdische Bürger in Bayreuth. Sie haben
einen wichtigen Beitrag zum Gedeihen der Stadt geleistet, auch
wenn sie immer wieder massivenAnfeindungen ausgesetzt waren.

Die jüdische Gemeinde exi-
stierte zu verschiedenen Zeiten:
Vom 13. bis zum 15. Jahrhundert,
von 1759 bis 1942 und von 1945
bis heute. Nach dem Ende der na-
tionalsozialistischen Gewaltherr-
schaft kehrte jüdisches Leben
nach Bayreuth zurück. Heute
zählt die Israelitische Kultusge-
meinde – vor allem durch den Zu-
zug von Kontingentflüchtlingen
aus den früheren Sowjetstaaten –
rund 500 Mitglieder.

Die reich bebilderte Publikati-
on beginnt im Mittelalter, das für
die Juden in Bayreuth als Zeit der
Verfolgung geschildert wird.

Weitere Kapitel befassen sich mit
dem jüdischen Schulwesen des
19. und 20. Jahrhunderts sowie
ausgewählten jüdischen Persön-
lichkeiten aus Bayreuth. Zu den
bekanntesten gehört der Nerven-
arzt und Sanatoriumsleiter Dr.Al-
bert Simon Würzburger, der nach
Repressalien der Nationalsoziali-
sten 1938 in Bayreuth starb.

Verdrängte Kapitel
der Ermordung

Mit dem lange verdrängten Ka-
pitel der Ermordung der Bay-
reuther Juden während der Zeit

des Nationalsozialismus befasst
sich der Historiker Dr. Norbert
Aas.

Versöhnliches Miteinander

Auf Einladung der Geschichts-
werkstatt besuchten 2003 sieben
ehemalige jüdische Mitbürger mit
ihren Familienangehörigen die
Stadt. „Vom frostigen Nebenein-
ander zum versöhnlichen Mitein-
ander“ titelt schließlich die Zeit-
spanne nach dem Krieg bis zur
Gegenwart, die von Bernd Meyer
beleuchtet wird.
Jüdisches Bayreuth - Redaktion
und Gestaltung: Bernd Mayer
und Dr. Frank Piontek; Her-
ausgeber:Gesellschaft fürchrist-
lich-jüdische Zusammenarbeit;
Verlag Ellwanger, 224 Seiten,
22.80 Euro. DK

Die Kommune als Versorger
Herausforderungen für die Bürgermeister im Landkreis Unterallgäu

Den Verbrauch reduzieren, das war wohl das meist genannte
Schlagwort des Bayerischen Gemeindetags – Kreisverband Unter-
allgäu - in Haselbach. Die Bürgermeister der Städte und Gemein-
den im Landkreis Unterallgäu kamen dort zu Vorträgen und Dis-
kussionen zusammen. Auf Initiative des Vereins ProNah e.V. hatte
der Kreisverbandsvorsitzende Werner Birkle eine straffe und um-
fangreiche Tagesordnung aufgestellt.

Der Vorsitzende des Vereins
ProNah, Hermann Kerler, stellte
die Ziele des Vereins vor. Die Zie-
le der Nahversorgung betreffen
auch den Energiesektor. ProNah
hat 2008 und 2009 durch Infor-
mationsveranstaltungen angeregt,
dass der Landkreis Unterallgäu
nun ein Klimaschutzkonzept er-
stellen wird. Neben der Energie-
einsparung soll auch die dezentra-
le Energieversorgung forciert und
die Wertschöpfung in der Region
erhöht werden. Ferner erläuterte
Kerler an praktischen Beispielen,
welche Fragen zu klären und
Hürden zu überwinden sind, um
Nahwärmekonzepte umzusetzen.

Gewaltige Potentiale

Professor Gerhard Hausladen
von der TU München zeigte auf,
welches Potential zur Energieeins-
parung in jeder Gemeinde stecken
kann. „In 20 oder 30 Jahren kann
jede Gemeinde sich selbst mit En-
ergie versorgen. Dazu ist es aber
notwendig, den Energieverbrauch
zu senken und die Gewinnung
durch erneuerbare Energie auszu-
bauen“, so Hausladen. „Zuerst
sollte jede Gemeinde eine Be-
standsaufnahme machen und einen
Energienutzungsplan mit einem
Maßnahmenpaket erstellen. Es

bringt nichts, Nahwärmeanlagen
und Hackschnitzelwerke in der
Gegend zu verteilen, wenn keine
Abnehmer in der Nähe sind.“

Energiewirtschaft

Auch stellte Gerhard Hausla-
den die These in den Raum, dass
die Kommunen in naher Zukunft
– wenn nicht sogar schon jetzt –
mehr Aufgaben im Bereich der
Daseinsfürsorge für ihre Bürger
hätten als in der Vergangenheit.
„Gas, Wasser, Kindergärten, das
war es früher, mehr musste die
Gemeinde nicht leisten“, formu-
lierte Hausladen salopp. Aber
auch eine nachhaltige Energie-
wirtschaft und die Versorgung mit
Breitbandinternet müssten auf je-
der Agenda stehen.

Stefan Graf von der Landesge-
schäftsstelle des Bayerischen Ge-
meindetages ging bei seinem Re-
ferat auf Fördermöglichkeiten und
auf das Stichwort „ Rekommuna-
lisierung“ ein. Dies bedeutet, dass
vermehrt Gemeinden als Energie-
versorger, zum Beispiel mit Was-
serkraftwerk, aber vor allen Din-
gen auch als Energielieferanten
(Strom) tätig werden wollen. Dass
hierbei nicht unerhebliche rechtli-
che Hürden zu überwinden sind,
wurde deutlich. Schließlich dürfen

Kommunen nicht zu stark in den
Wettbewerb mit Unternehmen tre-
ten. Oberregierungsrätin Ulri-
ke Klotz vom Landratsamt Unter-
allgäu riet den Bürgermeistern, vor
Abschluss von Verträgen Kontak-
te mit dem Landratsamt oder dem
Gemeindetag aufzunehmen. Der
Kreisobmann des Bauernverban-
des, Gerhard Miller, ging auf
Chancen und Konfliktpunkte im
Verhältnis zwischen der Landwirt-
schaft und der Kommunen ein.
Seien es Biogasanlagen (im Unte-
rallgäu bestehen derzeit 75 solcher
Anlagen) oder großflächige Solar-
anlagen im Außenbereich, beides
sei in den Gemeinderäten nicht un-
umstritten und würde auch in der
Bevölkerung zu Diskussionen
führen. Er appellierte an die Bür-
germeister, die Chancen gemein-
sam zu nutzen und vor einer ent-
sprechenden Entscheidung das
Gespräch zu suchen. �

Bayerischer Verdienstorden für Gudrun Grieser
Freude bei der ehemaligen Schweinfurter Oberbürgermeisterin
Gudrun Grieser: Sie wurde von Ministerpräsident Horst Seeho-
fer zusammen mit 56 weiteren Persönlichkeiten in München mit
dem Bayerischen Verdienstorden ausgezeichnet. ��

Entgegen der sonst üblichen Praxis im Hause Riebel, runde Ge-
burtstage mit einem rauschenden Fest zu feiern, übergaben Fir-
menchef ThomasAulinger und MehrheitsgesellschafterinAnnette
Aulinger anlässlich des 90. Firmengeburtstags einen Scheck über
90.000 Euro an die Kreisklinik Mindelheim. Die zweckgebundene
Summe wird in der Klinik für die Umstellung auf digitales Rönt-
gen verwendet. V. l.: Chefarzt Dr. med. Schnackenburg, Pflege-
dienstleiterFerdinand Köhlichhaus, die Chefärzte Dr. Manfred Nu-
scheler, PD Dr. Peter Steinbigler, Dr. med. Christof Weitzel, Mau-
rer-Auszubildender Norman Loos, Industriekauffrau-Auszubil-
dende Sonja Jutz, Riebel-Hauptgesellschafterin Annette Aulinger,
Industriekauffrau-Auszubildende Anika Fröhlich, Straßenbau-
AuszubildenderDanielWissigkeit, Riebel-GeschäftsführerThomas
Aulinger, Klinikvorstand Franz Huber, Landrat Hans-Joachim
Weirather und Mindelheims Bürgermeister Dr. Stephan Winter.��

Auszeichnung des bayerischen Wirtschaftsministerium:

„Tag des Tourismus“
Stadt-Umland-Preis TouPLUS Bayern

Die Bayerische Wirtschaftsstaatssekretärin Katja Hessel verleiht
am 5. Oktober 2010 im Buchheim-Museum am Starnberger See
den Stadt-Umland-Preis TouPLUS Bayern. Die Stadt Passau er-
hält gemeinsam mit dem Landkreis Passau und dem Regional-
management Passau die Auszeichnung in Bronze für das gemein-
same Projekt „Tag des Tourismus“.

Stadt und Landkreis Passau ha-
ben gemeinsam mit dem Regio-
nalmanagement Passau im April
2010 erstmals einen „Tag des
Tourismus“ initiiert. Unter dem
Motto ‚Daheim unterwegs – ler-
nen Sie Ihre Heimat näher ken-
nen’ wurden vor allem den Ein-
heimischen in 20 Freizeiteinrich-
tungen der Region vom Gra-
nitzentrum in Hauzenberg über
die Wohlfühl-Therme in Bad
Griesbach bis hin zur Dreiflüsse-
Rundfahrt in Passau kostenlose
oder stark verbilligte Eintrittskar-
ten angeboten.

Wertschätzung der Region

Staatssekretärin Hessel betonte
bei der Bekanntgabe der Gewin-
ner, dass der gemeinsame Touris-
mustag im Raum Passau sehr lo-
benswert ist, weil er das Bewusst-
sein und dieWertschätzung für den
Tourismus in der Region stärkt.
„Begeisterte Einheimische sind für
Tourismusregionen wichtige Mul-
tiplikatoren, weil sie für Ziele im
Umland bei Gästen die Werbe-
trommel rühren und wertvolle
Tipps geben können. Das Passauer
Projekt hat eine Vorbildfunktion
für Aktionen in anderen Touris-
musgebieten und passt gut zu den
aktuellen ‚Pro-Tourismus-Initiati-
ven’in allen regionalenTourismus-
verbandsgebieten im Freistaat“, er-
klärte die Staatssekretärin.

Für Landrat Franz Meyer steht
besonders im Mittelpunkt, dass
der „Tag des Tourismus“ wesent-
lich dazu beigetragen hat, auch
den Bewohnern des Passauer
Landes die Attraktivität der eige-
nen Region als Ausflugsziel zu
verdeutlichen. Dieses Bewusst-
sein zu schärfen, sei ein wichtiges
Anliegen gewesen. „Um so mehr
freut es uns, dass der Landkreis
bei diesem Gemeinschaftsprojekt
dafür sorgen konnte, dass durch
eine Vielzahl von teilnehmenden
Einrichtungen und Betrieben der
„Tag des Tourismus“ zu einer
flächendeckenden und nachhalti-
gen Einrichtung werden konnte,
deren Neuauflage wir bereits fest-
gelegt haben“, so der Landrat.

Auch Oberbürgermeister Jürgen
Dupper verdeutlichte, wie erfreut
er über diesen Erfolg ist. „Es ist für
uns eine große Ehre, dass das tou-
ristische Engagement Passaus von
einer höheren Stelle wie dem
Bayerischen Wirtschaftsministeri-
um honoriert wird. Dies ist insbe-
sondere für die tourismusbeauf-
tragten Stellen, dem Passau Tou-
rismus e. V. und der Tourist-Infor-
mation Passauer Land, eine große
Anerkennung der hervorragenden
Arbeit. Der „Tag des Tourismus“
ist für alle Beteiligten eine Berei-
cherung und steigert denWert Pas-
saus als Tourismusregion in be-
sonderem Maße“, so OB Dupper.

Der Preis wird vom Bayeri-

schen Wirtschaftsministerium im
Zwei-Jahres-Turnus verliehen. Er
würdigt herausragende Leistun-
gen touristischer Stadt-Umland-
Kooperationen im Freistaat.

Bei dem diesjährigen Wettbe-
werb TouPLUS Bayern standen
23 Bewerbungen zurAuswahl. In
der Wettbewerbsjury waren Ver-
treter der Tourismus- und der
Landesentwicklungsabteilung
des Bayerischen Wirtschaftsmini-

steriums, der BAYERN TOU-
RISMUS Marketing GmbH und
des Bayerischen Städtetages so-
wie der Inhaber des Stiftungslehr-
stuhls Tourismus an der Katholi-
schen Universität Eichstätt, Pro-
fessor Harald Pechlaner, vertre-
ten. Bei der Entscheidung waren
Originalität, Nachhaltigkeit, Um-
fang, touristischer Nutzen fürs
Umland und der Innovationsgrad
der Maßnahme maßgebliche Ent-
scheidungskriterien. Der Preis
selbst ist nicht finanziell dotiert,
die Gewinner erhalten eine eigens
hierfür geschaffene Glastrophäe.
Zusätzlich hat er für die Preisträ-
ger einen hohen Image- und PR-
Wert. �
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Weihnachtsbeleuchtung

Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 /69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen
Schacht-Ausrüstungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Gmeiner GmbH
Winterdiensttechnik · Germany
Daimlerstraße 18 · 92533 Wernberg-Köblitz
Telefon: +49 (9604) 93267-0
Internet: www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

Fahnenmasten/Fahnen

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — bestrasst — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters.

z. B. BW-Tragetaschen 500 St. einfarbig bedruckt
€360,00 + MwSt. + Film.

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Berufskleidung

Bardusch GmbH & Co. KG · Textil-Mietdienste · Bundesweit
www.bardusch.de · Tel.: 01801 - BARDUSCH (22 73 87 24)

Hausmeisterservice

Biete

Hausmeisterservice
im GroßraumMünchen

Chiffre: GZ-17252

Vorschau auf GZ 17
In unserer Ausgabe Nr. 17, die am 9. September erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Kommunalfinanzen
zz Umwelt- und Abfalltechnik
zz Garten- und Landschaftsbau, Grünanlagen
zz Kommunalfahrzeuge
zz Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt
eine Beilage der LfA Förderbank Bayern sowie eine Eigen-
beilage des Verlags Bayerische Kommunalpresse GmbH
zum Genossenschaftstag 2010 bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

Europäische Metropolregion Nürnberg:

Jahrestagung
in Selb

Unter dem Motto „Demografischer Wandel – Strategien und
gute Beispiele in der Metropolregion Nürnberg“ fand in Selb
die Jahrestagung der EMN statt. Mehr als 180 Teilnehmer aus
Politik, Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft erarbeiteten
Strategien und Lösungswege.

Der demografische Wandel
betrifft alle Teilräume der Me-
tropolregion Nürnberg, wenn
auch mit unterschiedlicher In-
tensität. „Wir brauchen ein Ma-
nagement des demographischen
Wandels – ein Management des
Schrumpfens, des Älterwerdens,
des Vereinzelung und der Zu-
wanderung“, erläuterte eingangs
Dr. Ulrich Maly, Oberbürger-
meister der Stadt Nürnberg und
Ratsvorsitzender der Metropol-
region.

Der stellvertretende Ratsvor-
sitzende und Bamberger Land-

rat Dr. Günther Denzler erklär-
te: „Wir werden weniger, ver-
einzelter, bunter und älter! Aber
die Metropolregion ist gut auf-
gestellt wegen ihrer Polyzentra-
lität und der guten Kooperati-
onsqualität von Stadt und
Land.“

Dringliches Netzwerk

Der Wunsiedeler Landrat Dr.
Karl Döhler unterstrich, dass
der demografische Wandel für
einen Landkreis alleine kaum
zu bewältigen ist. „Wir brau-

LEW TelNet Geschäftsführerin Erna-Maria Trixl, Eduard Os-
wald, Mitglied des Deutschen Bundestages und Vorsitzender
des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie, M-net Ge-
schäftsführer Anton Gleich und Langweids Bürgermeister
Jürgen Gilg starteten die Bauarbeiten beim symbolischen Spa-
tenstich in Stettenhofen. Bild: LEW/Plössel

Den Anschluss an
die Zukunft legen
Bauarbeiten für Ausbau des Breitbandnetzes

in Langweid starten – Freistaat fördert Projekt
von LEW TelNet und Mnet

Mehr als vier Kilometer neue Glasfaser- und Kupferleitungen
sind die Basis des neuen Breitbandnetzes in Foret und Stetten-
hofen, Ortsteile der Gemeinde Langweid bei Augsburg. Ab No-
vember 2010 können rund 1.140 Haushalte in Foret und Stet-
tenhofen über die neue Infrastruktur dann mit einer Band-
breite von zunächst bis zu 50 Mbit/s im Internet surfen.

Die für das Breitbandnetz
notwendigen Bauarbeiten in Fo-
ret und Stettenhofen haben heu-
te mit dem offiziellen Spaten-
stich begonnen. Das Projekt set-
zen LEW TelNet und M-net ge-
meinsam um. Bis Herbst 2010
verlegt die LEW TelNet 4.200
Meter neue Glasfaser- und Kup-
ferleitungen in Langweid. Sie

verbinden an neun verschiede-
nen Punkten in den Ortsteilen
Foret und Stettenhofen die vor-
handenen Telefonleitungen mit
dem Breitbandnetz der LEW
TelNet. M-net wiederum inve-
stiert in technisches Equipment
zur Realisierung der innovati-
ven VDSL-Technik.

Nach Abschluss der Arbeiten

wird M-net in Foret und Stetten-
hofen auf Basis dieser neu ge-
schaffenen Infrastruktur hoch-
moderne Internetzugänge mit
einer Geschwindigkeit von bis
zu 50 Mbit/s bereitstellen. Der
Freistaat Bayern fördert das
Vorhaben im Rahmen seines
Programms zum Ausbau der
Breitbandversorgung im ländli-
chen Raum. An den Investitio-
nen für den Aufbau der neuen
Glasfaser-Infrastruktur beteili-
gen sich außerdem die Gemein-
de Langweid sowie die Unter-
nehmen LEW TelNet und M-
net.

Meilenstein

„Dieses Projekt ist ein wichti-
ger Meilenstein für Foret und
Stettenhofen“, sagte Bürgermei-
ster Jürgen Gilg bei dem offizi-
ellen Spatenstich. „Bisher sind
dort größtenteils nur Internetan-
bindungen mit schmalen Band-
breiten von unter 1 Mbit/s mög-
lich. Künftig verfügen wir dort
über eine zukunftssichere Breit-
band-Infrastruktur, die eine we-
sentliche Basis für die weitere

Entwicklung von Foret und
Stettenhofen darstellt.“

15 Breitbandprojekte

„Wir setzen in der Region
Bayerisch-Schwaben bereits 15
Breitbandprojekte um“, sagte
LEW TelNet-Geschäftsführerin
Erna-Maria Trixl. „Das zeigt,
dass Netzbetreiber wie LEW
TelNet und M-net das drängen-
de Problem der Breitbandver-
sorgung im ländlichen Raum lö-
sen können.“ Die künftig von
M-net verfügbaren Telefon- und
Internetanschlüsse liefern mit
bis zu 50 Mbit/s ein Vielfaches
an Geschwindigkeit, was ein
Standard-DSL-Anschluss heute
zu leisten vermag. „Mit dem
Spatenstich heute beginnt der
Countdown für den Start in ein
neues Internet-Zeitalter in Foret
und Stettenhofen“, sagte Anton
Gleich, Geschäftsführer von
M-net. „Davon werden Privat-
kunden ebenso profitieren wie
Unternehmen oder Freiberufler,
die auf leistungsfähige und si-
chere Internetzugänge angewie-
sen sind.“ �

chen hier auch das Netzwerk
der Metropolregion Nürnberg
und ihre Stadt-Land-Partner-
schaft“, so Döhler.

Die Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels sind auch
auf demArbeitsmarkt der Metro-
polregion Nürnberg spürbar. Fol-
gerichtig waren auch die IHK
Nürnberg für Mittelfranken und
die IHK Oberfranken Bayreuth
Mitveranstalter der Tagung.
Deren Hauptgeschäftsführer
Dr. Hans F. Trunzer richtete an
die Bayerische Staatsregierung
den Appell, Oberfranken möge
doch „Modellregion Demografi-
scher Wandel“ werden.

Maßnahmen koordinieren

Aus Sicht der IHK könnten in
einer derartigen Modellregion
Maßnahmen zur Bewältigung
der demografischen Herausfor-
derungen der Zukunft exempla-
risch erprobt werden. Oberfran-
ken biete sich gerade wegen der
besonders vom demografischen
Wandel betroffenen Landkreise
Wunsiedel, Hof und Kronach
als Modellregion geradezu an.
Aus Sicht der IHK wäre der
Staatssekretärsausschuss Länd-
licher Raum das geeignete Gre-
mium, um die unterschiedlichen
Maßnahmen zu koordinieren
und die Ergebnisse zu eva-
luieren.

Kuratorium Hochfranken

Dass nicht nur analysiert und
gesprochen wird, sondern auch
aktiv versucht wird, sich den
Herausforderungen zu stellen,
zeigt das Kuratorium Hochfran-
ken. Im Rahmen des Demogra-
phiekongresses stellte Regio-
nalmanager Volker Ostheimer
den WillkommensClub Hoch-
franken vor. Bei diesem Projekt
handelt sich es um ein Instru-
ment der Fachkräftesicherung.

„Man muss den demografi-
schen Wandel als Jahrhundert-
chance begreifen“, hob Prof. El-
ke Pahl-Weber vom Bundesin-
stitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (Bonn/Berlin)
hervor. Hierzu müsse die tech-
nische Infrastruktur stärker de-
zentral umgebaut werden, ohne
dass die Funktionen der urba-
nen Zentren litten, urteilte Pahl-
Weber.

Echter Exportschlager

Beispiel: Im nordbayerischen
Schlaganfall-Netzwerk arbeiten
die Kliniken in Bayreuth, Erlan-
gen und Nürnberg mit elf Kran-
kenhäusern in der Fläche eng
zusammen. Mit Hilfe modern-
ster Kamera- und Kommunika-
tionstechnik erhalten Schlagan-
fall-Patienten schnell aus der
Ferne kompetente Hilfe - ange-
sichts des Ärztemangels und der
wachsenden Zahl alter Men-
schen eine wirksame Strategie,
der wohnortnahen Krankenver-
sorgung eine Überlebenschance
zu geben. Mit Stolz vermeldete
der Neumarkter Chefarzt Prof.
René Handschu, dass das welt-
weit zweitgrößte Telemedizin-
Netzwerk „ein echter Export-
schlager“ ist.

Weiterbildung

„Durchgängiges lebensbe-
gleitendes Lernen“ forderte
Prof. Lutz Bellmann vom Insti-
tut für Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung (IAB) aus Nürnberg.
Dass die Arbeitskräfte in der
Metropolregion sich besonders
engagiert weiterbilden, belegte
der Wissenschaftler durch Da-
ten aus dem aktuellen IAB-Be-
triebspanel. Auch verwies der
Wissenschaftler darauf, dass die
Förderung von Zuwanderung
verstärkt ein „Thema der Poli-
tik“ werden müsse. DK
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mente wie Gleitzeit, Telearbeit oder Arbeitszeitkonten
bieten gangbare Lösungswege für viele Unternehmen
und fördern die Motivation ihrer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter.

Hinsichtlich der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie besteht jedoch noch immer großer Nachholbedarf.
Dabei liegt gerade hier ein großes Potenzial, wie der
Fürther Automobilzulieferer Mekra Lang GmbH & Co.
KG zeigt. Ein wichtiges Instrument, auf das Mekra
setzt, ist die hauseigene Kindertagesstätte. Diese bie-

tet, abgestimmt auf die Schichtarbeitszeiten, eine Be-
treuung des Nachwuchses von früh bis spät an. Das Un-
ternehmen kann so im Produktionsprozess stets flexi-
bel reagieren und zugleich Rücksicht auf die Familien
nehmen. „Wir haben dem Begriff Familienunternehmen
eine neue Dimension hinzugefügt, indem wir unseren
Beschäftigten eine optimale Vereinbarkeit von Beruf
und Familie ermöglichen“, erklärt Sabine Lang, Ge-
schäftsführerin von Mekra Lang.

Arbeitgeber können mit Maßnahmen zur sogenann-
ten Work-Life-Balance auch anderen Problemen leichter
begegnen: etwa dem demografischen Wandel. So be-
steht seit 2008 für Arbeitnehmer ein sechsmonatiger ge-
setzlicher Anspruch auf Pflegeauszeit. Mittelständler
haben angesichts überschaubarer Mitarbeiterzahlen,
kurzer Entscheidungswege und hoher Personalbindung
gute Voraussetzungen, auch solche Herausforderungen
in der Personalarbeit zu meistern. Konkrete Lösungsan-
gebote macht das Kompetenzzentrum Work-Life in Mün-
chen. Hier finden Unternehmen anhand von Checklisten
und Praxisbeispielen Anhaltspunkte für die erfolgreiche
Umsetzung im eigenen Haus. Angebote hält auch die 
Initiative „effizient familienbewusst führen! – Führungs-
instrumente zukunftsfähig gestalten“ bereit, die unter
der Schirmherrschaft des Bayerischen Arbeits- und So-
zialministeriums steht.

Die Ära starrer Arbeitszeiten ist schon lange vor-
bei. Dennoch gibt es bei einigen Personalchefs im-
mer noch Vorbehalte gegenüber flexiblen Arbeits-
zeitmodellen.
Zu Unrecht, wie die aktuelle Delphi-Studie zur zu-
künftigen Ausgestaltung der Arbeitszeit zeigt. Die fort-
schreitende Arbeitszeitflexibilisierung kann der Studie
zufolge die Produktivität und Attraktivität von Unter-
nehmen deutlich erhöhen und birgt dabei für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber zusätzliche Chancen. Instru-

P E R S O N A L P O L I T I K

Im Trend: familienfreundliche Unternehmen

INFO Weitere Informationen unter 

www.work-life.de und www.eff-portal.de

Arbeitszeit:
Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter
wünschen sich
eine bessere Ver-
einbarkeit von
Beruf und Familie

I N N O VAT I O N

Haus der Forschung
M O T O R  M I T T E L S TA N D

Spitzenleistung ausgezeichnet
Ende Juni hat Bayern ein „Haus der For-
schung“ mit Sitz in Nürnberg und einem
weiteren Sitz in München eingerichtet.
Damit entstehen zwei bayernweite An-
laufstellen für alle Fragen zur Technolo-
gie- und Forschungsförderung, sodass
künftig Fördermittel von der EU und vom
Bund noch erfolgreicher für bayerische
Unternehmen und Hochschulen einge-

worben werden können. Zudem erhalten
Mittelständler eine optimale Beratung
zu den bayerischen Förderprogrammen
für Forschung und Entwicklung. Im
„Haus der Forschung“ kooperieren die
LfA-Tochter Bayern Innovativ, die Baye-
rische Forschungsallianz, die Bayerische
Forschungsstiftung sowie das Innova-
tions- und Technologiezentrum Bayern.

Zahlreiche mittelständische Firmen in
Bayern konnten ihren Umsatz auch in der
Wirtschaftskrise steigern und haben Tau-
sende von Arbeitsplätzen geschaffen.
„Viele Unternehmen haben allen Widrig-
keiten zum Trotz ihre Chancen auf den
Märkten genutzt“, erklärte Bayerns Wirt-
schaftsminister Zeil bei der Prämierung
der 50 wachstumsstärksten Firmen in

Bayern. Die Auszeichnung „Bayerns Best
50“ wird zum neunten Mal an die dyna-
mischsten Unternehmen im Freistaat ver-
geben. Preisträger sind unter anderem
Gehrlicher-Solar-Photovoltaikanlagen in
Dornach und TLS Transport-Logistik-Sys-
teme in Naila. Über ein Viertel der prä-
mierten Firmen wurden durch Finanzie-
rungen der LfA-Gruppe unterstützt.
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INFO Weitere Informationen und nützliche Tipps 

im Internet: www.unternehmensnachfolge-in-bayern.de

Bei der Veräußerung eines Unternehmens sind 
eine Reihe von wirtschaftlichen und rechtlichen
Aspekten zu beachten. Immer wieder werden da-
bei wichtige Punkte übersehen.
- Übergabewillige Unternehmer sollten frühzeitig den

Wert ihres Unternehmens nach anerkannten Bewer-
tungsmethoden von einem unabhängigen Sachverstän-
digen schätzen lassen. So können sie mit einer realisti-
schen Grundlage in Preisverhandlungen treten.

- Verträge vor dem Notar sollten erst unterschrieben
werden, wenn die Finanzierung der Übergabe gesi-
chert ist. In jedem Fall sollte auch die Hausbank über
die Nachfolgepläne informiert werden.

- Vor der Unternehmensübergabe müssen alle erbrechtli-
chen Fragen geklärt sein. Pflichtteilsberechtigte sollten
vorher ausbezahlt werden, damit der neue Besitzer vor
nachträglichen Forderungen und Klagen geschützt ist.

- Das Testament und die vertraglichen Regelungen bei
der Unternehmensnachfolge dürfen sich nicht wider-
sprechen. Oft gibt es deshalb im Nachhinein Proble-
me. Gesellschaftsrechtliche und erbrechtliche Fragen
müssen parallel geklärt werden.

- Für den Alteigentümer ist es wichtig, dass seine Alters-
vorsorge bei der Nachfolgeregelung berücksichtigt ist.
Reicht der Verkaufserlös für den Ruhestand, oder ist ei-
ne Rentenzahlung durch das Unternehmen sinnvoll?

B E T R I E B S Ü B E R G A B E

Praxistipps für eine
gelungene Übergabe

LfA Report: Herr Röhr, Sie haben vor drei Jahren
die Firma Wünsch übernommen. Wie ist es dazu ge-
kommen?
Röhr: In meiner damaligen Tätigkeit sah ich keine
Perspektiven für eine persönliche und berufliche
Weiterentwicklung. Deshalb eruierte ich die Mög-
lichkeiten einer Unternehmensnachfolge. Letzt-
endlich wurde ich bei der Unternehmensnachfol-
gebörse der IHK „nexxt-change“ fündig. 
Was war der Grund dafür, dass der Vorbesitzer ei-
nen externen Nachfolger suchte?
Der frühere Eigentümer hatte keinen Nachfolger

in der Familie, und eine betriebsinterne Nachfolge-
möglichkeit konnte nicht realisiert werden. 
Welche Vorbereitungen haben Sie und Ihr Vorgän-
ger für die Unternehmensübertragung getroffen?
Es war ein langer, intensiver Prozess, der von vie-
len Gesprächen und Analysen geprägt war. Gera-
de in der Due Diligence wurde alles offengelegt
und jeder Punkt eingehend diskutiert. Es fanden 
eine Reihe von Betriebsbesichtigungen, Treffen
und Gesprächen mit Schlüsselkunden und ein-
gehende Beratungen mit den Banken und Steuer-
beratern statt. 
Haben Sie eine externe Beratung genutzt?
Die externe Beratung ist für beide Parteien sehr
zu empfehlen. Bei einer Unternehmensübergabe
sind viele rechtliche und steuerliche Aspekte 
zu berücksichtigen, die nur erfahrene Spezialisten
situationsgerecht im Blick behalten können. Des-
halb nahmen wir die Beratungsleistungen von
Unternehmensberatern, Rechtsanwälten, Banken
und Steuerberatern in Anspruch.
Wie ist heute das Verhältnis zum Altbesitzer?
Der ehemalige Eigentümer ist heute noch als Be-
rater im Unternehmen tätig und unterstützt mich
in allen Belangen – er steht mir wirklich als Rat-
geber mit seinem ganzen Erfahrungsschatz unein-
geschränkt zur Verfügung. Das schätze ich sehr.

Wolfgang Röhr, Geschäftsführer der Wünsch Offset-Druck GmbH, über seine Erfahrungen 
bei der Unternehmensübernahme und sein heutiges Verhältnis zum Alteigentümer

Wolfgang
Röhr 
hat vor 
drei Jahren
die Firma
Wünsch
Offset-
Druck in
Neumarkt
über-
nommen

INFO Weitere Informationen rund um das 

Thema Nachfolge unter www.nexxt.org

S C H W E R P U N K T T H E M A :  U N T E R N E H M E N S N A C H F O L G E  I M  M I T T E L S TA N D

I N T E R V I E W

Kompetente Beratung nutzen

„Wer wird mein Nachfolger?“ Früher oder später
muss sich jeder Unternehmer mit dieser Frage aus-
einandersetzen. Gerade für Mittelständler ist es
wichtig, die Unternehmensnachfolge schon Jahre
vor der Übergabe in Angriff zu nehmen.
Bis 2014 wird die Frage der Nachfolge für etwa
110 000 Familienunternehmen in Deutschland rele-
vant, schätzt das Institut für Mittelstandsforschung
(IfM) in Bonn. Das Erreichen des Ruhestandsalters ist
dabei mit rund 86 Prozent der häufigste Grund für Un-
ternehmensübergaben. „Eine rechtzeitige Einleitung
der Nachfolgeregelung bringt allen Seiten Vorteile
und stärkt die Überlebensfähigkeit des Unterneh-
mens“, sagt Oliver Müller-Marc, Inhaber der Unter-
nehmensberatung 9pt in Fürstenfeldbruck. Der wich-
tigste Schritt zu einer erfolgreichen Unternehmens-
übergabe ist die Suche nach einem Nachfolger. Die
meisten Unternehmer bevorzugen nach wie vor eine
familieninterne Regelung. Doch nicht immer haben die
Kinder daran Interesse oder sind für die Führung ei-
nes Unternehmens auch geeignet. Dann empfiehlt sich
eine externe Nachfolgelösung. Bei der Suche nach ei-
nem geeigneten Kandidaten können Wirtschaftskam-

mern, Banken oder der Steuerberater behilflich sein.
Ist der Nachfolger gefunden, sollten beide Parteien ge-
meinsam die Form der Unternehmensübergabe fest-
legen. Bei familieninternen Lösungen erfolgt sie meis-
tens unentgeltlich durch Erbschaft oder Schenkung.
Der Nachfolger muss dabei beachten, dass er zu dem
Betrieb auch alle Rechte und Pflichten übernimmt. Im
Fall einer externen Nachfolge ist der Verkauf die klas-
sische Lösung. Er kann sofort oder in mehreren Schrit-

N A C H F O L G E S T R AT E G I E

ten erfolgen. Welche Form der Nachfolge die richtige
ist, hängt jedoch immer vom Einzelfall ab. „Es gibt kei-
ne allgemeingültigen Regeln“, meint Birgit Felden,
Professorin an der Fachhochschule für Wirtschaft in
Berlin. Sie empfiehlt beiden Parteien, sich bei diesem
wichtigen Schritt professionell beraten zu lassen.

Zukunft aktiv gestalten
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Im bayerischen Mittelstand macht sich zunehmend Zuversicht
breit. Die Betriebe erkennen neue Marktchancen und inves-
tieren kräftig. Wesentliche Finanzierungsbausteine kommen
von der LfA Förderbank Bayern.
In den ersten sechs Monaten des Jahres 2010 hat die LfA Förderbank
Bayern mittelständischen Unternehmen zinsverbilligte und zinsgüns-
tige Programmkredite von 720 Millionen Euro zugesagt – gut 50
Prozent mehr als im gleichen Vorjahreszeitraum. Das Geld fließt an

2900 Mittelständler, die damit Vorhaben in Höhe von 1,1 Milliarden
Euro durchführen. Der größte Anteil entfiel auf Modernisierungen;
allein dafür stellte die Förderbank 450 Millionen Euro bereit, 88 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Damit konnten Betriebe Maschinen und
Produktionsanlagen auf den aktuellen Stand der Technik bringen
und in Betriebsgebäude investieren. Der starke Anstieg bei diesen
Krediten ist ein Indiz dafür, dass der Konjunkturmotor wieder läuft
und gerade auch kleinere Betriebe Marktchancen erkennen und ih-
re  Wettbewerbsfähigkeit steigern möchten. Auch die Konsortial- und
Globaldarlehen der Bank werden deutlich stärker nachgefragt. Die
gesamten Kreditzusagen von annähernd eine Milliarde Euro im ers-
ten Halbjahr übertreffen den Vorjahreswert um 65 Prozent.

Große Bedeutung haben nach wie vor die Risikoübernahmen. Die
starke Nachfrage ist eine Spätfolge der Wirtschaftskrise, die zu ei-
nem Mangel an banküblichen Sicherheiten geführt hat. Die Bürg-
schaften nahmen um 11 Prozent auf 86 Millionen Euro zu, die Haf-
tungsfreistellungen um 53 Prozent auf 110 Millionen Euro. Der star-
ke Zuwachs bei den Haftungsfreistellungen ist auch Folge davon,
dass die Bank Anfang Februar den Einsatz dieses Förderinstruments
auf den Universalkredit ausgeweitet hat. Seit Anfang 2009 hat die
Förderbank mit dem Bayerischen Mittelstandsschirm damit mehr als
3100 Unternehmen geholfen, Kredite für Betriebsmittel und Investi-
tionen von über 800 Millionen Euro zu erhalten.

A U S  D E R  L FA  F Ö R D E R B A N K  B AY E R N

K R E D I T Z U S A G E N

Investitionskredite stark gefragt

A U F  E I N  W O R T

die Zusagen für das erste Halbjahr 2010
zeigen zweierlei: Die Konjunktur zieht
an, und unsere Förderprodukte passen.
Wir stellen fest, dass die Sicherung der
Liquidität nicht mehr im Vordergrund
steht und unsere Investitionskredite
stark gefragt sind. Neben dem günsti-
gen Kredit bieten wir Hilfen bei der
Kreditaufnahme. 

Auch passen wir unser Angebot ständig den Erfor-
dernissen des Marktes an, wie der neu geschaffene Inves-
tivkredit 100 Pro und die Verbesserungen beim Univer-
salkredit und beim Mittelstandskapital zeigen. 

Mit maßgeschneiderten Angeboten verhelfen wir zu
bestmöglichen Finanzierungen: Der Zinssatz bei den aus
Haushaltsmitteln verbilligten Krediten, vor allem Start-
und Investivkredit, befindet sich seit Anfang Juni auf ei-
nem historischen Tiefstand. Zusammen mit unseren eige-
nen Kreditprodukten decken wir den Investitionsbedarf
des Mittelstands in ganzer Breite ab. 

Die hohen Zusagewerte zeigen, wie attraktiv und
zielgenau das Angebot ist. Darüber hinaus übernehmen
wir Risiken bei Unternehmen, denen es an genügend
bankmäßigen Sicherheiten fehlt. So kommen auch sie an
neue Kredite und können erforderliche Investitionen
durchführen. 

F Ö R D E R A N G E B O T  

Neuerungen
Mit einem neuen Produkt, dem Investivkredit 100 Pro, will die LfA
Förderbank Bayern die Innovationskraft des Mittelstands im struk-
turschwächeren Ostbayern stärken. Antragsberechtigt sind mittel-
ständische Unternehmen aus Oberfranken, der Oberpfalz und Nieder-
bayern. Gefördert werden zum Beispiel Investitionen in technologisch
hochwertige Maschinen und Geräte wie Fräsmaschinen für Hand-
werksunternehmen, Prüfgeräte für Dienstleister oder Scannersyste-
me für den Handel. Der Kredit liegt im Zinsniveau deutlich günstiger
als der Investivkredit 100 der Förderbank und wird mit einer 70-pro-
zentigen Haftungsfreistellung für die Hausbank angeboten. Bis 2015
stehen für den aus bayerischen und EU-Mitteln gemeinsam finanzier-
ten Investivkredit 100 Pro rund 80 Millionen Euro zur Verfügung.

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

Joachim
Feldmann,
Mitglied des Vor-
stands der LfA
Förderbank Bayern

Der Bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer hat am 21. April
den Vorstandsvorsitzenden der LfA Förderbank Bayern, Michael
Schneider, mit dem Bundesverdienstkreuz der Bundesrepublik
Deutschland ausgezeichnet. Laut Würdigung bei der Ordensverlei-
hung hat sich Schneider „durch sein außerordentliches berufliches
Engagement sowie in seinen ehrenamtlichen Tätigkeiten um das all-
gemeine Wohl und in besonderem Maße um das wirtschaftliche
Wohlergehen des Mittelstands verdient gemacht.“ Schneider nahm
die Ehrung auch als Anerkennung der Leistung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Bank entgegen.

E H R U N G

Leistung gewürdigt

Förderbank in Berlin
Zum dritten Mal veranstaltete
die LfA Förderbank Bayern ei-
nen Parlamentarischen Abend
in Berlin. An der Veranstaltung
am 15. Juni in der Bayerischen
Vertretung nahmen Bundes-
tagsabgeordnete aus dem
Freistaat sowie weitere Per-
sönlichkeiten aus Politik, Ver-
waltung und Wirtschaft teil,
an der Spitze der stellvertre-
tende Bayerische Ministerprä-
sident Martin Zeil und Finanz-
staatssekretär Franz Josef
Pschierer. Die Förderbank prä-
sentierte ihr Leistungsange-
bot, vor allem den besonders
aktuellen Bayerischen Mittel-
standsschirm.

Businessplan-
Wettbewerbe
Ende Juli wurden der Münche-
ner Businessplan-Wettbewerb
2010 und der Businessplan-
Wettbewerb Nordbayern 2010
abgeschlossen. Über 600 po-
tenzielle Jungunternehmer
nahmen an den Wettbewerben
teil. Die Existenzgründer er-
halten kostenfrei Unterstüt-
zung beim Planen und Finan-
zieren ihrer Vorhaben. Die Ver-
anstaltungen werden seit
1998 von der LfA Förderbank
Bayern unterstützt.

Konjunktur auf Tour
Die von der KfW bundesweit
durchgeführte Informations-
kampagne „Konjunktur auf
Tour 2010“ wurde in Bayern
von der LfA Förderbank Bayern
und den regionalen IHKs be-
gleitet. In Augsburg, Nürnberg
und Hof ließen sich über 
300 Mittelständler über För-
derangebote beraten.

Auftrieb: Das 
Kreditvolumen der
LfA Förderbank 
ist in den letzten
Monaten gestiegen

INFO Auskünfte zum Förderangebot erteilt das 

LfA-Kundencenter unter: 0800 / 21 24 24-0 (kostenfrei) 

N A C H R I C H T E N
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U N T E R N E H M E N S P O R T R Ä T

Auf der ganzen Welt zu Hause 
Ein neues Informationspor-
tal zum Bayerischen Mittel-
standspakt bietet Unter-
nehmen besseren Service.
Der Mittelstandspakt wurde
vor gut einem Jahr als bis da-
hin in Deutschland einmalige
Initiative ins Leben gerufen.
Die Initiative, koordiniert vom
Bayerischen Wirtschaftsminis-
terium, bündelt die Kräfte von
über 50 Organisationen und
Verbänden und steht dem Mit-
telstand im Freistaat partner-
schaftlich zur Seite. Zu den
Hauptzielen des Pakts gehören
die umfassende Information
und Beratung der Unterneh-
men zu Hilfs- und Fördermög-
lichkeiten sowie die Formulie-
rung gemeinsamer Positionen.

Das neue Informationsportal
wertet Wirtschaftsminister
Martin Zeil als „eine wichtige
Voraussetzung, um unser Kom-
petenz- und Förderzentrum bei
den Unternehmen noch be-
kannter zu machen“. Das Por-
tal bietet Informationen und
kompetenten Service für die
Unternehmenspraxis von klei-
nen und mittleren Betrieben,
Selbstständigen und Freiberuf-
lern. So steht ein bayernweiter
Veranstaltungskalender oder
ein Publikationsservice zur
Verfügung. „Der Mittelstand
erhält auf dem Internetportal
unmittelbar Zugriff auf das
Kompetenznetzwerk der Pakt-
partner“, konstatiert der Baye-
rische Wirtschaftsminister.

S TA N D O R T

Pakt für
Mittelstand

INFO Link zum Thema

www.mittelstand-in-bayern.de

„Ein Netzwerk
für den 

Mittelstand“
Martin Zeil

als eines der anspruchsvollsten Stahlbauwerke bezeichnet werden“,
erklärt der geschäftsführende Gesellschafter Gerhard Pfeifer.

Solche Großprojekte sind aber längst nicht das einzige Geschäfts-
feld des Mittelständlers. Inzwischen ist aus dem Kleinbetrieb, der in
der zwölften Generation familiengeführt ist, eine global aufgestellte
Unternehmensgruppe geworden. Mit rund 1100 Mitarbeitern erwirt-
schaftete Pfeifer im vergangenen Jahr in acht Geschäftsfeldern rund
300 Millionen Euro Umsatz. Begonnen hatte alles vor über 430 Jah-
ren mit der Herstellung von Seilen, und dieses Know-how ist auch
heute noch gefragt. Einsatzfertig konfektionierte Seile für Kräne und
Baumaschinen sowie diverse Anwendungen in der Industrie zählen
ebenso zum Angebot von Pfeifer wie Drahtseile für Aufzüge und den
Bergbau. Daneben hat sich Pfeifer mit Innovationen weltweit ein ho-
hes Ansehen für zuverlässige und ausgereifte Lastaufnahmemittel
erworben. Wie gefragt die Produkte aus Memmingen weltweit sind,
zeigt der Exportanteil von rund 70 Prozent im letzten Jahr.

Es gibt nur wenige Unternehmen, deren Wurzeln fast bis ins
Mittelalter zurückreichen. Die Memminger Firma Pfeifer Seil-
und Hebetechnik gehört dazu. Öffentliche Beachtung erfuhr
das mittelständische Unternehmen in den vergangenen Mo-
naten dank ausgeklügelter Dachkonstruktionen, die es für
zwei Fußballstadien in Südafrika geliefert hatte.
Eigentlich erregt das Geschäft mit der Seil-, Hebe- und Bautechnik
eher wenig Aufsehen. Kaum jemand nimmt die herausragende Leis-
tung der dünnen und dicken Stahlseile wahr – besonders nicht in
Fußballarenen. Doch anlässlich der Weltmeisterschaft in Südafrika
machte Pfeifer auf sich aufmerksam. So wurde für das Dachtragwerk
des Moses-Mabhida-Stadions in Durban und des Cape-Town-Stadi-
ons in Kapstadt auf die Erfahrung des Allgäuer Unternehmens zu-
rückgegriffen, die in den vergangenen Jahren bereits bei vielen 
großen Stadionbauten auf der ganzen Welt gefragt war. „Die unge-
wöhnliche Kombination von Stahlbaustruktur und leichtem Seilnetz
hat alle Projektbeteiligten in Durban vor zahlreiche zu bewältigen-
de Extremanforderungen gestellt. Mit Recht kann dieses Bauwerk INFO Mehr Informationen unter www.pfeifer.de

Wachsender Konkurrenzdruck, angespannte Konjunkturlage,
Forderungsausfälle – selbst gesunde Unternehmen geraten
schnell unverschuldet in Zahlungsschwierigkeiten.
Zwischen der Lieferung einer Ware oder Dienstleistung und deren
Bezahlung liegen üblicherweise 30 bis 180 Tage. Solche Zahlungs-
ziele führen automatisch zu Krediten, die ein Lieferant seinen Kun-
den zur Verfügung stellt. Dies bindet jedoch Liquidität. Und je län-
ger das Zahlungsziel ist, umso unkalkulierbarer wird das eigene Un-
ternehmensrisiko. Sollte ein Kunde zahlungsunfähig werden, muss
sich das nicht zwangsläufig auf den Lieferanten auswirken. Mit ei-
ner Warenkreditversicherung können Unternehmen Forderungen aus
Warenlieferungen und Dienstleistungen an gewerbliche Kunden im
In- und Ausland gegen deren Zahlungsunfähigkeit absichern. Eine
solche Police sorgt bei Unternehmen für Planungssicherheit und ge-
währleistet Liquidität. Im Vorfeld sollte ein Unternehmen jedoch im-

mer daran denken, dass seine Kunden vor der ersten Belieferung von
der Versicherungsgesellschaft hinsichtlich der Bonität eingestuft
werden. Hier ist Sensibilität gefordert, um langfristige Kundenbezie-
hungen nicht zu gefährden.

Gut abgesichert
V E R S I C H E R U N G E N

INFO Link zum Thema: www.forderungsausfallversicherung.de

Forderungsaus-
fall: Exportierende
Unternehmen soll-
ten sich schützen

Geschäftsfelder der LfA

Gründung Wachstum 
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